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Hallo lieber Leser und liebe Leserin, 

die dramatischen Ereignisse in Polen haben gezeigt, daß die 
Aggressivität der imperialistischen Supermächte, in diesem 
Fall die der Sowjetunion^ keinesfalls unterschätzt werden 
darf. Gerade hierauf hinzuweisen tut besonders not, denn es 
geht um die Glaubwürdigkeit und die Zukunft der Friedens- 
bewegung in Ost und West. Haben sich doch gerade in der 
BRD falsche Friedensfreunde in die Bewegung eingeschli- 
chen, die lauthals jetzt die polnische Militärjunta bejubeln, 
die keinen Deut besser als die faschistische Pinochet-Re- 
gierung in Chile ist. DKP und Vorfeldorganisationen haben 
in einer moralisch glaubwürdigen Friedensbewegung nichts 
zu suchen. Daher ist es auch wichtig, über die Zustände im 
„real existierenden Sozialismus“ der DDR informiert zu 
sein. In dieser Ausgabe nehmen daher Herbert Fechner und 
Wolf Deinert zur Situation der Wehrpflichtigen und zur 
Kriegserziehung und Friedensbewegung in der DDR 
Steilung. 

Zwei Jahre WIR SELBST-Arbeit liegen nun hinter uns. In 
diesen zwei Jahren gelang es uns, die Grundlage für eine 
langfristige, kontinuierliche Arbeit zu schaffen. Die Auf- 
lage konnte - je nach Themenschwerpunkt — auf 4—5000 
gesteigert werden. Neue Mitarbeiter wurden gewonnen, 
und die redaktionellen Arbeitsbedingungen durch die An- 
mietung mehrerer Büroräume erheblich verbessert. Aber 
es gibt auch Anlaß zu Sorgen, denn noch immer trägt das 
Herausgeberkomitee einen großen Teil der finanziellen Be- 
lastungen. Die Grenze des noch erträglichen ist bereits er- 
reicht. Wir sind deshalb bemüht, zusätzliche Förderer un- 
serer Zeitschrift zu gewinnen. Wir scheuen auch nicht davor 
zurück, einen allgemeinen SPENDENAUFRUF an alle 
Freunde der WIR SELBST zu richten. Jede zusätzliche 
Mark stärkt unseren publizistischen Einsatz und sichert die 
stetige qualitative Verbesserung unserer Zeitschrift. Insbe- 
sondere regelmäßige monatliche Spenden machen eine län- 
gerfristige Planung möglich. Deshalb bitten wir jeden, der 
von der Notwendigkeit der Stärkung der WIR SELBST 
überzeugt ist, einen konkreten Beitrag hierzu in Form einer 
einmaligen oder monatlichen Spende zu leisten. 

Das Jahr 1982 soll aber auch für uns das Jahr werden, in 
dem wir unsere Mitarbeiterbasis erheblich verbreitern wol- 
len. Die Gründungen von WIR SELBST-Mitarbeiterkomi- 
tees, die an der inhaltlichen Ausrichtung wie auch an der 
organisatorischen Arbeit unserer Zeitschrift nach basisde- 
mokratischen Prinzipien beteiligt werden sollen, werden 
eine neue Phase der WIR SELBST-Arbeit einleiten. Wir 
bitten jeden, der Interesse an einer Mitarbeit hat, bei uns 
die Statuten des WIR SELBST-Herausgeber-,Redaktions- 
und Mitarbeiterkomitees anzufordem. Ob Du für uns Ar- 
tikel schreiben willst, uns Material zur Verfügung stellst, den 
Zeitschriftenvertrieb in Deiner Region organisierst, WIR 
SELBST verkaufst, WIR SELBST -Informationstische orga- 
nisierst oder sonstige Initiativen ergreifts. Du kannst von 
uns jede mögliche Unterstützung erwarten. Laßt uns ge- 
meinsam eine neue Offensive beginnen. Für jeden Vor- 
schlag und jede Kritik sind wir dankbar. 

Unsere Leser bitten wir um Verständnis dafür, daß wir den 
Verkaufspreis der WIR SELBST ab Nr. 1/1 982 auf 4 DM er- 
höhen müssen. Bedingt ist dies in erster Linie durch gestie- 
gene Druck- und Papierkosten. Der Preis des Jahresabonne- 
ments beträgt zukünftig 27 DM. Da wir den Seitenum- 
fang im vergangenen Jahr erhöht haben und mit der Num- 
mer 6 1981/82 durch die Verwendung eines kleineren 
Schrifttypes den Inhalt erweitern konnten, glauben wir, 
daß diese Erhöhung auch insofern gerechtfertigt ist. 

Alles Gute, Euer Redaktionskomitee 
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Solidarität 

mit Mki 



Der revolutionäre Weg der polnischen Gewerkschaft Soli- 
darität 

Nachrichten aus Polen 

Am 13. Dezember 1981 übernahm die Führung der polni- 
schen Armee unter Führung des Partei-, Regierungs- und Mi- 
litärchefs General Jaruzelski in Polen die Macht. Die Art 
und Weise, wie die Militärclique versucht über den Willen 
von 95% der polnischen Bevölkerung sich hinweg zu setzen, 
ähnelt in auffallender Weise den Machenschaften latein- 
amerikanischer Putschgenerale. Seit 13. Dezember 1981 be- 
finden sich die mehr als 10 Millionen Mitglieder der SOLI- 
DARITÄT, der größten politischen Massenorganisation des 
Landes, unterstützt von der polnischen Studentenschaft so- 
wie den krichlichen Organisationen und dem Schriftsteller- 
verband in heftigem politschen Kampf gegen die konter- 
revolutionäre Militärjunta, die die Menschenrechte ausge- 
setzt hat und beginnt Konzentrationslager für politische 
Oppositionelle einzurichten. Die Gewerkschaft Solidarnosc 
nahm zu dem Vergehen der militaristischen Verbrecherjun- 
ta wie folgt in einer ersten Stellungnahme Position. „Heute 
um Mitternacht wurde der Kriegszustand erklärt. Es handelt 
sich um eine brutale Verletzung der öffentlichen Ordnung 
in unserem Land, um einen Versuch, die Aktivität der Be- 
völkerung zu lähmen und ihre Solidarität zu brechen. Wir 
rufen Euch auf: Lassen wir unsere Solidarität nicht zerstö- 
ren! Sie ist in diesem Augenblick unser wichtigster Wert. 
NSZZ Solidarnosc* 4 . Mittlerweile hat Solidarnosc den akti- 
ven politischen Kampf für ein unabhängiges und sozialisti- 
sches Polen aufgenommen, der zum Ziel hat die militaristi- 
sche Regierung der Staatskapitalisten zu stürzen. 

Reaktionen 

Die Reaktionen auf die Ereignisse in Polen lassen die ideolo- 
gischen und tagespolitischen Motivationen der politisch re- 
levanten Kräfte zu Tage treten. Von westlich-systemkon- 
servativer Seite wird die antikommunistische Variante ins 
Spiel gebracht. Der gleiche Reagan, der seiner Zeit den 
Befreiungskampf des vietnamesischen Volkes mithalf zu 
unterdrücken und nach Napalm-Bomben rief, der heute den 
lateinamerikanischen Diktaturen und Südafrika freudig die 
Hände reicht, heuchelt Solidarität mit Polen vor. In Wahr- 
heit ist dem amerikanischen Präsidenten und seinen reaktio- 
nären Anhängern in USA und Westeuropa nichts verhaßter 
als ein System der Arbeiterselbsverwaltung und der natio- 
nalen Befreiung. Beschämend opportunistisch ist das Ver- 
halten großer Teile der GRÜNEN. Die Ereignisse in Polen 
werden mit einer Selbstverständlichkeit übergangen, die der 
Rechten Munition gegen die Friedensbewegung und ein 
trauriges Licht auf die Glaubwürdigkeit dieser Personen fal- 



len läßt. Wer mit dem sowjetischen Botschafter in Bonn 
kungelt, während sowjetische und polnische Militaristen auf 
polnische Arbeiter schießen, ist nützlicher Idiot im Spiel 
der sowjetischen Kriegspolitik. Die französischen Soziali- 
sten, die sich einem unabhängigen Sozialismus der Arbeiter- 
selbstverwaltung verschrieben haben, nahmen ebenso wie 
die italienischen, spanischen und griechischen Sozialisten 
aktiv für die polnische Arbeiterbewegung Stellung. In 
Frankreich streikte mit Ausnahme der moskauorientierten 
KP das gesamte französische Volk für die polnische Nation. 
In Athen zogen tausende von nationalrevolutionären 
Panhellenisten durch die Straßen, zerstörten die Filialen des 
Sowetimperialismus und des polnischen Militär regt mes und 
zeigten auch, daß Sie mit der wachsweichen Haltung der 
BRD-Regierung nichts zu tun haben wollten, indem sie in 
das Büro der BRD-Lufthansa einige Steine der Mahnung 
plumpsen ließen. 

Auch in Flandern und den Niederlanden unterstützen die 
radikalen und ökologischen Kräfte durch politische Mani- 
festationen und Demonstrationen das Anliegen der politi- 
schen Revolutionsbewegung in Polen. In der BRD, der DDR 
und Österreich, in den drei deutschen Staaten, fiel die Soli- 
darität mit dem polnischen Volk geringer aus als in den an- 
deren Ländern, dies hat verschiedene Ursachen: 

1. Die Vasallen der Supermächte und ihre Vertreter 
Schmidt und Honecker haben die Interessen der Super- 
mächte und deren Wirtschaftsimperien zu vertreten. Das 
polnische Experiment eines unabhängigen Weges jenseits 
von Kapitalismus und Staatskapitalismus kann nicht im 
Interesse der imperialistischen Mächte liegen. USA und 
Sowjetunion wollen die Welt unter sich aufteilen und 
kämpfen miteinander und im Wettbewerb gegeneinander für 
die Unterdrückung der Völker und Menschen. 

2. Daher bedient sich die etablierte Propaganda geschickt 
antipolnischer Ressentiments in der deutschen Bevölkerung, 
indem das diskriminierende und chauvinistische Wort 
aus dem NS-Sprachge brauch von der „polnischen Wirt- 
schaft“ hervorgekramt wird. Damit soll halb verschämt, 
halb offen Verständnis für den Aggressionsakt der Mili- 
tärs suggeriert werden. Der faschistische Ungeist feiert 
liier wie in der DDR fröhlich Wiederkehr. In Österreich 
allerdings begeht man etwas unbefangener und selbstbe- 
wußter Solidarität mit Polen, auch im etablierten Lager. 

3. Ein Übergreifen der polnischen Impulse einer Basisbewe- 
gung von unten hat in den Kreisen der Herrschenden in 
Deutschland Furcht und Panik ausgelöst. Ein unabhängiges 
Polen hätte ein weiterer Fortschritt der weltweiten Emanzi- 
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pationsbewegung gegen den Imperialismus bedeuten kön- 
nen. Deutschland als Nachbarland von Polen hätte schnell 
von der „polnischen Krankheit" angesteckt werden können 
und eine Sozialrevolutionäre und befreiungsnationalistische 
Emanzipationsbewegung von größerer Breite wäre ein ge- 
waltiger Schlag gegen die imperialistischen Machtmonopole. 
Die Bonner Friedenskundgebung, vertreten durch die mora- 
lisch glaubwürdige Alternativbewegung (TAZ, Alternative 
Liste, Teile der GRÜNEN usw.) hat den Etablierten in 
Ost und West einen gewaltigen Schreck versetzt. Wichtig ist 
daher, daß alle Teile der glaubwürdigen Friedensbewegung 
abgesetzt von der proimperialistischen Instrumentalisie- 
rungsbewegung Moskauer Prägung den Kampf für ein 
unabhängiges Polen und für ein Europa unabhängiger 
Völker und Regionen verstärkt fortsetzen. 

Auch dann, wenn es wie zur Zeit der Fall, den Herrschen- 
den es gelungen ist, die aktiven Teile der Bevölkerung in 
Schach zu halten. 

Auch im linken Flügel der SPD ist El Salvador ein weitaus 
lieberes Thema als Polen. Denn der Befreiungskampf in El 
Salvador ist weiter weg. Und ein solcher Funke ist zu weit 
weg, um unmittelbar auf Deutschland überspringen zu 
können. 



Aktuelle Forderungen 

Die nationalrevolutionäre Bewegung in Deutschland fühlt 
sich dem Anliegen der Solidarität eng verbunden. Auch wir 
wollen in den drei deutschen Staaten ein basis- und rätede- 
rtiokra risches System einführen. Auch wir wollen die Unab- 
hängigkeit unseres Landes vom Imperialismus. Ebenso füh- 
len wir uns unserer Tradition und Geschichte verbunden, 
wie die polnische Arbeiterklasse sich ihrer Tradition und 
ihrer Geschichte bewußt ist. Ebenso wie Solidarnosc be- 
fürworten wir den Klassenkampf der Arbeiter- und Basisbe- 
wegung gegen die herrschende Bürokratenclique. Auf der 
Grundlage dieser breiten Übereinstimmung und im Interesse 
der Verwirklichung der Menschenrechte und der proleta- 
rischen Verbundenheit der Völker fordern wir: 



3. Sofortige Aufhebung des Ausnahmezustandes und des 
Kriegsrechtes. 

4. Für ein unabhängiges, demokratisches und sozialistisches 
Polen. 

Angesichts dessen, was auf dem Spiel steht, kann niemand 
beiseitestehen, der sich auf die demokratischen und soziali- 
stischen Traditionen der Arbeiterbewegung beruft. Für den 
Sieg der polnischen Arbeiter, denn eine Niederlage wäre zu- 
gleich ein Schlag gegen die Arbeiter und eine Waffe gegen 
die Friedensbewegung in aller Welt in ihrem Kampf gegen 
Aufrüstung. Sie wäre ein Schlag gegen alle, die für soziali- 
stische Demokratie als Alternative zur kapitalistischen 
Krise im Westen und zur Mißwirtschaft und Unterdrückung 
im Osten eintreten. 

Solidarität mit Solidarnosc. Noch ist Polen nicht verloren. 
WIR SELBST - Redaktionskomitee 




1. Sofortige Freilassung aller verhafteten Gewerkschaftler. 

2. Keine Einmischung der US- und Sowjetimperialisten. 
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Nichts gegen den Willen des Volkes ! 




DEN FRIEDEN VON UNTEN 
ERZWINGEN 



Teil II 



Es ist, ethisch gesehen, unzulässig, in einer pessimistischen forderten Faustregel: versuche stets dein Katastrophen- 

Untätigkeit zu verharren. Grundlage für menschliches Ver- wissen mit dem „Prinzip Hoffnung“ zu durchdringen, 

halten muß die Einsicht sein, daß die Zukunft unbekannt, „strategische Knoten“ zu finden, bei deren Lösung eine 

offen ist. Keine wissenschaftlichen Prognosen werden je - Umkehr möglich ist. 

ma/s die Ungewißheit des Eintretens zukünftiger Ereig- Überlegungen, welche alternative Verteidigungsformen uns 

nisse in einer Weise beseitigen, daß der Handlungsspiel - zum einen aus den nuklearen Konfrontationsstrategien 

raum auf Null schrumpfen würde. Selbst wenn wir über der Supermächte ausklammem könnten und, damit direkt 

zeugt wären, daß es nicht möglich ist, einen Weltkrieg zu verbunden, uns zum anderen dem politisch-ökonomischen 

verhindern, wären wir gezwungen, vor seinem Ausbruch Zugriff der jeweiligen Führungsmacht entzögen, führen 

zu handeln und selbst, wenn er, wie vorausgesagt, über zwangsläufig zur Systemfrage, zur Frage der Legitimation 

uns kommen würde, so bleiben immer noch einige Hand - der Herrschaftsverhältnisse. Die Zunahme der Ost-West- 

lungen, die vorher vollbracht werden können, übrig, die Spannungen erwächst sowohl aus den imperialen Zielset- 

in der Zeit danach höchste Bedeutung erlangen könnten. zungen der Blöcke als auch — wie es in einem Thesenpa- 

pier der taz vom 26.6.1980 festgestellt wurde - aus den 
CarhFriedrich von Weizäcker Widersprüchen innerhalb der Systeme. Die Feindbilder 

werden gepflegt, um den Widerstand im Inneren mit Hin- 
weis auf die vermeintliche oder tatsächliche Bedrohung 
von außen brechen zu können. Mit der gleichen Argumen- 
tation wird die Notwendigkeit der Blockeinbindung und 
der Unterwerfung unter die jeweilige Führungsmacht be- 
Natürlich haben wir Angst. Die Supermächte verstärken gründet. Rüstung erweist sich zunehmend als Strategie 

ihre Bedrohungspotentiale und verbessern die nuklearen der Machterhaltung auch nach innen. Einer der Initiatoren 

Waffensysteme. Die Raketen sind scharfgemacht und auf des Rüssel-Appells, Edward P. Thompson, formulierte 

mitteleuropäische Ziele gerichtet. Die Welt hungert, und die dies so: „Beide Supermächte sind bestückt und bewaffnet 

Militärs in beiden Blöcken fordern mehr und mehr finan- für einen sofortigen alles vernichtenden Angriff... Die 

ziehe Mittel für Aufrüstung und Modernisierung der Waf- Bombe ist mehr als ein lebloses Ding. Zuallererst ist sie 

fentechnik. Nukleare Kriegsführungsstrategien werden ent- in ihrer zerstörerischen Wirkung und in ihrer programmier- 
wickelt, der begrenzte Atomkrieg in Europa in den Bereich ten Flugbahn eine Bedrohung. Zum zweiten ist sie Bestand- 

des Möglichen gerückt. Da tröstet uns der Kirchen tagsslo- teil eines Waffens y s t e m s , das herzusteilen, zu beman- 

gan „Fürchtet Euch nicht“ alleine auch nicht. Es gilt Al- nen und zu unterhalten ein korrespondierendes soziales 

temativen zu entwickeln nach der von Roland Vogt 1 ge- System erfordert. Eine ausgeprägte Organisation von Ar- 
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beit, Forschung und Unterhalt, mit ausgeprägten Befehls- 
hicratchicn, Regeln der Geheimhaltung und einer Zugriffs- 
hierarchle auf Material und menschliche Fertigkeiten, 
einen hohen Grad an polizeilicher Überwachung und Dis- 
ziplin, eine ausgeprägte Organisation der Produktion, die - 
ihrem Charakter nach militärisch - große Zahlen von Zi- 
vilisten (Beamte, Ingenieure, Wissenschaftler) beschäftigt 
und braucht, die sie ihrer Disziplin und ihren Spielregeln 
unterwirft.“ 2 

Es kann daher nicht verwundern, daß neue gedankliche An- 
sätze zu alternativen Verteidigungskonzepten, die radikale 
geamtgesellschaftliche Veränderungen zur Voraussetzung 
haben, gerade aus der Ökologie bewegung heraus entwickelt 
werden. Was von den etablierten Systempolitikern noch 
gerne als verträumter grüner Romantizismus und Lebens- 
fremdheit abgetan wird, hat im grünen und alternativen La- 
ger längst eine höhere Stufe, eine neue Qualität systemüber- 
windenden Denkens erreicht: Die Verplanung der Menschen 
im groß techn ischen Produktionsprozeß, Naturvemichtung, 
Atomkraftwerke, Überwachungsstaat, atomare Rüstung und 
Blockeinbindung - erstmals wird der Zusammenhang er- 
kannt, das Unterdrückungssystem in seiner Gesamtheit als 
logische Konsequenz einer materialistischen, sich am Wirt- 
schaftswachstum orientierenden Gesellschaftsordnung of- 
fengelegt. Warum und für wen das alles? Denn daß dies 
nicht im Interesse der arbeitenden Menschen liegt ist offen- 
bar. Zu kurz greifen aber auch die Erklärungsmuster, wo- 
nach die Profitinteressen des Kapitals als ausschließliche Ur- 
sache jener verhängnisvollen Entwicklung, an deren Ende 
vielleicht der atomare Exodus der Menschheit steht, ange- 
sehen werden. Anscheinend gibt es tatsächlich eine innere 
Dynamik und Logik des Industriesystems, die den Extermi- 
nismus, den Drang zur Selbsvemichtung der Menschen her- 
vorbringt. 

Am Widerstand gegen Atomkraftwerke wie auch gegen ato- 
maren Rustungswahnsinn wird das neue revolutionäre Sub- 
jekt sichtbar - gleichermaßen artikuliert sich hier der Wille 
zum Leben. Der Kampf gilt dem Industriesystem an sich, 
seinen Unterdrückungsmechanismen und seinen hierarchi- 
schen Strukturen. 

Soziale Verteidigung - für die da oben? 

Vor diesem Hintergrund müssen die in jüngster Zeit ver- 
stärkt aufkommenden Überlegungen zur Sozialen Verteidi- 
gung betrachtet werden. Basisdemokratisierung aller politi- 
schen Praxis, auch und gerade der der Landesverteidigung, 
- hierzu gilt es aus nationalrevolutionärer Sicht Stellung 
zu nehmen. 

Soziale Verteidigung, verstanden als Gegenkonzept zu 
„Gleichgewicht des Schreckens“ und „Status Quo der 
Machtblöcke“, erfordert zu ihrer staatlichen Institutio- 
nalisierung vor allem eines: eine demokratische gesell- 
schaftliche Ordnung, die ein Höchstmaß von Identifika- 
tion des Einzelnen mit dem politischen System ermöglicht. 
Gerade diese Voraussetzung ist aber in der Bundesrepublik, 
die sich gerne plakativ als „freiheitlich-demokratischer 
Rechtsstaat“ bezeichnet, nicht gegeben. Die kapitalisti- 
sche Ordnung dieses Staates und seine US-Vasallenfunk- 
tion sind offensichtlich nicht geeignet, in einer merklich 
kritischer werdenden Jugend den Willen zur Verteidigung 
dieser fragwürdigen Ordnung und seiner materialistischen 
Werteorientierung hervorzurufen. An die Durchsetzung 
einer alternativen Verteidigungskonzeption, wie die der 
„Sozialen Verteidigung“, in der Politik der Bundesrepu- 
blik ist derzeit nicht zu denken. Die Herrschenden sind 
emgcschworcn auf „Nach“-Rüstung, Neutronenbombcn- 



produktion und Stationierung nuklearer Mittelstrecken- 
raketen auf bundesdeutschem Boden. In den etablierten 
Parteien gibt es hiergegen keinen nennenswerten Wider- 
stand. Was soll also angesichts dieser klaren machtpoliti- 
schen Gegebenheiten das Nachdenken über die „Soziale 
Verteidigung“? 

politisch, kulturell und wirtschaftlich eine Kolonie der USA 

Der auf parlamentarische Wirksamkeit ausgerichtete Teil 
der deutschen Altemativbewegung — AL in Berlin und 
„Die Grünen“ - kann programmatische Zielvorstellungen 
dem Wähler verdeutlichen. Eine visionäre Zukunftschau, 
wesentlich mehr nicht. Wichtig wird dabei sein, daß das 
Bekenntnis zur Sozialen Verteidigung, wie es die Grünen 
auf ihrem letzten Bundesparteitag abgelegt haben, deutlich 
dargestellt wird als untrennbar verbunden mit der dazu 
notwendigen ökologischen, sozialistischen und basisdemo- 
kratischen Veränderung, ln diesem zukunftsorientierten 
positiven Aufzeigen von Alternativen ist die wichtige 
Funktion der Grünen als Partei zu sehen. Nur: die ato- 
maren US-Mittelstreckenraketen werden 1983 in der 
BRD stationiert; die Gefahr des Atomkrieges wächst von 
Tag zu Tag. Und gleichzeitig erkennen mehr und mehr 
Menschen in unserem Land, wie ohnmächtig wir dieser 
verhängnisvollen Entwicklung gegenüber stehen, wie wenig 
wir Deutschen unsere eigenen nationalen Angelegenheiten 
selbst bestimmen können. Militärische Giftgaslager in der 
Pfalz, US-Atombombendepots und zukünftig nukleare 
Mittelstreckenraketen vom Typ Pershing II und Cruise 
missiles, zudem die Stationierung von 300 000 ameri- 
kanischen Soldaten in der BRD das alles ist plötzlich im 
Bewußtsein der Menschen. Lange genug war es verdrängt: 
Wir sind immer noch ein besetztes Land, politisch, kulturell 
und wirtschaftlich eine Kolonie der USA. 



Soziale Verteidigung hier und jetzt. 

Dies erkennen heißt die Soziale Verteidigung als mögliche 
gewaltlose Widerstandsform von unten, von nicht staat- 
lich gesteuerter Seite, zu überdenken, nicht als Ab- 
schreckung für fremde Invasoren, sondern als konkrete, 
hier und jetzt anwendbare Kampfmethode der Friedens- 
bewegung gegen Versuche des US-Imperialismus, in Europa 
und von deutschem Boden aus Vorbereitungen für eine 
nukleare Auseinandersetzung zu treffen. Die Frage, die 
es zu beantworten gilt, ist tatsächlich momentan nicht in 
erster Linie, was zu tun ist, wenn die Sowjets kommen, 
sondern: was tun, wenn die Amis bleiben? Ähnliche Über- 
legungen wären denkbar für die Deutschen in der DDR, 
auf deren Boden die zweite imperialistische Supermacht, 
die Sowjetunion, Gewehr bei Fuß steht, die Atomrake- 
ten abschußbereit auf westeuropäische Ziele gerichtet, 
ln der Geschichte der nationalen Befreiungsbewegungen 
haben Formen der Sozialen Verteidigung oft eine große 
Bedeutung gehabt. Insbesondere dann, wenn, wie es für die 
Verhältnisse der BRD auch zutrifft, die Herrschenden im 
eigenen Land sich auf die Seite der Besatzungsmacht stell- 
te, entwickelten sich aus dem Volk heraus gewaltfreie 
Methoden des Widerstandes. Dazu zählen Gehorsamsver- 
weigerung gegenüber den Befehlen des Gegners, die Ob- 
struktion seiner Maßnahmen, Widerstand angesichts seiner 
Drohungen und Unterdrückungsaktionen, Versuche, seine 
Truppen und Zivilbeamte zur Widersetzlichkeit aufzu- 
stacheln, und auch mitunter die Schaffung einer Parallel- 
regierung. Diese Widerstandsformen beziehen gewöhnlich 
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die Bevölkerung in ihrer Gesamtheit tn die Aktionen ein 
und sie tragen nichtmilitärischen Charakter. Das setzt aller- 
dings ein breites Bewußtsein von der Notwendigkeit des 
Widerstandes voraus. Die Bonner Friedensdemonstration 
im Oktober 1981 - mit ihren 300 000 Teilnehmern — 
zeigt den verstärkten Willen der Menschen, sich aktiv für 
Frieden und Unabhängigkeit von fremden Mächten gegen 
atomaren Rüstungswahnsinn und Imperialismus aktiv einzu- 
setzen. Die Bewußtmachung der bestehenden realen Kon- 
fliktsituation ist im Ansatz gelungen. Aber noch kann die 
Mehrheit der Bevölkerung nicht zum aktiven Einsatz in der 
Friedensbewegung motiviert werden. Ein gutes Stück be- 
wußtseinsbildender Arbeit liegt noch vor uns. 

Welchen Weg eine gewaltfreie Opposition, die sich dem Le- 
ben und - ganz ohne Pathos - dem menschlich bewohn- 
baren Fortbestehen unseres Planeten verpflichtet weiß, 
gehen soll, läßt sich wahrscheinlich nur einer kritischen 
Aufarbeitung der historischen Versuche von Sozialer Ver- 
teidigung und gewaltfreiem Widerstand entnehmen. 

Je mehr Gewalt, desto weniger Revolution ? 

Die Geschichte der gewaltfreien Aktion ist lang, die Auf- 
merksamkeit, die ihr die Historiker schenken dagegen nur 
gering. So sah bereits die römische Plebs im Jahre 494 v. 
Christus von einem Attentat auf die Konsuln ab, zog statt 
dessen auf den Heiligen Berg, verharrte dort einige Tage und 
weigerte sich, ihren üblichen Pflichten nachzukommen, bis 
sie ein Übereinkommen erzielte, das ihr bessere Lebensbe- 
dingungen und eine Erhöhung ihres Status zusicherte. Im 
19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab es vor allem drei 
Gruppen, die der Technik der gewaltfreien Aktion starken 
Auftrieb gaben: Gewerkschaften und andere Radikalsozia- 
listen, die ein Kampfmittel - meist Streiks, Generalstreiks 
und Boykotte - gegen die ungerechte kapitalistische Ge- 
sellschaftsordnung suchten; Nationalisten, die feststellten, 
daß sich diese Kampftechnik für den Widerstand gegen 
fremde Okkupationsmächte eignet, als Beispiele seien der 
Widerstand der Ungarn gegen Österreich zwischen 1850 und 
1867 und der Boykott japanischer Waren durch die Chine- 
sen zu Beginn des 20. Jahrhunderts genannt; und schließ- 
lich auf der Ebene der Ideen und des persönlichen Bei- 
spiels Einzelgänger wie Lew Tolstoj in Rußland und Henry 
David Thoreau in den Vereinigten Staaten, die die Möglich- 
keit zur Schaffung einer besseren Gesellschaft aufzeigen 
wollten. 

Durch die Jahrtausende - bis in unsere Tage hinein — zieht 
sich das ethische Problem der Anwendung von Gewalt und 
Gegengewalt. Gerade in unserem Zeitalter, in dem es um 
die Durchsetzung fundamental-demokratischer Forderun- 
gen geht, werden Formen der Gewaltanwendung zuneh- 
mend kritischer betrachtet werden müssen, und dies nicht 
nur aus Gründen der hochentwickelten Waffen technik, die 
in einer kriegerischen Auseinandersetzung die Gefahr der 
Vernichtung der menschlichen Gattung hervorruft. Gerade 
aus der Sicht derjenigen, die für glaubwürdige Alternativen, 
für eine allgemeine Emanzipation des Menschen kämpfen, 
stellt die Gewalt, auch die im Dienst emanzipatorischer Be- 
wegungen angewandte, ein ernsthaftes moralisches Problem 
dar. Der belgische Sozialist Barthelemy de Ligt brachte sei- 
ne Überlegungen hierzu auf die griffige Formel: „Je mehr 
Gewalt, desto weniger Revolution“. 3 
In seiner Kritik an der kubanischen Revolution Castros ver- 
wies der linke amerikanische Politologe M. Sibley darauf, 
daß die Unterscheidung zwischen revolutionärer und re- 
aktionärer Gewalt auf Selbsttäuschung beruhe: „Alle Ge- 



walt tendiert dazu, ‘reaktionär 1 zu sein, was auch immer die 
Ziele derjenigen sein mögen, die sie an wenden. Während auf 
lange Sicht den Nachwirkungen der Gewaltanwendung 
zweifellos in gewissem Grad entgegengewirkt werden kann, 
so läßt diese doch immer ihre Narben zurück: werden in 
Richtung auf eine egalitäre Gesellschaft Fortschritte erzielt, 
so geschieht dies in erster Linie trotz der Gewaltanwendung 
und nicht auf Grund von ihr.“ 4 

Ais Nationalrevolutionär verlangt mir eine solche Haltung 
höchsten Respekt ab. Trotzdem bleibt der - vielleicht un- 
lösbare Widerspruch, daß bei fehlenden Möglichkeiten, 
den Weg der gewaltfreien Aktionen zur Änderung der Un- 
terdrückungsverhältnisse erfolgreich gehen zu können, weil 
etwa die angewandten Repressalien selbst passiven Wider- 
stand verhindern oder gar auf die physische Vernichtung 
von Menschenleben gerichtet sind, jede Mahnung zur 
Friedfertigkeit und Gewaltverzicht zur Ideologie wird, die 
objektiv im Dienste der Herrschenden steht. Ich persönlich 
sehe mich nicht in der Lage, eine grundsätzliche Gewissens- 
entscheidung für oder gegen die Gewalt als Mittel des 
Widerstandes zu fällen .Dafür achten ich zu sehr jene, die im 
antifaschistischen Widerstand auch den Tyrannenmord 
planten und dafür ihr ihr Leben gaben, oder auch andere, 
die von El Salvador bis Namibia in ihrer Verzweiflung auch 
zur Waffe greifen, um für fundamentale Menschenrechte zu 
kämpfen. 

Deshalb möchte ich im weiteren den gewaltlosen Wider- 
stand als erfolgversprechende Kampftechnik, also rein 
aufgrund seiner Funktionalität und Wirksamkeit behan- 
deln. 



Gandhis Satyagraha 

Es war vor allem der indische Philosoph und Politiker Gan- 
dhi und sein Kampf für die Unabhängigkeit Indiens, der, in 
Zusammenarbeit mit seinen politischen Freunden und in- 
dischen Landsleuten, in einer Reihe von Auseinandersetzun- 
gen bewies, daß gewaltloser Kampf im großen Maßstab po- 
litische Wirkungen zu erzielen vermochte. Gandhi versuch- 
te, durch gewaltlose Aktionen auf die herrschende britische 
Kolonialmacht einzuwirken, sie zu einer Änderung ihrer 
Politik zu veranlassen und ihr politisches Ziel zu untergra- 
ben. Bewußt stellte er eine Verbindung zwischen den po- 
litischen Aktionen auf Massenbasis und dem ethischen 
Prinzip der Gewaltfreiheit her. Der Strategie und Taktik 
wurde eine starke Beachtung geschenkt und die Methoden 
und Techniken erweitert und verfeinert. Seine Kampftech- 
nik bezeichnete er als „Satyagraha“, was so viel heißt wie 
„gewaltfreier Einsatz für die Wahrheit“. Aus kulturspezi- 
fischen philosophischen Elementen seines Denkens zog 
er politische Schlußfolgerungen: „Die Wahrheit finden 
heißt sich selbst verwirklichen, sein Schicksal erfüllen, mit 
anderen Worten: vollkommen sein.“ 5 
Diesem Drang nach Selbstverwirklichung der indischen 
Menschen stand das unterdrückende System des britischen 
Kolonialismus entgegen. Selbstbestimmung und Unter- 
drückung. beides abhängig vom Bewußtseinszustand - der 
Wille zur Freiheit als geschichtstreibende Kraft! „Satyagra- 
ha“ übersetzt auf politisch: „In der Politik gründet sich sei- 
ne Anwendung auf die unwandelbare Maxime, daß man 
Menschen nur so lange regieren kann, wie sie entweder be- 
wußt oder unbewußt darin einwilligen, regiert zu werden.“ 6 
Der Jahrzehnte währende Kampf Gandhis und der Inder 
nach der Satyagraha-Strategie, das konsequente, schrittwei- 
se Ausbauen der eigenen Positionen und das Zurückdrän- 
gen des Gegners sowie das unbeirrbare Festhalten an dem 
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Mahatma Gandhi: Phi- 
losoph und Vorkämpfer 
des passiven Widerstan- 
des. 



Prinzip der Gewaltlosigkeit brachte Indien schließlich - un- 
terstützt durch eine weltweite Sympathie für die Freiheits- 
bewegung - die nationale Unabhängigkeit. 

Die Soziale Verteidigung im Ruhrkampf 

In der deutschen Geschichte kann der „Ruhrkampf“ als 
Beispiel einer Sozialen Verteidigung gegen die militärische 
Besetzuung durch eine fremde Macht herangezogen werden, 
obwohl die gewaltlosen Methoden hier nur begrenzt und 
in unvollkommener Weise angewandt wurden und nicht 
selten mit Gewaltanwendung verbunden war. 

Es gehört zu den Besonderheiten dieses Falles, daß nur 
ein Teil des deutschen Staatsgebietes — wenn auch das 
für die Gesamtwirtschaft wichtigste - von der Besetzung 
betroffen wurde und daß die Besetzung nicht als Angriffs- 
handlung, sondern als Begleiterscheinung wirtschaftlicher 
Sanktionen aufgefaßt werden sollte. Der Ruhrkampf war 
in erster Linie ein Wirtschaftskrieg. Aber gerade dieses 
Beispiel zeigt, daß gewaltloser Widerstand nicht nur auf 
wirtschaftliche Kampfmaßnahmen beschränkt bleiben 
darf, sondern nur wirksam ist, wenn er Sache des ganzen, 
zumindest der großen Mehrheit des Volkes ist. 

Im Versailler Friedensdiktat hatten die Alliierten Deutsch- 
land auf Grund des Kriegsschuldartikels dazu verpflichtet, 
die im Krieg verursachten Schäden wiedergutzumachen. Der 
Versailler „Vertrag“ ermöglichte den Alliierten die Be- 
setzung der Gebiete links des Rheins. Ein 50 km breiter 
Streifen rechts des Rheins galt als entmilitarisierte Zone. 
Sie durfte von deutschen Truppen nicht betreten werden. 
In dieser Zone lag auch das Ruhrgebiet. 

Mehrfach war das unter der Not der Nachkriegszeit leiden- 
de Deutschland seinen Zahlungsverpflichtungen nicht 
nachgekommen. Es forderte eine Überprüfung seiner 
Zahlungsfähigkeit oder wenigsten ein Moratorium. Die 
Alliierten, vor allem Frankreich und Belgien, glaubten 
dem deutschen Schuldner seine Zahlungsunfähigkeit nicht. 
Sie besetzten 1921 die Städte Düsseldorf und Duisburg als 
territoriale Sanktionen. Im Londoner Ultimatum vom 
5. Mai 1921 drohten sie mit der Besetzung des Ruhrge- 



5. Mai 1921 drohten sie mit der Besetzung des Ruhrge- 
biets, falls Deutschland sich weigerte, ihre Forderungen 
anzunehmen. Im Dezember 1922 und Januar 1923 be- 
zichtigte die alliierte Reparationskommission Deutsch- 
land „absichtlicher Verfehlungen“ im Bereich der Kohle- 
und Sachlieferungen als Reparationsleistungen. 

Die französische und belgische Regierung beschlossen 
daraufhin, eine Kontrollkommission aus Ingenieuren und 
Beamten in das Ruhrgebiet zu entsenden. Die deutschen 
Ämter und Betriebe sollten den Weisungen dieser Kommis- 
sion unterworfen sein. Zum „Schutz“ der Kommission be- 
setzten etwa 45 000 französische und belgische Soldaten 
zwischen dem 11. und 16. Januar 1923 das Ruhrgebiet. 
Auf dem Höhepunkt des „Ruhrkampfes“ waren etwa 
90 000 Soldaten und 10 000 Zivilbeamte im Ruhrge- 
biet. 

Deutschland zu Reparationen zu zwingen, war nur ein 
Ziel der französisch-belgischen Eindringlinge. Ein anderes, 
nicht weniger wichtiges, bestand darin, den wirtschaftlichen 
Wiederaufstieg Deutschlands zu verhindern und, da das 
Ruhrgebiet mit seinen reichen Kohleschätzen eine natür- 
liche Ergänzung der lothringischen Eisenindustrie bildet, 
durch die Verbindung der beiden Industriezentren Lothrin- 
gen und Ruhrgebiet für Frankreich, das heißt für das fran- 
zösische Kapital, eine Hegemoniestellung in Europa zu 
schaffen. Als Fernziel der französischen Politik muß die 
Bildung einer von Frankreich abhängigen „Rheinischen 
Republik“ angesehen werden, wofür die intensive Unter- 
stützung des in der Bevölkerung nur verschwindend ge- 
ringe Zustimmung findenden rheinischen Separatismus 
ein ausreichendes Indiz war. 

Ein militärischer Widerstand war von vomeherein aus- 
sichtslos, da das deutsche Heer auf 100 000 Mann be- 
schränkt war. In der deutschen Bevölkerung empfand man 
das französisch-belgische Vorgehen als unerhörte Provoka- 
tion, zutiefst waren die Menschen von der Rechtmäßig- 
keit des Widerstandes überzeugt. Zahlreiche Solidaritäts- 
und Loyalitätsdemonstrationen der Gewerkschaften und 
Parteien im Dezember 1922 und Januar 1923 sollten dem 
Gegner die Entschlossenheit der Bevölkerung zeigen, sich 
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den Versuchen der Abtrennung des Rheinlandes oder der 
Ruhrbesetzung zu widersetzen. Eine vorbereitende Planung 
für einen aktiven, koordinierten Widerstand gab es jedoch 
nicht. So blieb, als die Ruhrinvasion schließlich erfolgte, 
von vielen denkbaren Widerstandsformen nur eine prakti- 
kable Möglichkeit: der passive Widerstand. Im Schrifttum 
wird „passiver Widerstand“ definiert als ein passive Form 
des gewaltlosen Widerstandes, bei der Gewaltlosigkeit 
lediglich aus Gründen der Zweckmäßigkeit angewandt wird. 

Zeitweilige Überlegungen t die Zechen unter Wasser zu 
setzen, um sie so dem Zugriff des Gegners zu entziehen, 
wurden bald wieder fallengelassen, da diese Maßnahmen 
in erster Linie die eigene Bevölkerung treffen würden. Die 
Werbung der deutschen Gewerkschaften für einen inter- 
nationalen Generalstreik fand bei den Arbeiterorgani- 
sationen Frankreichs und Belgiens keinen Widerhall. 



Den Einmarsch der fremden Trup- 
pen in Essen schilderte ein Zeitge- 
nosse so: „Sie besetzten das leere 
Kohlensyndikat, die Eisenbahndirek- 
tion, die Post und andere öffentliche 
Gebäude. Die Stadt lag wie ausgestor- 
ben da. Die Fenster der Häuser waren 
verhängt, die meisten Geschäfte ge- 
schlossen. Eisig und kühl empfing die 
Bevölkerung die fremden Eindringlin- 
ge“. 7 Der französische Oberbefehls- 
haber verhängte den Belagerungszu- 
stand über die Stadt. 

Der passive Widerstand entwickelte 
sich langsam aus der Bevölkerung her- 
aus. Es entstand eine einfache Strate- 
gie von unten: Wo immer die alliier- 
te Kommission oder eine fremde Be- 
satzungstruppe auftauchten, um den 
deutschen Ämtern und Betrieben Be- 
fehle zu erteilen, sollte der passive 
Widerstand einsetzen. Im übrigen hoff- 
te man den Arbeitsbetrieb möglichst 
ungestört aufrechterhalten zu können. 
Grimm schrieb: „Die Waffe des passi- 
ven Widerstandes wurde die Gehor- 
samsverweigerung. Dazu kamen Pro- 
teste, Arbeitsniederlegungen, Boykott 
und Kundgebungen. Maßlos war der 
Ärger der Militärs, besonders über 
die Proteste, Einsprüche und Be- 
schwerden, gegen die militärische Waf- 
fen stumpf waren. Die Gegenwaffe der 
Besatzung zur Niederkämpfung des 
passiven Widerstandes waren die 
Kriegsgerichte, die Ausweisungen und 
die allgemeinen Repressalien. Die Ge- 
horsamsverweigerung wurde vor den 
Kriegsgerichten bald zu dem Ver- 
gehen des passiven Widerstandes.“ 8 
Unterstützend und parallel dazu gab es 
zahllose kleine und große Demonstra- 
tionen, die den passiven Widerstand 
psyschologisch unterstützten. So wur- 
de z.B. die Aufführung des „Wilhelm 
Teil“ im Essener Stadttheater zu ei- 
ner Demonstration des nationalen Wi- 
derstandswillens, bis schließlich die 
Besatzung mit Waffengewalt in das 
Theater eindrang und die Besucher 
vertrieb. 

Als Vertreter des Bergbaus sich weigerten, an Verhandlun- 
gen über den Abtransport von Kohle und Koks an die Be- 
satzungsmächte teilzunehmen, wurden sie verhaftet und 
vor ein Kriegsgericht in Mainz gestellt. Die Bevölkerung 
nahm diesen Prozeß, der am 24. Januar statt fand, zum An- 
laß, zu Tausenden vor das Gerichtsgebäude zu ziehen und 
ihre Solidarität zu bekunden. Die Angeklagten wurden zu 
hohen Geldstrafen verurteilt. Ihre Rückkehr nach Essen 
gestaltete sich zu einem wahrhaften Triumphzug. Etwa 
100 000 Menschen hatten sich in den Straßen und vor dem 
Bahnhof versammelt, um die Heimkehrenden zu begrüßen. 
Zu einem der wichtigsten Widerstandsträger entwickelte 
sich die Beamtenschaft. Die Verwaltungsanordnungen der 
Besatzungsmächte wurden einfach nicht befolgt. Fast 
50 000 Beamte wurden deshalb ausgewiesen, insgesamt 
zählte man 147 000 deutsche Staatsangehörige, die das 
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Ruhrgebiet verlassen mußten. Viele wurden verhaftet und 
zu Gefängnisstrafen verurteilt. 

Da die Besatzungsmacht besonders auf die Eisenbahn an- 
gewiesen war, um Kohle nach Frankreich zu transpor- 
tieren, hatten die dort Beschäftigten zwangsläufig eine 
zentrale Rolle im passiven Widerstand inne. Die Eisen- 
bahner weigerten sich von Anfang an, KohJenzüge nach 
Frankreich zu fahren. Im März versuchten die Franzosen 
mit eigenem Personal, den Bahnbetrieb in die Hand zu be- 
kommen. Die abziehenden deutschen Eisenbahner entfern- 
ten die Aufschriften von den Maschinen und nahmen die 
Schaltpläne der komplizierten Anlagen mit. Lokomotiven 
wurden unbrauchbar gemacht, indem man wichtige Teile 
entfernte. Von 170 000 Eisenbahnern, die vor der Ruhrbe- 
setzung im Rheinland und im Ruhrgebiet tätig waren, 
hatten sich bis Juni nur 400 bereitgefunden, in den Dienst 
der französischen Besatzungsmacht zu treten. In Einzel- 
fällen kam es vor, daß couragierte Bürgermeister, wie der 
von Oberhausen, die Stromversorgung der Bahnhöfe ver- 
weigerte, was grundsätzlich Verhaftungen zur Folge hatte. 

Begleitende psy sch «logische Unterstützung 

Kaufleute weigerten sich, Besatzungssoldaten zu bedienen. 
Während der Ausgehzeit der Soldaten blieben die Ge- 
schäfte geschlossen. Straßenbahnen hatten plötzlich „De- 
fekte“ und standen still, wenn fremde Soldaten den Wagen 
betraten. Wo Angehörige der Besatzungstruppen eine Wirt- 
schaft betraten, verließen die deutschen Gäste den Raum. 
Besondere Beduetung kam der Presse zu. Über Zeitungen 
konnte Meinungsbildung in Gang gesetzt und dem Wider- 
stand der nötige propagandistische Rückhalt gegeben wer- 
den. Entsprechend war auch die Reaktion der Besatzungs- 
macht. Zwischen Januar 1923 und Juli 1925 wurden 201 
Zeitungsverbote ausgesprochen. Doch man fand immer 
neue Wege, die Bevölkerung zu informieren. Die verbote- 
nen Zeitungen erschienen unter neuem Titelköpfen wieder, 
auf Schleichwegen brachten Kuriere Zeitungen aus dem un- 
besetzten Deutschland ms Ruhrgebiet, einzelne große 
Fabriken gingen dazu über, für ihre Belegschaft eigene 
Nachrichtenblätter zu drucken. 

Nachlassen des Widerstandes 

Die anfänglichen Erfolge des passiven Widerstandes, insbe- 
sondere die Verhinderung des Kohleabtransportes, veran- 
laßte die Besatzungsmacht zu Gegenstrategien. Dabei ver- 
folgte man die Taktik der Zermürbung. Die ständigen Re- 
pressalien wie Verhaftungen, Ausweisungen, ein ausgeklü- 
geltes System von Steuern, Kriegsgerichtsdrohungen zeigten 
langfristig ihre Wirkung. Vor allem zeigte sich, daß dort, wo 
die Besatzer ohne Bedenken von brutaler Gewalt Gebrauch 
machten, der passive Widerstand sinnlos wurde. So setzten 
die französisch-belgischen Truppen verstärkt Abteilungen 
ein, die mit der Waffe den Widerstand der Arbeiter gegen 
die Requirierung von Kohle, Maschinen und Industrieer- 
zeugnissen in den Betrieben brechen sollten. 

In den Kruppwerken gab bei einer solchen Aktion ein 
französischer Leutnant den Befehl, in die wehrlose Menge 
demonstrierender Arbeiter hineinzufeuem. Das Blutbad 
forderte 13 Tote und zahlreiche Verletzte. Gleichzeitig 
gingen die Besatzer hart gegen Saboteure vor, die gegen 
Züge und Einrichtungen der französischen Eisenbahnge- 
sellschaft Anschläge vomahmen in der Zeit von März 
bis August 1923 waren es 180 Sabotageakte -, um den 
Abtransport der Kohle zu verhindern. Im Mai fand der 
Prozeß gegen Albert Leo Schlageter statt, der an Sabotage- 



akten beteiligt war und dafür zum Tode verurteilt und am 
26. Mai 1923 hingerichtet wurde. 

Die Bluttat in den Kruppwerken und die Hinrichtung Schla- 
geters hatten die Widerstandskraft der Bevölkerung ge- 
brochen. Sie begann sich mit Kompromissen abzufinden. 
Dazu tru auch die zunehmende Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Situation bei, sowie die drastische Verringe- 
rung der finanziellen Unterstützung des Widerstandes durch 
das unbesetzte Deutschland. Im August 1923 wurde Strese- 
mann Kanzler. Er erklärte am 26. September einseitig den 
Kampf für beendet, da die Staatseinnahmen nicht mehr 
ausreichten, die ungeheuer hohen Kosten des Widerstandes 
zu finanzieren. 

Insofern war der Ruhrkampf als Beispiel der Sozialen Ver- 
teidigung in Deutschland ein Mißerfolg. Deutschland hat 
in diesem Kampf bedingungslos kapituliert. Dennoch hatte 
auch der Gegner nicht gesiegt. Die Weltöffentlichkeit richte- 
te sich gegen ihn, und die wirtschaftlichen und politischen 
Ziele der Invasoren konnten nicht erreicht werden. 
Deutschland hatte zur Waffe des passiven Widerstandes ge- 
griffen, nicht weil es zutiefst von der moralischen und fak- 
tischen Überlegenheit der Kraft der Gewaltfreiheit gegen- 
über der Kraft der Gewalt überzeugt gewesen war, sondern 
aus dem Gefühl der Ohnmacht heraus und dem Wissen, daß 
jede militärische Verteidigung aussichtslos gewesen wäre. 
Als wichtigster Grund für das Scheitern des Kampfes ist 
wohl die mangelnde Vorbereitung und Organisation , wie 
auch das fehlende Durchhaltevermögen anzusehen. Zudem 
gelang es den Deutschen nicht, aus welchen Gründen auch 
immer, sich Sympathien in den Reihen der Gegner zu schaf- 
fen und sie dadurch von brutalen Repressalien abzuhalten. 
Inwieweit der aktive Widerstand, wie er von Sabotagegrup- 
pen ausgeübt wurde, dem gewaltfreien Widerstand gescha- 
det hat, läßt sich nicht eindeutig feststellen. 

Die historischen Erfahrungen der Sozialen Verteidigung 
müssen verarbeitet werden, um sie für die heutige Zeit, für 
den Widerstand der Friedens- und Altemativbewegung nutz- 
bar zu machen. Konkret auf Deutschland bezogen heißt 
das: wie ist die Soziale Verteidigung als Widerstands- 
form von unten gegen die imperialistische Besatzungsmacht 
USA und - eventuell parallel dazu - in der DDR gegen die 
sowjetische Besatzungstruppen anwendbar. Kann in der 
BRD die „Nach“*Rüstungspolitik, die Stationierung der 
atomaren Mittelstreckenraketen und die mögliche Beschaf- 
fung von Neutronenbomben durch gewaltfreien Wider- 
stand verhindert werden? 

Theodor Ebert fordert in einer Untersuchung der Metho- 
den des gewaltfreien Widerstandes ein schrittweises Vor- 
gehen der Widerstandsausübenden: 9 

1 . ) Schaffung eines intensiven Konfliktbewußtseins in der 
Bevölkerung. 

2. ) Versuch, organisatorische Formen der Zusammenar- 
beit aller am Widerstand beteiligten Personen zu finden. 

3. ) Institutionsimmanente Aktivitäten entfalten, indem 
von den Herrschenden eröffnete Wege ausgenützt werden. 

4. ) Vorbereitung der Aufständischen auf ihre soziale Rol- 
le während der Widerstandszeit und auf danach. 

5. ) Ausübung des gewaltfreien Widerstandes. 

Wichtig scheint zu sein, die Erfahrungen lehren es. daß 
es nicht zu einem Aufbau von personifizierbaren Feind- 
bildern kommt. Alle gewaltfreie Widerstandsformen basie- 
ren auf der Überlegung, den Gegner als umfunktionierbaren 
Rollenträger anzusehen, eine Trennung zwischen Person 
und seiner sozialen Rolle durchzuführen. Der Einzelne 
darf nicht als Feind angesehen werden, vielmehr sollte 
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man sich Gandhis Einschätzung des Gegners zu eigen 
machen: „Das System, dessen unbewußtes und hilfloses 
Opfer er ist, das ist der Tyrann.“ Sprechen und diskutieren 
sollten wir mit den US-Besatzungssoldaten, die in unseren 
Städten stationiert sind, ebenso mit Bundeswehrsoldaten, 
vor allem den Profis und längerdienenden unter ihnen. In 
ihrer Funktion als Teil der Militärmaschine ist ihnen zwar 
die Aufgabe zugedacht, z.B. den neutronenbombenbestück- 
ten Lance-Raketenwerfer zu bedienen, mit einem Knopf- 
druck einen Ausrottungsmechanismus auszulösen, aber da- 
neben sind sie auch Menschen, die die gleichen Bedürfnisse, 
Wünsche, Sehnsüchte und Träume haben wie andere auch. 
Es kommt darauf an, eine existentielle Haltung einzuneh- 
men, die besonders geeignet ist, diesen Soldaten ihre ei- 
gene Grundsituation als Mensch zu verdeutlichen. Dabei 
kann man davon ausgehen, daß unterhalb der nicht völlig 
undurchlässigen Isolierschicht der Militär- und Herrschafts- 
ideologie es einen humanen Kern gibt, den es zu rühren 
gilt. 

Roland Vogt, Mitglied der Grünen, fordert die Ausarbei- 
tung einer Strategie, die Handlungsschritte und Kampf- 
methoden beschreibt und auf die Verhinderung der Sta- 
tionierung der US-Mittelstreckenraketen gerichtet ist. 10 
Da die Raketen bereits installiert sein sollen, bevor auf 
Bundesebene Wahlen stattfinden, sieht auch er den Schwer- 
punkt der Strategie im außerparlamentarischen Kampf. 
Von R. Vogt wird die Notwendigkeit erkannt, die orga- 
nisatorische Koordination innerhalb der Friedensbewe- 
gung zu unterstützen. Er macht in diesem Zusammen- 
hang den Vorschlag, den Vollzeitberuf des Friedensar- 
beiters zu schaffen, der seine volle Arbeitszeit der Arbeit 
in der Friedensbewegung widmet. Zur Finanzierung schlägt 
er — nach dem Vorbild des Stromzahlungsboykotts — vor, 
partielle Steuerverweigerung zu betreiben. Die bestehen- 
den Organisationen innerhalb der glaubwürdigen Frie- 
densbewegung sollten sich ähnlich dem BBU in der Öko- 
logiebewegung zu einem Dachverband zusammenschließen, 
um eine gesamtorganisatorische Zusammenarbeit und 
Koordination zu ermöglichen. Die Zusammenarbeit müsse 
darüber hinaus internationale Formen annehmen. 

Diese Überlegungen müscn aufgenommen und weiterent- 
wickelt werden. Neben den Arbeiten an der organisatori- 



1 Roland Vogt, Vitalismus als erste Antwort auf den Drang 
zur Auslöschung ('Exterminismus') in Entrüstet Euch, Ana- 
lysen zur atomaren Bedrohung , Hrsg. „Die Grünen“, S.83 

2 Edward P. Thompson, Exterminismus als höchstes Stadi- 
um der Zivilisation, in: Befreiung Nr. 19/20, 

3 B.de Ligt: The Conquest of Violence. An Essay on War 
and Revolution, S. 162 

4 M. Sibley, Violence and Revolution, in: Peace News, Lon- 
don, 1965 (30.4.) 

5 Mahatma Gandhi, Selbsterkenntnis, Jung Indien. S.395 

6 M. Gandhi, Satyagraha, 1951, S. 35 

7 Friedrich Grimm, Vom Ruhrkrieg zur Rheinlandräumung 
S. 24 

8 ebenda, S. 51 

9 Theodor Ebert, Gewaltfreier Aufstand, 1967 

10 Roland Vogt, aaO. , S. 85 



Wenn wir den Tyrannen nichts geben, wenn wir ihnen 
einfach - ohne daß eine Faust zuschlägt oder ein Ge- 
fecht stattfindet - nicht gehorchen, bleiben sie nackt 
und unversorgt. Es wird ihnen gehen wie einer Pflan- 
ze, die welkt und stirbt, wenn ihre Wurzeln ohne Bo- 
den und Nahrung bleiben... Tut lediglich eines, unter- 
stützt den Tyrannen nicht, und ihr werdet ihn wie 
einen mächtigen Koloß, dem man den Sockel ge- 
raubt hat, unter seinem eigenen Gewicht zu Boden 
sinken und zerbersten sehen. 

Etienne de La Boetie, 1548 




sehen Formierung des gewaltfreien Widerstandes können 
aber bereits jetzt spektakuläre Aktionen unternommen 
werden, die die Bevölkerung auf die Kriegsbedrohung 
aufmerksam machen. Der Phantasie sind hierbei keine 
Grenzen gesetzt. Laßt uns den passiven Widerstand proben! 
Schafft Gegen -„Manöver“ der Gewaltfreiheit, bereitet das 
„Exerzierfeld“ der Sozialen Verteidigung vor. 



Siegfried Bublies 
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Paul Flora. Militärische Anlage, i960 
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Uber die Grenze hinweg 

Kriegserziehung und Friedensbewegung 

in der DDR von WOLF DEINERT 






Einweisungslehrgang „Luftver- 
teidigung 4 * für Jugendliche wäh- 
rend eines militärisch-politi- 
schen Forums der GST. 



An einem Galgen hängt Kinderspielzeug: Eine russische, 
eine amerikanische Maschinenpistole aus Plastik und ein 
Spielzeugrevolver. Darunter bricht sich das Licht in Tellern 
und Tassen. Ein reichgedeckter Tisch ist angerichtet, aber 
es fehlen Bestecke. Das ist keine Nachlässigkeit. Bisher hat 
noch niemand auf der Welt die Instrumente erfunden, die 
den Inhalt der Tassen und Teller zerkleinern und keiner 
hätte den Magen, der ihn verdauen könnte: östliche und 
westliche Kriegsmaschinen, Kinderspielzeug aus Kauf- 
häusern beider deutscher Staaten. 

An den Wänden Bilder, Kinderzeitschriften mit Soldaten 
und Panzern, eine Holzzielscheibe mit Texten über der ein 



preußischer Adler schwebt: Ein Objekt des Berliner Malers 
Sieghard Pohl mit dem Titel „Der Staatsrat des hochlöb- 
lichen Landesherren ordnet an: Die Einführung einer Kin- 
derschieß- und Liedtafel ist beschlossen, da sie dem Kinds- 
gemüte förderlich sei, der patriotischen Gesinnung dien- 
lich. Daher ist die wehrkundliche Nutzung derselben als- 
baldigst voranzutreiben“. 

Ein Kamerateam des Senders Freies Berlin hat sich aufge- 
baut. Die Ausstellung in den Räumen der SHV-Galerie 
Berlin hat aktuellsten Bezug: „Wehrerziehung, Friedens- 
erziehung in Ost und West.“ Ungewöhnlich ist: Sie wird 
getragen von Ausstellern aus beiden Teilen Deutschlands. 
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Die Situation kennzeichnet: Die DDR-Aussteller sind aus 
ihrer Staatsbürgerschaft entlassen und seit kurzem Be- 
sitzer von Ausweisen der Bundesrepublik und Westber- 
lins. 

Maler Pohl hält zwei Plastikbeutel in die Höhe; einen aus 
Ost, einen aus West. In der durchsichtigen Hülle erkennt 
man Spielzeugkanonen. Sie scheinen vom selben Herstel- 
ler. Er weist auf den Gaigen. Die Todesstrafe wird gefor- 
dert für das Kriegsmaterial. 

Ein Autor und sein Buch werden vorgestellt. Bernd Eisen- 
feld, Verfasser der Studie „Kriegsdienstverweigerung in 
der DDR. Ein Friedensdienst” (erschienen 1978 im Frank- 
furter Verlag Haag und Herchen, 190 S., DM 24,80). 

Eine Fülle von Ausstellungsbeiträgen verdichtet sich zu 
einem Mosaik des Schreckens, das uns — in einer noch 
friedlichen Gegenwart Lebenden - im Hinblick auf die 
Zukunft aufriitteln sollte. Da die Bewegungen für Frieden 
und Abrüstung in der Bundesrepublik und Westberlin 
immer machtvoller werden, ihre Optik jedoch in großem 
Maße den Staat des westlichen Deutschlands zum einzigen 
Rüstungsbefürworter reduziert, droht ihnen die Sackgasse. 
„Lieber rot als tot”-Formeln und No-future-Geschrei 
kennzeichnen die Wahrnehmungsfähigkeit des Westens 
für die Friedensbewegungen im östlichen Teil Deutsch- 
lands, deren Stand gegen den Staat ein bedeutend schwere- 
rer ist und demonstrieren eine Unkenntnis des weitaus 
höheren Militarisierungsgrades, dem sich die Friedensal- 
te mativen der DDR gegenübersehen. 

Schon ein allgemeiner Überblick beweist, daß die Mili- 
tarisierung in der DDR Teil des zentralistischen Bildungs- 
systems ist. Sie beginnt bereits im Kindergarten. Ein Haupt- 
aspekt in den Rahmenplänen der Betreuerinnen ist die 
politische und vormilitärische Erziehung. Vorgeprägt wer- 
den Soldatenethos, Heimatgefühl und Siegesgewißheit. In 
der Schule wird man junger Pionier. Man nimmt an Pionier- 
manövem teil, die jedes Jahr unter Namen wie „Schnee- 
flocke” oder „Freundschaft” stattfinden. In der „Abc- 
Zeitung” (1.-3. Klasse) liest sich das so: „Eine Nacht an 
unserer Staatsgrenze. , Weißt du\ fragt der Postenführer, 
,daß die Frösche etwas zu sagen haben? Quaken sie, fühlen 
sie sich wohl. Hören sie auf, ist bestimmt jemand in der 
Nähe. 4 Winfried nickt. Was ein Grenzsoldat doch alles zu 
lernen hat! Er muß sich stets zurechtfinden, Kälte ebenso 
aushalten wie Hitze. Jetzt wird der Froschgesang von Mo- 
torengeräusch übertönt. Der Kommandeur kommt und 
überzeugt sich, daß im Postenbereich alles in Ordnung ist. 
Ein kameradschaftlicher Händedruck, dann sind die beiden 
Grenzsoldaten wieder allein. Ein guter Offizier, denkt Wil- 
fried. Er verlangt viel, aber er hilft auch. Immer wieder er- 
klärt er, wie verantwortungsvoll der Dienst an der Grenze 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus ist. Nur wenige 
Kilometer entfernt stehen kapitalistische Armeen bereit, 
die DDR anzugreifen.” 

Für die höheren Klassen gibt es seit 1974 genauere Orien- 
tierungshilfen, wie die Wehrerziehung alle Fächer zu durch- 
dringen hat. Zum Beispiel im Musikunterricht:,, In der Mit- 
tel- und Oberstufe ist vom Musiklehrer besonders darauf 
zu achten, daß die Schüler lernen, Marschlieder selbständig 
in der richtigen Tonart anzustimmen, daß beim Marschieren 
nach Gesang bewußt laut, deutlich und kämpferisch ge- 
sungen, aber nicht geschrien wird.” In der Klasse 8 folgen 
die Hans-Beimler-Wettkämpfe: Einzel- und Mehrkampf der 
Klassen 8-10 (8.Klasse Luftgewehr, 9. und 10. Kleinka- 
liber). 

Seit 1974 ist Wehrkunde Pflichtfach für die 9. und 10. Klas- 
se: Pro Woche vier Stunden Theorie, nach Klassenabschluß 
ein zweiwöchiges Wehrmanöver für Jungen, für Mädchen ein 



Lager für Zivilverteidigung. Ab September 1981 wird diese 
Pflicht acuh auf die 11. und 12. Klassen ausgedehnt. Da- 
rüber hinaus gibt es in der Schule die Arbeitsgemeinschaften 
Wehrausbildung, eine Vorausbildung für spätere Berufs- 
offiziere. 

Auch die Lehrlinge werden versorgt: Ihr Lehrvertrag sieht 
neuerdings die Mitgliedschaft in der Gesellschaft für Sport 
und Technik vor. Es gibt eine Vereinbarung des Zentralrats 
der FDJ und der GST für die Berufsausbildung, in der das 
Ziel der GST chrakterisiert ist: 

1. Die in der Verfassung der DDR festgelegten Rechte und 
Pflichten zur Verteidigung des sozialistischen Vaterlandes 
und zum Schutz der Republik jedem Lehrling voll bewußt 
zu machen. 

2. Den Klassenstandpunkt der Lehrlinge und ihre Treue zur 
sozialistischen DDR, dem proletarischen Internationalis- 
mus, ihre Einstellung und Bereitschaft zur aktiven Verteidi- 
gung des sozialistischen Vaterlandes zu festigen und sie zum 
unversöhnlichen Haß gegen die imperialistischen Feinde des 
Friedens und Sozialismus zu erziehen. 

Unterschreibt ein Lehrling diese Klausel nicht, ist der Ab- 
schluß seines Lehrvertrages in Frage gestellt. 

Vom zukünftigen Studenten wird ein abgeleisteter Militär- 
dienst erwartet. In Offiziersbewerberkollektiven wird die 
Vorbereitung auf den dreijährigen Militärdienst des „Sol- 
daten auf Zeit” an den Erweiterten Oberschulen umfassend 
durchorganisiert. Nach der Armeezeit erwartet den Studen- 
ten dann die Reservistenausbildung, die auch Mädchen be- 
trifft und in Lagern erfolgt. Die Lagerordnung sieht für 
Mo.-Fr. vor: Dienst von 6-18 Uhr, Nachtruhe 22 Uhr, 
Sa.: 6—15 Uhr Dienst, anschließend Revierreinigen bis 
15.30 Uhr, Ausgang bis 24 Uhr, So.: 8-23 Uhr, ohne Ver- 
lassen des Standortes (Umkreis fünf Kilometer). Zur Theo- 
rie gehört: Charakter eines möglichen Krieges in Europa. 

Die Reserve reicht bis zum 50. Lebensjahr, für Offiziere bis 
zum 60. Lebensjahr. Die Reservistenordnung der DDR 
schreibt vor, daß der Reservist mindestens alle drei bis vier 
Jahre einmal eingezogen wird (für eine Zeit von 6 Wochen 
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bis 6 Monaten). Bisher galt sie nur für Männer. Zum 1.12. 
1981 schreibt ein Gesetz jedem Bürger die Teilnahme an 
Übungen der Zivilverteidigung vor: Altersgrenze bei Frauen 
50, bei Männern 65 Jahre. 

Von nun an sind die DDR-Bürger vom KJndheitsalter bis 
zur Rente in das militärische Verteidigungssystem schon in 
Friedenszeiten eingebunden. Dieser Tatbestand ist einmalig 
in der deutschen Geschichte. 

Die Verherrlichung des Krieges, den die DDR-Parteifuhrung 
für „gerecht “-fertigt hält, gehört zum wehrkundlichen Er- 
ziehungsmaterial der Politoffiziere: „Der Soldat wird im 
gewissen Sinne auch ästhetisch erregt, wenn ihm (...) die 
Waffe gehorcht, wenn er mit kleinstem Zeit- und Kraft- 
aufwand hohe Ergebnisse erzielt.“ (S.64) 

„Ebenso wie der Dirigent oder der künstlerische Leiter im 
Theater führt der Kommandeur nicht nur, sondern ei ist 
auch ästhetisch befriedigt.“ (S.70) 

„Der Anblick einer startbereiten Rakete bewirkt beim Sol- 
daten ästhetische Gefühle und ein Anwachsen moralischer 
Kräfte. Die Begeisterung für die modernste Kampftechnik 
verschmilzt mit dem Stolz darauf, daß sich diese mächtige 
Waffe in den Händen von Soldaten befindet, die aktiv für 
den Kommunismus kämpfen.“ (S.66) 



„... angesichts des Todes“ 

„Um eines hohen Zieles willen ist auch der Heldentod 
schön; denn er bejaht und rühmt das Leben angesichts des 
Todes. Dank der moralischen Schönheit einer Handlung un- 
ter tragischen Umständen entfaltet sich jene kraftvolle emo- 
tionale Erregung und Anspannung, die man gewöhnlich 
als ,Gefechtsrausch* bezeichnet.“ (S.70) 

„Die Freude, die militärische Tätigkeit erwecktest deshalb 
mit der Freude, die uns Kunstwerke bereiten können, in 
vieler Hinsicht verwandt.“ (S.68) 

„Nach den ,Gesetzen der Schönheit* arbeiten auch die sow- 
jetischen Armeeangehörigen.“ (S.60) 

Zitate aus: Marxistisch leninistische Ästhetik. Berlin, MilitUrverlag 
aus der DDR. 1979. 

Dergestalt werden Überfälle wie der auf die CSSR 1968 
oder auf Afghanistan als hohe ästhetische Erlebnisse ver- 
herrlicht. 

Die Friedensbewegung in der DDR ist noch schwach, aber 
die erdrückende Allmacht des Staates hat ihre Entstehung 
doch nicht verhindern können. Die Basis dieser Bewegung 
bilden die Wehrdienstverweigerer. 

1962 schrieb das SED-Zentralorgan „Neues Deutschland“: 
„Wir unterstützen alle Jugendlichen in Westdeutschland, 
die den Dienst mit der Waffe verweigern, denn sie schwä- 
chen die imperialistische NATO-Armeee. In der DDR kann 
und wird es keine Wehrdienstverweigerung geben, da wir 
den Frieden und den Sozialismus schützen.“ 

Der demagogische Unterton ist unüberhörbar. Tatsächlich 
gibt es bis heute keine Legalisierung der Wehrdienstverwei- 
gerung in der DDR, weder gesetzlich noch verfassungs- 
mäßig. 

Nach dem Bau der Mauer wurden in aller Eile die Not- 
standsgesetze und die Einführung der Wehrpflicht beschlos- 
sen. Die Bevölkerung wurde vor vollendete Tatsachen ge- 
stellt. Es gab als Alternative zur Wehrpflicht nur das Ge- 
fängnis. Die Strafen waren anfangs noch „liberal“, über- 
schritten ein Jahr kaum. Aber die Häftlingszahl schnellte 
hoch: Für etwa dreitausend zusätzliche Häftlinge reichten 
die Gefängnisplätze nicht aus. Die neuen Gefangenen waren 
fast ausschließlich Christen, so daß sich vor allem die evan- 
gelische Kirche unter Druck gesetzt fühlte. Der Streit ende- 



te 1964 mit einer Kompromißlösung: den „Bausoldaten“, 
der „Spatentruppe“, wie sie die Bevölkerung bald achtungs- 
voll nannte (sie trugen einen goldenen Spaten auf den 
Achselstücken). 

Die Entscheidung zur Verweigerung des Dienstes mit der 
Waffe verlangte in der DDR weitaus mehr Zivilcourage als 
hierzulande, war sie doch für den Betreffenden mit einer 
Fülle beruflicher und gesellschaftlicher Nachteile verbun- 
den. Daran hat sich bis heute nichts geändert. Der „Weg 
nach oben** bleibt versperrt. Das beeinflußt auch die Sozial- 
struktur. In erster Linie verweigern Arbeiter und Handwer- 
ker. Sie streben keine Karriere an. Jährlich verweigern bei 
der Musterung etwa 500-600 Menschen, Es gibt kein Prü- 
fungsverfahren. Man diskutiert mit ihnen und emphiehlt 
ihnen bei unverändertem Entschluß die Truppe der Bau- 
soldaten. Eine Totalverweigerung wird heute weitaus stren- 
ger bestraft (18 Monate Ws über zwei Jahre Gefängnis!). 
Die Bausoldaten sind juristisch gleichgestellt mit den 
„Wehrersatzdienstlern“ beim Ministerium für Staatssicher- 
heit. Sie bleiben bei der Truppe. Sie sowohl dort als auch 
aus dem Gefängnis herauszuhalten, gehört zu den Bemü- 
hungen der Friedensalternativen der Gegenwart, Mit dem 
„Sozialen Friedensdienst“, einer zweijährigen Sozialarbeit 
zu einem existenzdeckenden Minimallohn hofft man auf 
eine Lösung. Einiges spricht dafür: Anfangs wurden Bausol- 
daten vor allem für den Flugplatzbau eingesetzt, ein Libera- 
Üsierungstrend wies ihnen später vorrangig rückwärtige 
Dienste zu, z.B. bei der Ordonnanz (ein Bausoldat darf 
einen Offizier bedienen) und in Armeekrankenhäusern. 
Im untergeordneten medizinischen Bereich der DDR 
herrscht Arbeitskräftemangel. Ein sozialer Friedensdienst 
könnte ihn ausgleichen. 

Die Friedensbewegung in der DDR ist noch unorganisiert 
und in Kreise und Griippchen zersplittert. Eines der Haupt- 
diskussionsthemen ist die Friedensdefmition. Die Träger 
der Friedensbewegung kommen vor allem aus Kreisen der 
Kirche. Im wesentlichen sind sie organisiert in Form von 
Friedensseminaren, die sich mit Themen auseinander- 
setzen wie Menschenrechte, vertrauensbildende Maßnah- 
men, Frieden schaffen ohne Waffen, Gewaltfreiheit etc. 
Autor Eisenfeld war Mitglied. Anfang der siebziger Jahre 
waren sie vierzig Leute. 1978 schon 270. Da der DDR-So- 
zialismus für große Teile der Jugend nicht mehr attraktiv 
ist, sind die christlich motivierten Friedenskreise auch 
Auffangbecken der jungen atheistischen Opposition. An- 
sporn für ihre Arbeit sind ihnen die Aktivitäten der Frie- 
densbewegung in der Bundesrepublik. Die Losung „Frie- 
den schaffen“ ist dort ebenfalls aufgegriffen worden. 

Autor Eisenfeld berichtet: Die FDJ seiner Heimatstadt hat- 
te eine Demonstration gegen Neutronenwaffen und Nach- 
rüstung angemeldet. Zwei junge Christen bewarben sich um 
die Teilnahme, allerdings mit eigenen Plakaten „Frieden 
acliaffen ohne Waffen**. Man sagte ihnen: „Sie werden von 
uns hören.“ Nach zehn Tagen kamen zwei Mitarbeiter des 
Staatssicherheitsdienstes. Sie verwarnten die beiden. Plaka- 
te und Schilder wurden beschlagnahmt. 

Der Friedensbewegung West könnte etwas mehr Zwei- 
äugigkeit nicht schaden. Wenn im Wasser die Frösche ver- 
stummen, sollten die Menschen laut zu reden beginnen. 
Über die Grenzen hinweg. 
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Der Imperialismus ändert sein Gesicht nie ! 




Wenn man sich so das Bild größerer Städte der DDR be- 
trachtet und all die vielen Soldaten in ihren Uniformen 
wahrnimmt, die sich meist in Gruppen bewegen und das 
Straßenbild stark mitprägen, könnte man geneigt sein, 
unwillkürlich auch auf eine Uniformierung des Geistes 
zu schließen. 

Lernt man jedoch einige von den Wehrpflichtigen über 
Freunde und Bekannte jedoch etwas näher kennen, oder 
liest man die teilweise doch sehr kritischen Leserbriefe 
in Publikationen der NVA, so ergibt sich ein anderes, dif- 
ferenzierteres Bild über die Meinungen der Soldaten. Der 
„normale” wehrpflichtige NVA-Soldat unterscheidet sich 
in seinen Ansichten, Nöten und Ängsten nicht grund- 
legend vom wehrpflichtigen Bundeswehrsoldaten. Von 
Ausnahmen abgesehen geht er mit erkennbarem Unwillen 
„zur Fahne” und verbringt seine Freizeit lieber in Zivil 
als in Uniform. Uniformierte Soldaten vor und in Tanz- 
cafes und Discotheken bleiben häufig isoliert und unter 
sich. Zwischen Untergebenen und Vorgesetzten läßt 
sich stärker noch als bei der BRD-Armee, ein auffallendes 
gegenseitiges Mißtrauen feststellen, das von seiten der 
Vorgesetzten meist in rüdem, wenig einsehbarem Befehl 
und Gehorsam kompensiert wird. 

Der sogenannte „sozialistische” Wettbewerb, also das stän- 
dige „sich messen” mit den Leistungen des anderen führt in 
allen Teilen des täglichen Dienstbetriebes,, führt in den 
Einheiten tendenziell zu Argwohn, Neid oder Überheblich- 
keit. Heimatferne Stationierungen und verstärkter Wochen- 
enddienst sind zusätzliche Belastungen, die zu Schwierig- 
keiten im Privatleben führen können. Hohe Scheidungs- 
raten nach kurzer, sehr früh eingegangener Ehe sind ge- 
rade bei den NVA-Soldaten häufig anzutreffen. Immer 
mehr bietet der Alkohol die letzte Zufluchtsmöglichkeit. 



Neben diesen individuellen Problemen der wehrpflich- 
tigen Soldaten lassen sich zum Ärgernis der Politoffiziere 
wie der gesamten politischen Hauptverwaltung der NVA 
ideologische Schwierigkeiten feststellen. 

Die in den siebziger Jahren zwischen den Herrschenden in 
Ost und West betriebene Entspannungspolitik, sowie Be- 
mühungen um Rüstungsbegrenzungen und vertrauensbil- 
dende Maßnahmen, lassen auch den jungen NVA-Soldaten 
die Frage stellen, ob denn im Zeichen dieser Entwicklung 
Militär nicht langsam überflüssig sei. 

Natürlich wird in solchen Fällen der kritische Frager durch 
entsprechende Antworten in Zeitschriften oder im Polit- 
unterricht „beruhigt”:,, Der Kapitalismus/Imperialismus 
ändere sein Gesicht nie und unter keinen Umständen so 
lange es ihn gibt”. Parolen die umgekehrt in der BRD- 
Armee natürlich ähnlich verwandt werden. So muß nun mal 
die Propaganda der beiden imperialistischen Supermächte 
und ihrer Lakaienarmeen sein. 

Ob allerdings mit diesen Pauschalierungen bei den Fragern 
immer Befriedung zu erreichen ist, mag dahingestellt blei- 
ben. 

Der Einfluß der in fast allen Teilen der DDR zu empfan- 
genden westlichen Medien (Funk/Fernsehen) trägt eben- 
falls beim DDR-Jugendlichen nicht gerade zur ideologischen 
Stabilisierung bei. Die z.B. in ARD und ZDF betriebene 
Selbstdarstellung der BRD ist in keiner Weise deckungs- 
gleich mit dem verbogenen BRD-Bild, wie es im Lehrsaal- 
gebäude eines NVA-Bataillons projektiert wird. Viele 
NVA-Soldaten sind sich aber zurecht darüber im klaren, 
daß die kapitalistische BRD für sie keine Alternative dar- 
stellt, genauso wenig wie die DDR-Wirklichkeit, die sich 
als zutiefst abstoßend darstellt. 



16 




Schüler bei der vormilitärischen Ausbildung: „Unversöhnlicher Haß... 




.gegen den „Klassenfeind“: Betriebskampfgruppe beim Appell 



Auf die Frage, wie er denn diesen Politun- 
terricht empfinde, antwortet ein ange- 
sprochener NVA-Wehrpflichtiger: „Ach 
hör mir doch auf mit dieser Rotlichtbe- 
strahlung". 

Sicher ist diese Meinung nicht repräsen- 
tativ für die Einstellung aller NVA-Wehr- 
pflichtigen. Das Offizierskorps, wie auch 
weite Bereiche des Unteroffizierskorps, 
können als nach wie vor ideologisch zu- 
verlässig angesehen werden. Die Kampf- 
kraft der gesamten NVA wird auch wei- 
ter als gut bis sehr gut im Verbund des 
Warschauer Paktes zu beurteilen. 

Dennoch wird der wehrpflichtige DDR- 
Jugendliche zu einer zunehmend „un- 
bekannten Größe“ im Kalkül der mili- 
tärischen Führung. 

Der Jugendliche selbst hat keine Wahl. 
Kriegsdienstverweigerung ist in der DDR 
nicht vorgesehen. Zwar gibt es seit dem 
16.9.1964 eine Verordnung über die Auf- 
stellung von Baueinheiten in denen „Un- 
verbesserliche“ einen waffenlosen Dienst 
vernichten können, jedoch weiß jeder 
potentielle Verweigerer, was anschließend 
auf ihn zukommt: Berufsverbote, Eintra- 
gung in die Kaderakte, Studienverbote 
oder Einschränkung, kein gesellschaft- 
licher Aufstieg etc.. Entsprechend gering 
sind die Antragszahlen. Sie werden Für die 
gesamte DDR auf jährlich 250 bis 300 ge- 
schätzt. 

Trotzdem sind bereits heute DDR-Ju- 
gendliche bereit, für eine linke, national- 
revolutionäre und pazifistische Haltung 
persönliche Nachteile in Kauf zu nehmen. 
Inspiriert durch die polnische Arbeiter- 
bewegung und die westdeutsche Friedens- 
bewegung verbreitet sich der Unmut ste- 
tig- 

Herbert Fechner 



wir selbst 

Zeitschrift für Nationale Identität 

Der fortdauernde Besatzungszustand Deutschlands und die 
auf deutschem Boden drohende nukleare Konfrontation 
der Supermächte rückt die ungelöste nationale Frage der 
Deutschen erneut ins Blickfeld. Wir setzen uns ein für ein 
paktfreies, geeintes und sozialistisches Deutschland in 
einem Europa freier Völker. Deutsche Einheit bedeutet 
für uns nicht Zentralstaat, sondern eine humane Republik 
regionalistischer Vielfalt und dezentraler Entscheidungsbe 
fugnisse. 



\ 

Folgende Einzelforderungen wollen wir in einen Gesamtzu- 
sammenhang stellen: 

• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 








Deutschlandinformationen 



Bozen.: Ein neuer Vorschlag dreier Universitätsprofessoren 
für die Lösung des Südtirol-Problems hat an Etsch und Ei- 
sack, aber auch in Italien großes Aufsehen erregt. Der 
österreichische Jurist Fried Esterbauer, der italienische So- 
ziologe Salino Aquaviva und der französische Politologe Guy 
Heraud haben eine Lösung auf der Basis des Selbstbestim- 
mungsrechtes erarbeitet. Ihr Vorschlag sieht die Teilung 
Sudtirols vor, aber nicht willkürlich (wie man ihnen zu un- 
terstellen versucht), sondern nach den gegebenen Tat- 
sachen: 

- In Südtirol ohne Westbozen (westlich der Talfer) und im 
Unterland soll mit Ausnahme der ladinischen Gebiete (Ga- 
der- und Grodnertal) eine Volksabstimmung durchgeführt 
werden; fällt diese für die deutsche Volksgruppe positiv aus, 
wird dieser Teil Südtirols zu Österreich zurückJcehren . 
-Westbozen und das Unterland würden als eine „Europa- 
region“ unter die Hoheit der EG gestellt. 

Die ladinischen Täler würden gemeinsam mit den ladi- 
nischen Gebieten der jetzigen Provinzen Trient und Belluno 
eine neue Provinz Ladinien bilden, die soäter im Zuge der 
Selbstbestimmung über ihre Zukunft entscheiden sollte. 
Dieser TEilungsplan stieß auf heftige Ablehnung der eta- 
blierten, auf den Status quo eingeschworenen Südtiroler Po- 
litiker und auf desinteressiertes Schweigen in Wien. In Ita- 
lien hingegen entwickelte sich eine rege Diskussion in den 
Medien. - „Der gegenwärtige Proporz ist besser als Italieni- 
sierung“, betont Esterbauer, „aber er macht die Südtiroler 
zunehmend unbeliebt, und das Leistungsprinzip der Ver- 
waltung geht unter“: Man kann die Stellen nicht mit den 
Besten besetzen, man kann den Bedürftigsten nicht zuerst 
helfen usw. Italien bleibt für die Südtiroler immerein frem- 
der Staat, besonders was Armee und Polizei betrifft, weil 
diese Bereiche außerhalb des „Pakets“ stehen. Esterbauer 
betont in erster Linie die Ladinerfreundlichkeit der vorge- 
schlagenen Lösung: Zum erstenmal könnten die 60 000 La- 
diner aus allen Teilen in einer gemeinsamen Verwaltungs- 
einheit leben, das Ladinische als Amtssprache benutzen und 
auch in den bereits italianisierten Gebieten wie Cortina eine 
Reladinisierung anstreben. Den Zeitpunkt der Volksab- 
stimmung für Ladinien will man den politischen Führern 
dieses Volkes überlassen, „denn diese soll dann stattfinden, 
wenn die Ladiner es selbst für am günstigsten halten“. 

Die „Europaregion“ Westbozen/Unterland käme - obwohl 
mehrheitlich italienisch - nicht an Italien, sondern direkt 
unter die EG, was auch für diese ein Novum darstellen wür- 
de Der Schutz der deutschen Gemeinden in dieser Region 
wäre durch eine starke kommunale Autonomie gesichert, 
meint Esterbauer, der auch den Modellcharakter dieser Lö- 
sung für andere Brennpunkte des nationalen Kampfes in 
Europa betont. 

Abgesehen von den Illusionen über die EG - ein Teileuro- 
pa der Brüsseler Bürokraten, eine westeuropäische Kolonie 
der USA, in der die Wirtschaftskapitäne den Ton ange- 
ben -, entspricht dieser Plan durchaus der von den Natio- 
nalrevolutionären vertretenen Konzeption eines freien, de- 
zentralisierten Europas, eines Europas der Völker und 
Volksgruppen, das auf dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker basiert. 

Nürnberg: Die Zahl der Ausbildungsplätze liegt nach An- 
gaben der Bundesanstalt für Arbeit Ende 1981 um 4,9 Pro- 
zent niedriger als zum gleichen Zeitraum des Vorjahres. 



Mainz: Mit fanatischem Einsatz betreibt die rheinland- 

pfälzische Landesregierung die umstrittene Nahe-Über- 
bauung in Idar-Oberstein. Derzeit sind bereits die Bauar- 
beiten in vollem Gange, an deren Ende der Betonkasten 
über dem Fluß einer 1,8 Kilometer langen vierspurigen 
Stadtautobahntrasse dient, die den Ort in zwei Hälften 
teilt. Die GRÜNEN und zahlreiche Umweltschutz ver- 
bände bezeichneten die Nahe-Überbauung als schwere 
Zerstörung des Stadtbildes von Idar-Oberstein. 



Wien/Linz: In Bonn sind bereits 300 000 Menschen für den 
Frieden aufmarschiert. Auch in Österreich kommt es nun 
zum Widerstand gegen die Mordpläne der Supermächte ge- 
gen den europäischen Kontinent: In den letzten Monaten 
kam es in Wien und Linz wiederholt unter dem Motto „Den 
Krieg verhindern - abrüsten!“ zu Friedensdemonstrationen, 
an denen sich jedesmal Tausende meist junger Menschen 
verschiedener politischer Richtungen beteiligten. Die Teil- 
nehmer an den Demonstrationen für den Frieden forderten 
eine kernwaffenfreie Zone in Europa und das Verbot von 
Produktion und Stationierung von Neutronenbomben, 
sie sprachen sich gegen die Aufrüstung des österreichischen 
Bundesheeres als Kanonenfutter für die NATO und gegen 
Waffenexporte an faschistische Diktaturen aus und verlang- 
ten eine Umstellung der Waffenproduktion auf zivile Pro- 
jekte. Außerdem traten sie für die Befreiungsbewegungen 
der Dritten Welt und für das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker ein. Als Fernziel nannten die Friedensdemonstran- 
ten die Auflösung von NATO und Warschauer Pakt, 



Leipzig: Die Leipziger Innenstadt stirbt. Die Leipziger 

Situation ähnelt in wachsendem Maße der Westberliner 
Wohnungssituation. Bis auf zwei, drei repräsentative 
Hauptstraßen zerfallen die Nebenstraßen Leipzigs zu- 
sehends. Die Leipziger Stadtverwaltung läßt alte leer- 
stehende historisch wertvolle Gebäude verrotten. So 
zieht die alteingesessene Leipziger Bevölkerung mehr und 
mehr in die Vororte, wo öde Wohnmaschinen errichtet 
werden. Trotzdem bleibt Wohnraum für viele, insbesondere 
diejenigen jungen Menschen, die alternative Lebensformen 
anstreben verwehrt. 

Mainz: Rund 1500 Menschen demonstrierten Ende Novem- 
ber bei einer vom DGB veranstalteten Kundgebung in Pir- 
masens gegen die Lagerung von US-Giftgas in der Westpfalz. 
Nach Angaben von Angehörigen der US-Behörden sollen 
dort über 2000 Tonnen Nervengasmunition deponiert sein. 
Diese Menge reicht aus, Milliarden von Menschen zu töten. 

Hamburg: ln scharfer Form haben die Gewerkschaften 
im DGB die westdeutsche Bundesregierung aufgefordert, 
„endlich Politik für die arbeitenden Menschen” zu machen. 
Die Politik der Arbeitslosigkeit werde der DGB mit ei- 
ner Massenmobilisierung der Arbeitnehmer beantworten. 
Ultimativ haben die DGB-Gewerkschaften den BRD- 
Kanzler aufgefordert mit einem Milliardenprogramm 
zur Ankurbelung der Wirtschaft, dafür zu sorgen, daß die 
Arbeitslosenrate von zur Zeit 1,5 Millionen Menschen 
nicht noch weiter steigt. 
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Interview mit Preben Lange 

Grönland auf dem Weg 
zur Unabhängigkeit 




wir selbst: Preben, Du bist als Vertreter der grön- 
ländischen Siumut-Partei Mitglied im dänischen 
Parlament, dem Folketing... 

Preben Lange: Ja, im dänischen Parlament sind 
zwei Sitze für Abgeordnete aus Grönland reserviert, 
einen der beiden habe ich als gewählter Vertreter 
der Siumut-Partei (Fortschrittspartei) eingenom- 
men. 

wir selbst: Die Kolonisierung Grönlands durch Dä- 
nemark begann im Jahre 1721, und sie endete, zu- 
mindest nach offiziellem Sprachgebrauch, 1953, als 
die Dänen sich in einer Volksabstimmung mit einer 
Mehrheit von 53% für die Eingliederung Grönlands 
in das ,, Mutterland“ Dänemark aussprachen. Dali 
die Grönländer bei dieser Wahl weder gefragt wur- 
den noch stimmberechtigt waren, war für die da- 
maligen Einstellung der Dänen gegenüber dem „un- 
zivilisierten“ Grönland mehr als bezeichnend. Und 
mit dieser Eingliederung Grönlands ins dänische 
Reich setzte das ein. was Europäer so unter „Auf- 
bauarbeit“ verstehen. Welche Erfahrungen habt ihr 
als Grönländer in dieser Zeit gemacht? War die Ko- 
lonialzeit mit der Eingliederung in Dänemark für 
euch Grönlänger wirklich vorüber? 

Preben Lange: Nun, es geschah einiges, seit Grön- 
land in Dänemark eingegliedert wurde. Zunächst 
rechnete die dänische Regierung mit einer „Ent- 
wicklungs“-Phase von 10 Jahren, die ausreichen 
sollte, Grönland auf den Stand der dänischen Ge- 
sellschaft zu bringen. Dänische Bürokraten wurden 



ins Land geholt, Techniker, die Fabriken aufzu- 
bauen hatten, Facharbeiter aus Dänemark, die in 
den Fabriken arbeiten sollten. Den Grönländern 
selbst ließ man zunächst noch ihre traditionellen 
Erwerbsformen'- Fischerei und Seehundjagd. Aber 
bald erkannte man in den dänischen Planungszen- 
tralen, daß die Entwicklung oder was man darunter 
verstand, innerhalb von 10 Jahren nicht den Fort- 
schritt machte, den man sich erhofft hatte. Zudem 
ließ das Ende der fünfziger Jahre explosionsartige 
Ansteigen der grönländischen Bevölkerung in den 
dänischen Planungshirnen den Gedanken aufkom- 
men, daß es wohl sinnvoll sei, die Grönländer in die 
industrielle und bürokratische „Aufbau“-Arbeit 
mit einzubeziehen. Die in betriebswirtschaftlichen 
Kategorien denkenden Dänen gingen von folgender 
Überlegung aus: Grönland hat genügend eigene 
Ressourcen und Arbeitskräfte, was fehlt ist Kapital 
zum Aufbau von Fabriken und eine Erziehung, die 
die Grönländer vom Fischfang und der Jagd ab- 
bringt, sie reif für die Arbeit in den Fabriken 
macht. 

wir selbst: Um dieses Ziel durchzusetzen, wurde 
wohl der Grönland-Ausschuß 1 960 gegründet? 

Preben Lange: Genau. Die dänische Regierung be- 
rief den sog. Grönland-Ausschuß, der sich aus Fin- 
anzfachleuten, Wirtschaftsbossen, Erziehungswis- 
senschaftlern und Bürokraten zusammensetzte. 
Dieser Ausschuß, der aufs engste liiert war mit 
„Investitionswilligen“ aus der dänischen Wirt- 
schaft, verabschiedete schließlich einen Planungs- 
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entwurf, der zum wesentlichen Inhalt hatte, daß 
die gesamte grönländische gesellschaftliche Struk- 
tur und die damit zusammenhängende traditionel- 
le Lebensweise der Einheimischen radikal verändert 
werden müsse, um Investitionen der dänischen 
Wirtschaft auf mittlere Sicht als lohnenswert er- 
scheinen zu lassen. Radikale Veränderung der tradi- 
tionellen Lebensweise, das konnte nichts anderes 
bedeuten als totale Zerstörung der nationalen Iden- 
tität der Grönländer. 

wir selbst: Wie gingen die Planer dabei vor? 

Preben Lange: Ihrem selbst gesetzten Ziel einer to- 
talen Veränderung folgend, nahmen sich die Her- 
ren Theoretiker zunächst einmal die grönländische- 
Landkarte vor und erkannten, daß die Siedlungsge- 
wohnheiten der Grönländer einer industriellen Ent- 
wicklung ganz und gar nicht dienlich waren. Viele, 
weit auseinander liegende kleine Dörfer wurden als 
erstes Hindernis auf dem Wege zu einer industriel- 
len, städtisch strukturierten Gesellschaft erkannt. 
Der Fabrikaufbau sollte in den eisfreien Gebieten 
erfolgen, genauer gesagt, in 4 großen Städten. So- 
mit war es erforderlich, vom Planungstisch aus 
willkürliche Eingriffe in die Siedlungsgewohnheiten 
der Einheimischen vorzunehmen. Die Dörfer wur- 
den eingeteilt in A-, B- und C-Dörfer. A-Dörfer be- 
zeichneten jene Siedlungen, die nach den selbst ge- 
wählten Maßstäben der Planer als ökonomisch 
existenzfähig angesehen wurden, bei den B-Dörfern 
schien die wirtschaftliche Eigenständigkeit zweifel- 
haft und den C-Dörfem wurde die Fähigkeit selb- 
ständiger zu leben schlicht abgesprochen. Die B- 
und C-Dörfer wurden durch einen einfachen ad- 
ministrativen Akt zusammengelegt, die Zahl der 
Siedlungen also verrringert, die gewünschte Kon- 
zentration beschleunigt. 

wir selbst: Daß somit die alten Lebensgewohnhei- 
ten der Grönländer stark in Mitleidenschaft gezo- 
gen wurden, kann ich verstehen. Aber der direkte 
Bezug von den größeren Siedlungseinheiten zu der 
von den Planern gewollten Konzentration in weni- 
gen Industriestädten ist mir nicht unmittelbar ein- 
leuchtend. Welche Überlegungen der Planer lagen 
der Zusammenlegung der Dörfer zu Grunde? 

Preben Lange: Nun ja, den dänischen Planem war 
natürlich klar, daß ein Herausreißen aus den alten 
grönländischen Lebensgewohnheiten und sofortiges 
Einspannen in den industriellen Produktionsprozeß 
bei den Grönländern selbst auf starken Widerstand 
gestoßen wäre, wenn vorher nicht durch geschickte 
Manipulation des Denkens die Bedürfnisse der Be- 
völkerung einer industriellen Gesellschaft angepaßt 
wurden. Die Bewußtseinsveränderung in Richtung 
Konsum war also ein Etappenziel, ein Etappenziel, 
das nur erreicht werden konnte, wenn die Men- 
schen auch der kapitalistischen Manipulation zu- 
gänglich waren Den in Einklang mit der Natur le- 



benden Bewohnern der kleinen Siedlungen, die 
autark lebten, die ihre Nahrung selbst gewannen, 
die ihre Kleidung selbst herstellten, ihre Häuser 
selbst bauten, konnte man schwerlich beibringen, 
wie wichtig Dosennahrung, Jeans und Großstadt- 
häuser sind, ln größeren Siedlungen konnten diese 
zivilisatorischen Abtallprodukte einer fremden 
Welt den Grönländern eher schmackhaft gemacht 
werden. Nachdem auf diese Weise den Menschen 
beigebracht wurde, wie erstebenswert die Produkte 
der Industrie sind, wie glücklich ein Leben der 
Konsumraseret doch ist, hatte man die Vorausset- 
zungen für die Industriegesellschaft auf dem Bo- 
den Grönlands geschaffen. Die Werbung trieb die 
Grönländer zum Kauf der industriellen Produkte, 
die Ausgaben stiegen, und da selbst in den größeren 
Siedlungen nicht so viel verdient werden konnte, 
daß es ausgereicht hätte, den süßlichen Verlok- 
kungen nachkommen zu können, setzte ein Ab- 
wandern in die größeren Städte ein, wo Industrie- 
unternehmen mit höheren Löhnen warben. 

wir selbst. Die Partei, der Du angehörst, verstehl 
sich als sozialistisch. Welche programmatischen 
Ziele verfolgt Ihr, um den dargestellten Prozeß 
der Neokolonisierung durch die Dänen zu stoppen, 
und was ist das spezifisch sozialistische an Euerem 
Selbstverständnis? 

Preben Lange: Ja. wir sind Sozialisten. Und gleich- 
zeitig sind wir Nationalisten. Beides ist gerade in 
unserer grönländischen Situation nicht trennbar. 
Die bestehende Klassenstruktur in Grönland, eine 
kleine reiche Oberschicht herrscht als verlängerter 
Arm der Dänen und ist im Produktionsprozeß 
in leitender Stellung tätig, besteht, weil die Dänen 
daran interessiert waren, sich eine einheimische 
Elite heranzuziehen, die den fortdauernden Koloni- 
sierungszustand kaschieren sollte. Das, was ich da 
als „Elite“ bezeichnet habe, sind Grönländer, die 
ihrer eigenen grönländischen Identität entfremdet 
wurden, die in Dänemark ausgebildet und im Sin- 
ne kapitalistischer Ausbeutungsstrategien geschult 
wurden. Als Sozialist erstrebe ich eine demokra- 
tische Gesellschaftsordnung, in der es kein unten 
und oben mehr gibt, eine Ordnung allgemeiner 
Gleichheit, in der die Produktionsmittel unter kol- 
lektiver Verfügungsgewalt unseres Volkes stehen, 
in der die arbeitenden Menschen selbst bestimmen 
können, was und wieviel produziert wird. Das hat 
Tradition in unserem Volk. Auf diese Tradition 
müssen wir Grönländer uns wieder besinnen. Die 
kapitalistischen Verhältnisse sind ein Importgut 
der Dänen. Deshalb bin ich als Nationalist für 
größere Unabhängigkeit Grönlands von Däne- 
mark und für die Wahrung unserer eigenen natio- 
nalen und kulturellen Identität. 

wir selbst. Tretet Ihr für die nationale Unabhän- 
gigkeit Grönlands ein? 

Preben Lange:Es ist momentan nicht der richtige 
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Zeitpunkt, die Forderung nach nationaler Unab- 
hängigkeit mit der radikalsten Konsequenz der to- 
talen Abtrennung von Dänemark zu stellen Wir 
stehen in Verhandlungen mit den Dänen über eine 
gröbere Autonomie und mehr kulturelle Eigen- 
ständigkeit. Zudem muß man beachten, daß eine 
radikale und sofortige Lösung von Dänemark uns 
Grönländer gerade wegen der von den Dänen ge- 
schaffenen industriellen und kapitalistischen Ver- 
hältnisse in ein wirtschaftliches Chaos stürzen 
würde. Das kann ich auch als Nationalist nicht 
wollen 

wir selbst: Ihr setzt also auf eine längerfristige Ent- 
wicklung mit dem Ziel der nationalen Unabhängig- 
keit? 



Preben Lange: Jedenfalls ist die Forderung nach 
nationaler Unabhängigkeit eine Trumpfkarte, die 
wir Grönländer bei passender Gelegenheit aus- 
spielen werden. Eine solche Gelegenheit sehe ich 
bereits dann auf uns zukommen, wenn unsere For- 
derung nach Austritt Grönlands aus der EG nicht 
nachgekommen wird. 

wir selbst: Mit der Solidarität unserer Zeitschrift 
könnt Ihr dabei rechnen. Wir danken Dir für das 

Gespräch 



Selbstbestimmung 

für die Inuit auf Grönland 



Die grönländischen Inuit (Eskimo) wollen raus aus dem Eu- 
ropäischen Gemeinsamen Markt (EG). Für den Februar 
1982 haben sie eine Volksabstimmung in Grönland durch- 
gesetzt. Aber das europäische Großkapital furchtet die 
Selbstbestimmung des Inuit-Volkes, denn Grönland ist von 
außerordentlichem wirtschaftlichen Interesse. Es gibt dort 
Uran, Kohle, Blei, Zinn, Kryolit, Molybdän... und Dorsche. 
Nach der Nordsee sind die grönländischen Küsten der weit- 
aus größte Fangbereich der westdeutschen Fischfangindu- 
strie - und das Aussterben einiger Fischarten ist schon in 
Sicht. 

Aber während Grönlands Fläche 60 % von derjenigen der 
ganzen EG ausmacht, beträgt seine Bevölkerungszahl nur 
0,02 % und sein Bruttosozialprodukt nur 0,006 % der EG. 
Auf dieses kleine Volk - 50 000, davon 40 000 Eskimo 
(Inuit), in halber Abhängigkeit von Dänemark — braucht 
man in Brüssel keine Rücksicht zu nehmen. Das heißt: 
Grönland ist ein ideales Kolonisationsland für das EG-Ka- 
pital. Außerdem ist es durch seine geographische Lage zwi- 
schen Europa und Amerika von großer strategischer Bedeu- 
tung. Seit dem 2. Weltkrieg verfügen die USA dort über 
Militärbasen. 

Schon 1972 hatten die Grönländer - im Rahmen der dä- 
nischen Volksabstimmung - mehrheitlich gegen die EG- 
Mitgliedschaft gestimmt. Es nützte ihnen nichts. Zusammen 
mit ihrem „Mutterland“ Dänemark wurden sie in die EG 
integriert. 

Seitdem haben die Konzerne freie Bahn. Die westdeutschen 
Fischer fangen die Dorsche vor den grönländischen Küsten, 
denn die Eskimo dürfen — als EG-Mitglied — ja auch im Mit- 
telmeer fischen. Die westeuropäische Atomindustrie sichert 
sich das grönländische Uran, denn die Inuit dürfen — als 
EG-Mitglied - ja auch nach Uran im Schwäbischen Wald 
schürfen. Gleiche Rechte für alle! Freie Bahn dem Tüchti- 
gen. 

Für Kultur, Sozialleben und Identität der Inuit bedeutet das 
den Ruin. Darum wehren sie sich. 1979 erhielten sie von 
Dänemark die (halbe) Selbstverwaltung, und bei der ersten 
Wahl erreichten die Sozialisten, die für die nationale Ab- 
koppelung vom „Mutterland“ eintreten, die Mehrheit. Aber 



die neue sozialistische Regierung kann im Lande nichts be- 
wirken, solange die Entscheidungen über die Köpfe der 
Grönländer hinweg in Brüssel gefällt werden. Darum for- 
dern die Inuit mit Blick auf die Volksabstimmung im Fe- 
bruar 1982: „Grönland raus aus der EG!“ 

Eine solche demokratische Entscheidung der Grönländer, 
die zu Recht um ihre nationale Existenz fürchten, hätte 
Signalwirkung in ganz Europa. So fürchtet man jedenfalls 
in Brüssel. Und darum investiert die EG gegenwärtig in die 
Stimmungsmache in Grönland. Mit relativ geringem Finanz- 
einsatz (hier eine Turnhalle, dort ein Zuschuß aus dem So- 
zialfonds) kann man einiges bewirken. Die Inuit aber, die 
Seehundjäger, Fischer und Arbeiter, haben dem kaum et- 
was entgegenzusetzen außer ihrer Hoffnung auf Selbstbe- 
stimmung. 

Europa kann nur dann seine kulturelle Eigenständigkeit und 
Vielfalt verteidigen, seine Tier- und Pflanzenwelt bewahren 
und in der Auseinandersetzung mit den imperialen Füh- 
rungsmächten ein neues, an alte Traditionen anknüpfendes 
Zivilisationsmodell entwickeln, wenn es gerade den kleinen 
Völkern Entfaltungsmöglichkeiten läßt. Internationale und 
europäische Solidarität muß daher die Verteidigung der Le- 
bensrechte derjenigen Völker einschließen, die ohne Unter- 
stützung von Angehörigen großer Nationen keine Chance 
haben, sich zu behaupten. 

Darum appellieren die Grönländer heute an die Welt, be- 
sonders an die Völker Westeuropas, um Hilfe. Gerade wir 
Deutschen sind angesprochen, da insbesondere deutsche 
Konzerne massiv in Grönland eindringen. 

Die Zeit drängt. Unterstützen Sie durch Ihre Spenden den 
Kampf der Inuit für einen eigenen Weg - gegen Fremdbe- 
stimmung! 



Unterstützungskomitee für die Selbstbestimmung der 
Inuit auf Grönland, Roland Wehl, 

Sonderkonto, Nr. 435093-105, P.Sch.A. Berlin-West 
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Polizeieinsätzen tödlich verunglückten? Ich denke an 
Philipp Müller, der in Essen bei einer Demonstration ge- 
gen die Wiederbewaffnung erschossen wurde, ich denke an 
Benno Ohnesorg, an Günter Routhier, an Ian Mc Leod. Die 
Liste ist lang, und die Chance, inmitten des politischen 
Kampfes den Tod zu finden, das Risiko, bei gewalttätigen 
Polizeieinsätzen an exponierter Stelle umzukommen wächst 
in diesem Land. 

Die Menschen draußen im Wald haben zum größten Teil 
notwendigerweise sehr andere Erfahrungszusammenhänge, 
mußten viel längere Umwege machen, um zu erkennen, daß 
wie Herbert Marcuse es formuliert, selbst für diese Ge- 
sellschaft, in der soviele ruhig materiell gesichert, gilt, 
daß man nicht Mensch bleibt, wenn ma nicht diese Gesell- 
schaft radikal bekämpft. 

Da draußen im Wald tritt die Unterdrückung offen zutage, 
werden die Lügen und korrupten Einstellungen der herr- 
schenden Klasse zur seichten, prinzipienlosen, bürgerlichen 
Realpolitik mit all ihren Verzerrungen und Zynismen. 
Diejenigen, die sich dagegen zur Wehr setzen mit den Mit- 
teln, die sie selbst für gut und richtig halten, vermitteln 
uns eine politische Moral und einen Begriff kompromißloser 
und radikaler Politik, wie sie in der Geschichte der Bundes- 
republik nicht eben häufig zu finden sind. 

Und so muß auch der Versuch der Herrschenden emge- 
schätzt werden, die Bewegung zu spalten in „gewaltlose 
Bürger” und „gewalttätige Chaoten”, als pure Ideologie. 
Und wenn die herrschende Klasse einen Vertreter der Bür- 
gerinitiativen, Aschu, fertigzumachen versucht mit dummen 
bornierten Lügen, dann muß man ihr entgegenhalten, daß es 
ihre eigene Phantasielosigkeit und Begriffsstuzigkeit ist, die 
sie ihre hierarchischen Verhältnisse auf die Bewegung über- 
tragen lässt, und sie dazu zwingt, in den autoritären Kate- 
gorien von „Führer und Truppe” zu schwadronieren. 

Die Bewegung gegen den Bau der Startbahn 18 West wird 
sich durch diese hilflosen Versuche nicht einkaufen lassen. 
Sie erlebt die Allgegenwärtigkeit der herrschenden Ordnung 
und eines morbiden Systems mit seinen etablierten Kunge- 
leien tagtäglich an Ort und Stelle. 



GEDANKEN 

ZUR 

STARTBAHN 

WEST 

von Werner Olles 



Seit ein paar Wochen fahren wir sonntags in Richtung Mör- 
felden-Walldorf, parken an der Straße nach Kelsterbach und 
gehen quer durch den Wald, stehen schließlich vor einem 
Betonzaun und einer Kette aus Bundesgrenzschützern und 
Polizisten, die diesen Zaun und das dahinterliegende Ge- 
biet, auf welchem umfangreiche Rodungsarbeiten stattfm- 
den, bewachen. 

Wir gehen die Ketten entlang, die Gesichter der meist jun- 
gen Beamten sind teilnahmslos und verschlossen, nur ver- 
einzelt kommt es zu Gesprächen, wenige nehmen Flug- 
blätter an. 

Warum sie hier sind, was sie überhaupt machen, und ob sie 
überhaupt wissen, welche Politik sie hier verteidigen, will 
ich wissen, und ein Hundertschaftsführer sagt: „Das ha- 
ben weder sie noch ich zu entscheiden, das tun andere für 
uns, warten Sie doch die Wahl ab!” Er meint das Volksbe- 
gehren, und ich versuche ihm zu erklären, daß bis dahin 
alles gelaufen ist, wenn es nicht endlich einen Baustopp 
gibt. 

Dann sehe ich, daß eine weitere Diskussion zwecklos ist, ir- 
gendwo weiter hinten am Zaun versuchen ein paar Start- 
bahngegner mit einem morschen Baumstamm die Mauer 



r 

zu durchbrechen. Der Hunderschaftsführer dreht abrupt 
r seinen Kopf zur Seite und blickt starr an mir vorbei. Ich 

gehe zurück zu der Masse der Demonstranten, versuche mir 
von ihnen ein Bild zu machen, die ganz jungen überwiegen, 
aber es sind auch viele ältere dabei, meine Generation ist 
wie immer am schlechtesten vertreten, das alte Lied, die 
Vierzigjährigen sind müde, phantasielos, ohne politisches 
Bewußtsein. 

Abends sitzen wir vor dem Fernseher, sehen die gewalt- 
tätigen Polizeieinsätze auf der Autobahn, diskutieren ob 
die Aktion politisch sinnvoll war oder nicht. Eine alte Frau 
ist an einem Herzanfall gestorben, weil der Rettungswagen 
nicht rechtzeitig durchkam. 

Ein Großteil der Medien schäumt, allen voran die FAZ,ein 
gewisser Erich Helmensdorfer, der früher unsägliches im 
Fernsehen von sich gab, spuckt Gift und Galle. Gibt es 
dann überhaupt jemand, der den sinnlosen Tod dieser Frau 
nicht ehrlich bedauert, und der davon nicht betroffen ist? 

Und doch wird mit zweierlei Maß gemessen. Wo war dann 
der Aufschrei der bürgerlichen Medien, als in Hamburg Olaf 
Ritzmann und in Berlin Klaus-Jürgen Rattey nach brutalen 



Bei aller Souveränität Probleme, Schwächen und Verun- 
sicherungen auf unserer Seite einzuräumen, setzen wir da- 
gegen die Entfaltung von Phantasie und das Bewußtsein von 
Freiheit. Niemand wird gezwungen liier mitzumachen, aber 
es sollte auch keiner zurückgestoßen werden, weil seine 
theoretischen Gedanken noch nicht die Form praktischer 
Durchsetzbarkeit haben. 

Die Höhe der Gewalt wird bestimmt von der anderen Seite, 
und wer den Polizeieinsatz in der Rohrbachstraße miter- 
lebt hat, weiß, daß man gegen solche Gegner auch Helden 
braucht! 



Ein ehrlicher Mann sucht nicht den Weg des Vorteils, 
sondern den der Pflicht, und nur der ist realistisch, des- 
sen Traum von heute das Gesetz von morgen ist; denn 
wer zurückblickt auf die Umwälzungen der Vergangen- 
heit, wer Zivilisationen in Flammen aufgehen sah, auf- 
schreiend in blutigem Kampf, der weiß, daß das zu- 
künftige Wohl der Menschheit auf dem Pfade der 
Pflicht liegt. 

Josfe Marti 
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Die Falschauer ist der Bach des Ultentales. Am Tal- 
ausgang erfährt der Bach eine plötzliche Vermin- 
derung des Gefälles, seine Transportkraft erlahmte, 
das Material wurde einst nach und nach abgelagert 
und bildete den großen, breiten Schuttkegel vor 
Lana. Bei Hochwasser suchte sich der Bach den 
Weg des geringsten Widerstandes mitten im Geröll 
- es entstand ein vielarmiges Delta, über 100 Hek- 
tar groß. 

Auf den Schotterbänken siedelte sich die Vegeta- 
tion an. Wo das Gelände am flachsten, die Ge- 
schwindigkeit des Wassers am geringsten war, wur- 
de der Schlick abgelagert, dazwischen entstanden 
Tümpel und Sumpfwiesen. Dieser Lebensraum, in 
dem Tier- und Pflanzenwelt in harmonischer 
Wechselbeziehung untereinander und mit dem an- 
organischen Lebensraum (Boden, Klima) stehen, 
war noch Anfang der 70er Jahre zum Großteil 
unberührte Naturlandschaft und von einer reich- 
haltigen Flora und Fauna gekennzeichnet. 

In den darauffolgenden Jahren wurde das Fal- 
schauermündungsgebiet in immer größerem Maße 
verschiedensten Nutzungen zugänglich gemacht, 
sodaß die damalige unberührte Landschaft bis auf 
wenige Hektar reduziert wurde. 

Die Vernichtung diesen Lebensraumes erfolgte ins- 
besondere durch die Errichtung einer Industriezone 
und Ablagern anfallenden Mülls der Burggrafen- 
amtes. Die Gefahr einer Verseuchung des Grund- 
wassers ließ man völlig unberücksichtigt. 

Eine weitere Geldeinnahme erschloß man sich 
durch die fortlaufende Entnahme von Schotter aus 
dem Bachbett, welche anfangs dazu dienen sollte, 
das Bachbett von überflüssigen Geröll zu befreien. 
Da die Schotternachfuhr seit der Errichtung der 
Stauseen aufhörte, wurde immer tiefer gebaggert 



Gefährdeter Lebensraum in Südtirol 




Die noch unverbaute Falschauer 



die Ufermauern wurden untergraben. Lange Zeit 
wurde die Zerstörung der Natur in dieser Region 
Südtirols hingenommen. Jetzt wo das Biotop auf 
knapp 10 Hektar zusammengeschrumpft ist, erken- 
nen einige Stellen, wie wichtig dieses Gebiet ist, 
denn es ist nicht nur Wasserspeicher, Grünzone und 
Giftgasschutz, sondern dient besonders der Vogel- 
welt: Die Falschauermündung liegt im Bereich ei- 
ner der bedeutendsten Vogelzuglinien über die Al- 
pen. Das beweisen ganz klar die Beobachtungen, 
die Mitarbeiter der „Arbeitsgemeinschaft für Vogel- 
kunde und Vogelschutz (AVK)“ im Laufe des 
letzten Jahrzehnts gesammelt haben. Daraus resul- 
tiert die überregionale Bedeutung dieses Feuchtge- 
bietes als idealer und notwendiger Rastplatz für un- 
zählige Zugvögel - vor allem für wasser- und feuch- 
tigkeitsliebende Arten - aber auch als Brutgebiet 
für seltene und enropaweit im Bestand gefährdete 




Die Falschauer in Ulten - begradigt 



Vertreter der Vogelwelt. Trotz der vielen negativen 
Beeinflussungen ist aber sowohl die Zahl der Vögel, 
als auch die Vielzahl der Arten immer noch beein- 
druckend. Insgesamt wurden bisher 174 verschie- 
dene Arten beobachtet und in der Kartei der AVK 
festgehalten. Darunter etwa 50 Arten, die in ihrem 
Gesamtbestand gefährdet sind, zum Teil in den 
Nachbarländern auf der „Roten Liste“ stehen, da- 
runter mindestens 20 Arten, die in anderen Gebie- 



ten Südtirols keine so günstigen Aufenthalts- und 
Nahrungsplätze antreffen, die sie dringend auf 
ihrem Zugweg benötigen. 

Dies sind Zahlen, die für ein flächenmäßig so klei- 
nes Gebiet außergewähnlich sind, nicht nur für Süd- 
tirol! Aus diesem Grund taten sich das Jugendkol- 
lektiv Lana, die AVK und das Amt für Naurparke, 
Naturschutz und Landschaftspflege zusammen und 
erstellten eine Broschüre über das Biotop Falschau- 
ergebiet. 

Ihr Ziel: RETTEN WAS NOCH ZU RETTEN IST! 
Gerhard Santura 



Im Sommer 

Dünnbesiedelt das Land. 

Trotz riesiger Felder und Maschinen 
Liegen die Dörfer schläfrig 
In Buchsbaumgärten, die Katzen 
Trifft selten ein Steinwurf. 

Im August fallen Sterne. 

Im September bläst man die Jagd an. 

Noch fliegt die Graugans, spaziert der Storch 
Durch unvergiftete Wiesen. Ach, die Wolken 
Wie Berge fliegen sie über die Wälder. 

Wenn man hier keine Zeitung hält 
Ist die Welt in Ordnung. 

In Pflaumenniuskesseln 

Spiegelt sich schön das eigne Gesicht und 

Feuerrot leuchten die Felder. 

Sarah Kirsch 
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Freiheitsmythos und Profite 

multinaltionale Konz erne in Deutschland 




Amerikanische und sowjetische Besatzungssoldaten und 
Atomraketen stehen seit 37 Jahren in Deutschland und Eu- 
ropa, um die Profit- und Machtinteressen multinationaler 
Konzerne des Westens und der wie ein Superkonzem auf- 
tretenden Sowjetunion zu sichern. Der Sieg des vereinten 
US- und SU-lmperialismus über den keinen Deut besseren 
Hitler-Faschismus im Zweiten Weltkrieg hat ihnen in 
Deutschland das Tor geöffnet wie kaum in einem ande- 
ren Land, und seitdem ist das geteilte Deutschland hüben 
und drüben den Kräften ausgeliefert, die von seiner Nieder- 
lage profitieren: Westdeutschland ist Kolonie des US- 

Kapitals, Mitteldeutschland Kolonie des sowjetischen 
Staatskonzems, und auch Österreichs Wirtschaft ist im 
Griff der Multis. Dabei macht es wenig Unterschied, ob die 
Ausbeutung über politische und private Beziehungen zwi- 
schen den Gesetzgebern und sonstigen Verantwortlichen ge- 
schieht oder ob man sich des staatlichen und kollektiven 
Zwanges bedient. Die multinationalen Konzerne, die noch 
weiter vorstoßen und Schritt für Schritt die nationalen 
Volkswirtschaften aufrollen, um dem Ziel einer uniformen 
„One World“ näherzukommen, sind die Hauptfeinde der 
Völker und damit der Hauptfeind im nationalrevolutionä- 
ren Kampf. 

WESTDEUTSCHLAND - EINE KOLONIE DES US-KA- 
PITALS 

Deutschland ist insofern ein Sonderfall der globalen Neo- 
kolonialisierung, als hier die Konzerne mit den Besatzungs- 
truppen Zusammenhängen, die ihnen 1945 den Weg bahn- 
ten. 1 957 betätigten sich erst 350 amerikanische Industrie- 
und Handelsfirmen in der BRD, die bekanntesten davon 
(Ford, Esso, General Motors etc.) schon seit Jahrzehnten. 
1967 war die Zahl der vom amerikanischen Kapital be- 
herrschten Firmen bereits auf etwa 1200 gestiegen, und in- 
zwischen hat der ausländische Einfluß auf sämtliche Kapi- 



Teill 

von Stefan Fadinger 

talgesellschaften (Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung) in einzelnen Wirtschaftsberei- 
chen ein dominierendes Ausmaß erreicht. Nach einer 1973 
veröffentlichten Statistik war der Einfluß ausländischer 
Investoren bei diesen Kapitalgesellschaften nach Branchen 
folgendermaßen gegliedert (in Prozenten des Nominalka- 
pitals aller Gesellschaften): 

Mineralölverarbeitung: 80%; Steine, Erden, Gas, Keramik: 
54%, Nahrungs- und Genußmittel: 54%; Elektrotechnik: 
51%; Eisen, Stahl, Metall: 50%; Kunststoff, Gummi, As- 
best: 48%; Handel: 47%; Versicherungen: 46%; Holz, Pa- 
pier, Druck: 40%; Autoindustrie, Stahlbau: 38%; Maschi- 
nenbau: 36%; Chemie: 33%; Textil, Kleidung: 29%; Bauge- 
werbe: 20%; Banken: 14%; Bergbau: 10%. 

Durch weitere Aufstockungen ausländischer Beteiligungen 
dürfte sich der Anteil ausländischen Kapitals in der west- 
deutschen Wirtschaft seither erheblich vergrößert haben. 
Genaue Angaben darüber fehlen, da die Ankauf-Aktionen 
ausländischer Kapitalgesellschaften in der Bundesrepublik 
nicht mal registriert werden. 

Der Löwenanteil ausländischer Kapitalbeteiligungen liegt 
bei amerikanischen Investoren (die bereits 1973 insgesamt 
43% des Nominalkapitals aller deutschen Kapitalgesellschaf- 
ten mit ausländischem Einfluß hielten) und damit etwa ein 
Viertel der westdeutschen Industrie besaßen. Der Erwerb 
dieser Anlagen wurde zu einem erheblichen Teil auf Kosten 
des deutschen Volkes durch währungspolitische Manipula- 
tionen des „Eastem Establishment“ (der Rockefeller-Grup- 
pe) ermöglicht, und der Ausverkauf der westdeutschen 
Wirtschaft an amerikanische Konzerne schreitet noch weiter 
fort. In der Tat ist es ein beträchtlicher Anreiz, in der Bun- 
desrepublik zu investieren, da es hier gewissermaßen eine 
Prämie für den gibt, der sich ankauft (den „Devisenaus- 
gleich“). Zudem ist im Gegensatz zu fast allen anderen 
Weltgegenden das politische Risiko für eine Kapitalanlage in 
der BRD gering, da der bürgerliche Scheindemokratismus 
die beste Hülle des Finanzkapitals darstellt und dessen 
Macht hier so sicher begründet erscheint, daß kein Wechsel 
- weder der Personen noch der Institutionen oder der 
Parteien - sie erschüttern kann. 

Die größten und bekanntesten US-Firmen, die heute den 
westdeutschen Markt überschwemmen und Riesenprofite 
einstecken, sind: American Airlines, American Express, Ca- 
strol Motors Oil, Cella Lambrusco Wine, Chiquita, Chrysler, 
Close up Toothpaste, Coca Cola, Colgate-Palmolive, Esso, 



Federal Express-Air Freight, Ford, Gilette, Goodyear, Ham- 
burger Helper, Hilla Bros. Coffee, Holliday Inns Inc., IBM, 
ITT, Lawn Boy Lawnmower, Listerine, Master Charge, 
Maywell Coffee House, Minolta Cameras, Mobil Oil, One a 
Days Vitamins, PAM-For Frying, Pepsi Cola, Polaroid, Rub- 
bermaid, Sears, Roebuck & Co., Shell, Singer, Spray ’n 
Wash, Standard Oil, Stick-ups, Texaco, Trans World Airlines 
(TWA), United Airlines. — Diese Liste von US-Firmen, die 
für ihre Waren und Dienstleistungenin der BRD deutsches 
Geld erbeuten, ist keineswegs vollständig. 

Auch der Vatikan - eines der reichsten Finanzimperien Ita- 
liens betreibt Banken, Firmenbeteiligungen sowie den 
An- und Verkauf von Aktien in der Bundesrepublik. 

Das deutsche Großkapital paktierte seinerzeit auch ganz of- 
fen mit dem diktatorischen Schah-Regime im Iran - mit ei- 
nem Regime, das verantwortlich war für die Ermordung tau- 
sender politischer Gegner, für Folter und kapitalistische 
Ausbeutungsmethoden. 1976 hatte sich der Schah sogar mit 
25,01% beim Krupp-Konzern (der u.a. auch Kriegsmaterial 
herstellt) eingekauft. Er besaß auch Anteile an anderen 
deutschen Kapitalgesellschaften: Friedrich Krupp Hütten- 
werke AG (25,05%), Deutsche Babcock & Wilcox AG 
(25,02%). - Zur gleichen Zeit erwarb auch König Faisal 
von Saudi-Arabien Anteile an deutschen Unternehmungen, 
und die Bundesregierung begrüßte auch dies. 

Offensichtlich haben nun auch die Ölmilliardäre und Erzka- 
pitalisten des Nahen Ostens die deutsche Industrie als Ka- 
pitalanlage entdeckt und damit die Möglichkeit, direkten 
Einfluß auf die Produktion der industrialisierten Länder zu 
gewinnen — also Macht über diese. Abgesehen davon, daß 
die freigesetzten und nach Westdeutschland transferierten 
Milliarden die Inflation anheizen, ist bei einem derartigen 
Vormarsch des Feudalkapitalismus auch zu erwarten, daß 
langfristig eine völlig andere, der nationalen Bedürfnisstruk- 
tur weit entfernte Produktionsstruktur herbeigeführt wird. 
Eine wenig reizvolle Vision: das deutsche Teilvolk in der 
BRD, beherrscht nicht nur vom nationalen Großkapital 
(Krupp, Beitz, Volkswagen. Siemens, Hoechst, Daimler- 
Benz, BASF, Thyssen, Bosch etc.) und von der internatio- 
nalen Finanzoligarchie, sondern auchvon feudalen Herr- 
schern, die ihren antidemokratischen Machtanspruch mit- 
tels ihrer Kapitalmacht auch auf die Völker der industriali- 
sierten Länderund deren werktätige Massen ausdehnen.... 

Selbst die Ostblockstaaten haben ihre eigenen Multis - 
Staatsfirmen, die sich weltweit nicht viel anders verhalten 



als die westlichen Multis. Die Motive sind gleich: Verbes- 
serung des Aktionsradius, „Insider“ werden, Chancen nut- 
zen, kurz Intemationalisierung des Geschäftes. Von den 
115 in Westeuropa tätigen Auslandsfirmen des Ostblocks 
sind 23 in der Bundesrepublik (Stand von 1979), mehr als 
in jedem anderen Land. Vertriebsfirmen herrschen vor. 

Hochburg der multinationalen Konzerne und des organi- 
sierten politischen Gangstertums sind und bleiben jedoch 
die USA. Es waren die internationalen Konzerne und Mo- 
nopole, die seinerzeit zur Schaffung der EG gedrängt hat- 
ten, um die Herrschaft des internationalen Finanzkapitals 
zu festigen und noch mehr Profit aus den arbeitenden Men- 
schen herauszupressen und die politischen Rechte der Völ- 
ker noch mehr einzuschränken. Die Amerikaner haben in 
diesem westlichen Klein-Europa eine Schlüsselindustrie 
nach der anderen aufgekauft — und das nicht mal mit ihrem 
eigenen Geld, sondern mit den Geldern der Europäer! 1945 
hatten sie die deutschen Patente geraubt (die größte Kriegs- 
beute aller Zeiten!), um ihren bisherigen Alliierten besser 
Konkurrenz machen zu können — und dennoch sprechen 
sie ständig von geleisteter Hilfe. 

Das beste Beispiel monopolkapitalistischer Praxis sind wohl 
die Energie-Multis, die bestrebt sind, die gesamte Wirtschaft 
zu beherrschen, die Preise zu diktieren und die Konsumen- 
ten in völlige Abhängigkeit zu bringen. Eine nähere Analyse 
dürfte sich daher lohnen. 



Rund 28.500 Tankstellen (Stand von 1979) bieten auf den 
Straßen der Bundesrepublik Benzin, Öl und Diesel an; die 
Hälfte davon gehört Esso, Shell, BP und Texaco, insgesamt 
liegt der ausländische Anteil bei fast 70%. Die deutsche 
ARAL mit ca. 6.500 Tankstellen erfüllt nur eine nationale 
Alibifunktion, da 28% dieser Firma dem amerikanischen 
Ölriesen Mobil Oil gehören. 

Nur 15% des bundesdeutschen Energiebedarfs werden von 
heimischem Erdgas gedeckt, und die Förderung und die 
Vorräte gehören zu 84% den Ölmultis (Esso, Shell, Mobil 
und Texaco). Die stetigen Preissteigerungen der Gaswirt- 
schaft erfolgen also ohne die „bösen Araber“! 
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schätze dem Staat, aber die alliierte Besatzung vergab die 
deutschen Bodenschätze großzügig per Konzessionen an die 
Multis, und die Deutschen mußten für die von den Multis 
verlangte und von amtlicher Seite gewährte Finanzhilfe 
schuften. Natürlich gewährte man den Ölkonzernen auch 
noch jahrelang Zollschutz. 

Der New Yorker Multimilliardär Nelson Rockefeller, der 
über seine Chase Manhattan Bank (eines der größten Kredit- 
institute der USA) in einer Reihe weltbekannter Unterneh- 
men mitregiert, die z.T. in Deutschland und anderen euro- 
päischen Ländern Tochtergesellschaften unterhalten, wagt 
es jedoch, mit seiner deutschen Mobil großflächig in Tages- 
zeitungen zu inserieren, daß er der Bundesrepublik hilft, 
ihre Importabhängigkeit zu verringern: „So fühlen wir uns 
wohler 44 . 

Immer, wenn die OPEC das Nahostöl versteuerte, um sich 
für die Dollar-Abwertung zu entschädigen, paßten die Mul- 
tis den Preis ihres deutschen Öls ihrem arabischen an. Auf 
dieser Weise fielen ihnen aus ihren deutschen Bohrlöchern 
Gewinne in den Schoß, die bisher auf etwa 1 1 Milliarden 
DM geschätzt werden. Der bundesdeutsche Fiskus ver- 
steht die Esso-Werbung des „gemeinsamen Anpackens 44 
wohl richtig und beließ diese nicht sehr schwer verdienten 
Sondergewinne als seinen Beitrag des „Anpackens 44 gleich 
bei den Multis. 

Gegenüber den Multis ist die Bundesrepublik manchen 
Scheichtümem (alten Stils) ähnlicher, als sie wahrhaben 
will. Beispielsweise gibt es in einem Land, dessen Boden 
jährlich etwa 8-10 Millionen Tonnen Erdöl freisetzt, keine 
deutsche Ölfirma von Bedeutung. Die Deutsche Erdöl AG 
(DEA), der bedeutendste deutsche Erdölkonzern, ver- 
schwand 1965; im Geiste der „freien Marktwirtschaft“ 
wurde sie von der amerikanischen Texaco aufgekauft. 

Die Multis entscheiden zentral, ob ihre Tochtergesellschaf- 
ten in Deutschland Verluste machen, was aufgrund westli- 
cher Steuersitten für sie nutzbringend sein kann und den 
Gesamtkonzern in keiner Weise am Gewinn hindert. Auf die 
Bundesregierung müssen die Versicherungen der Mineralöl- 
konzeme, daß sie am Rande der Wirtschaftlichkeit, ja sogar 



mit Verlusten arbeiten, stets überzeugend wirken. Jedenfalls 
betrachten die bundesdeutschen Politiker die Multis (und 
deren Reklame-Strategen) als Wohltäter der Menschheit, 
zeigen Rücksichtnahme und gewähren Förderung. In bun- 
desdeutschen Regierungskreisen ist man daran gewöhnt, die 
Multis in Ruhe zu lassen. Sie zahlten für ihre Ausbeute aus 
dem westdeutschen Öl- und Benzinmarkt, den sie zu 2/3 
beherrschen, bis vor kurzem eine Abgabe (den sogenannten 
Förderzins) von nur 5%; 1976 wurde sie auf 10% und 1981 
auf 17% erhöht. 

Die Multis sind dem deutschen Erdgas-Hauptförderland Nie- 
dersachsen dankbar und revanchierten sich sozusagen, in- 
dem der frühere Shell-Deutschland-Chef John E. Welbergen 
kompetenter Berater der Landesregierung wurde. Der nie- 
dersächsische Finanzminister Walter Leisler-Kiep braucht in 
Energiefragen ohnehin keinen fremden Rat - er war früher 
Aufsichtsratsvorsitzender der Texaco. 
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Wer die Erdgasvorräte der Bundesrepublik fördert und das 
dazugehörige Rohrleitungssystem besitzt, wissen wir: die 
mächtigsten Ölkonzeme der Welt, Esso und Shell. Im Ge- 
gensatz zu Engländern, Holländern, Dänen und Norwegern 
haben es sich die Deutschen niemals Vorbehalten, im Falle 
der Fündigkeit direkt an ihren eigenen Bodenschätzen be- 
teiligt zu werden. Mit dem bundesdeutschen Erdgasaufkom- 
men handelt die Ruhr-Gas, das größte deutsche Femgas- 
Versorgungsuntemehmen überhaupt, eines der größten der 
Welt. Sein Marktanteil an der bundesdeutschen Gasversor- 
gung beträgt derzeit 2/3; Ziel der Unternehmensleitung in 
Essen ist es jedoch, diesen Anteil noch kräftig auszuweiten. 
Die Ruhr-Gas aber gehört zu fast 2/3 den Multis: Die BF 
besitzt 25,55%, die Shell und die Esso je 14,75%, die Mobil 
7,40% und die Texaco 3,50%. 

Das Übergewicht in der Einfuhr von Erdöl und das Überge- 
wicht im Handel damit haben gleichfalls die Multis. Die 
deutschen Ableger dieser Konzerne haben also keinen 
Grund, über ihre „armen Filialen“ in den Massenmedien zu 
jammern. 

Die Kosten der ölsuche uberlassen die Multis gern ihren 
deutschen Filialen, die dann unschwer dem Fiskus Verluste 
präsentieren können. Stellen sich später Erfolge ein, ent- 
scheidet wiederum die Zentrale (die sich natürlich nicht um 
den deutschen Steuerzahler kümmert), wer was übernimmt. 
Die Deutschen bekommen nicht einmal die Garantie, daß 
das irgendwo in der Welt gefundene und von ihren Steuer- 
geldern finanzierte öl oder Gas dem deutschen Markt zu- 
fließt. 

Auch die sogenannte „Energiekrise“ muß im Kontext mit 
den internationalen Konzernen gesehen werden. In der Ära 
Konrad Adenauers (des „Kanzlers der Alliierten“) wurde 
eine deutsche Kohlengrube nach der anderen stillgelegt, in- 
dem man sie einfach „absaufen“ ließ (natürlich subventio- 
niert mit dem Steueraufkommen der Bundesbürger). Dann 
wurden teure Kohlen aus dem Ausland (vor allem aus den 
USA) importiert. Um diesen monopolkapitalistischen 
Schachzug zu verschleiern, ließ man einige wenige deutsche 
Zechen Weiterarbeiten und subventionierte die wachsenden 
Kohlenhalden. So war es kein Wunder, daß die meisten 
Westdeutschen von den teuren Import-Kohlen auf Heizöl 
umstiegen, wie es den Interessen der Energie-Multis ent- 
sprach. Da in der Bundesrepublik zugleich noch die Auto- 
lawine anschwoll, konnten die Multis jubeln - ihre Profite 
stiegen ins unermeßliche. Da jedoch Profithaie nie genug 
bekommen, wurde die sogenannte Suezkrise inszeniert. In- 
folgedessen gab es in Westdeutschland weiterhin ausreich- 
end Benzin, während in den anderen westeuropäischen Län- 
dern Benzinrationierung, Sonntags-Fahrverbot u. dgl. ein- 
geführt wurden - alles Maßnahmen, die den Multis eine 
kräftige Anhebung der Benzinpreise ermöglichten. Man 
wollte die Verbraucher noch mehr an diese Energiequelle 
binden, um sie später desto besser schröpfen zu können. 

In diesem Stil ging es munter weiter. Immer, wenn die 
Energie-Multis eine kräftige Profiterhöhung wollten, gab es 
natürlich eine Krise; die Schuld daran schob man den „bö- 
sen Arabern“ zu, die nur an ihren eigenen Profit dachten 
und nicht an die Weltwirtschaft. Die Wahrheit jedoch, die 
die internationalen ölkonzeme und die etablierten Poli- 
tiker verschleiern wollen, sieht so aus, daß die arabichen 
Länder zwar das Öl fördern, während über die Verteilung 
die internationalen Ölmanager bestimmen, deren Preisdik- 
tat sich die Bundesregierung beugt: außerdem ist der Staat 
mit mehr als 50% am Ölgeschäft beteiligt. 



Mit den steigenden Profiten kauften die Energie-Multis die 
stillgelegten westdeutschen Zechen für einen Spottpreis auf; 
sie kauften alle Patente, die eine preiswerte Gewinnung 
alternativer Energien ermöglichen könnten; sie kauften eta- 
blierte Politiker (teils offen, teils verschleiert, z.B. mit ..Be- 
raterverträgen“, Aufsichtsratssiten u. dgl.); sie kauften alle 
Energiereserven (Erdgas, Uran u. dgl.). An diesen Bei- 
spielen des „Ausverkaufs in Germany“ wird auch sichtbar, 
wer daran interessiert ist, Atomkraftwerke zu bauen, ob- 
wohl die Kemkraft keineswegs eine Alternativ-Energieform 
zum Erdöl ist. 

Die spontan angeschwollenen Bürgerproteste gegen den Bau 
von AKW‘s zwangen die etablierten Politiker und die Ener- 
gie-Multis, den weiteren Bau zunächst etwas zu verzögern. 
Aufgeben wollen sie diese Projekte aber auf gar keinen Fall ; 
sie wollen zunächst zur Zeit gewinnen, bis entsprechende 
Manipulationen der Massenmedien wirksam gewoiden sind 
Um der ganzen Sache mein Nachdruck zu verleihen, zau- 
berte man wieder einmal eine „Ölkrise“ aus dem Hut, und 
wieder waren es die „bösen Araber“, die mit ihren Preisfor- 
derungen angeblich die ganze Weltwirtschaft erschütterten. 
Die Ölkonzerne verknappten künstlich die Ölmengen, um 
ihre Profite aus Benzin und Heizöl durch enorme Preisstei- 
gerungen in die Hohe zu treiben. Zugleich predigen die eta- 
blierten Politiker, die Bevölkerung solle sparsam mit Heizöl. 
Benzin und Strom umgehen und heizen damit eine regel- 
rechte Panikstimmung an. Im gleichen Atemzug behaupten 
dieselben Politiker, nur die Kernenergie sei ein „Ausweg aus 
dieser Krise“. 

Die Energie-Multis wollen also mit aller Gewalt ihr Atomge- 
schäft durchsetzen, damit sich das im Uran-Aufkauf in- 
vestierte Kapital amortisiert. Und da der AKW-Bau durch 
Bürgerproteste verzögert wird, liegt das Kapital der Multis 
brach und bringt keine Profite; diesen Gewinnen tgang wol- 
len die Multis über die „krisen “-manipulierten ^Ipreise her- 
einbringen. 

Auch das Bank-, Aktien- und Geldgeschäft verfügt über ei- 
nen gigantischen multinationalen Apparat, dessen Herz in 
der Wallstreet (genauer; in der New Yorker Börse) schlägt. 
Die Broker-Firmen, die mittlerweile auch in der Bundesre- 
publik stark expandieren, sind Finanzgiganten, denen eine 
Armee von Experten und Managern zur Verfügung steht, 
um Markttrends und Wertänderungen zu analysieren. Sie 
schaffen sich - zusammen mit Banken und Börsen - aus 
den der Arbeiterklasse und dem Volk vorenthalteten Mehr- 
werten unablässig ungeheure Wertzuwächse, ohne produktiv 
tätig zu sein. 

Die bekanntesten Broker-Firmen in der BRD (E. F. Hutton, 
Loeb Rhoades Homblower, Dean Witter Reynolds, Bache 
Group, Merill Lynch) sitzen in München, Frankfurt, Düs- 
seldorf und Hamburg. Manche von ihnen betreuen über 
1 Million Kunden, die auf Spekulationsgewinne hoffen. Die 
Risiken im Geldzuwachsgeschäft sind kalkulierbar und so- 
gar zu versichern; Hornblower beispielsweise schließt für 
alle Konten bis 500.000,^ Dollar auch eine Konkursver- 
sicherung ab, damit der Kunde gegen Finanzpleiten wie 
etwa den lOS-Investmenl-Schwindel abgesichert ist. 

Neben den multinationalen Ölkonzernen und den Banken 
ist die Autoindustrie der mächtigste Wirtschaftszweig in der 
Bundesrepublik, und infolgedessen haben die Autokonzeme 
in Bonn die Hand am Drücker. In der Bereitschaft, dabei 
mitzuwirken, wetteifern alle regierenden Parteien mitein- 
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ander, ebenso die Massenmedien, die von der großangeleg- 
ten Werbung für die Autokonzeme abhängig sind. 

Die Autoindustrie ist zur Schlüsselindustrie geworden, die 
etwa 14% der Bundesdeutschen beschäftigt. Auch hier zeigt 
sich die Überfremdung der deutschen Wirtschaft: Bei Opel 
hat General Motors die deutschen Aktionäre ausgebootet, 
zahlt 66% Dividende und baut von Grund auf neue Fabri- 
ken in der BRD. Ford hat das Gleiche getan und baut für 
seine Fremdarbeiter bereits eigene Hochhäuser. 

Zwar liegt die Autoindustrie (gemessen am Umsatz) hinter 
dem Maschinenbau, der chemischen und elektrotechnischen 
Industrie. Dafür jedoch hat sie mehrere andere Vorteile: 

- eine über der Gesamtindustrie liegende Wachstumsrate 
-eine starke Verflechtung mit anderen Schlüsselsektoren, 

- Paralellen der Interessen mit den mächtigen Öl-Konzernen 

Aufgrund dieser Stellung kann sich die Autoindustrie im 
Bonner Staat alles leisten. Vor allem kann sie die verstärkte 
Subventionierung des Autos über den Straßenbau erzwin- 
gen. Die Kfz-lndustrie die Ursache der zu Recht kritisier- 
ten „Autogesellschaft“ - ist ein Herzstück im privatkapi- 
talistischen, zum Monopolismus weiterentwickelten 
System, das sich nicht nach den Bedürfnissen des Volkes, 
sondern nur nach dem Profit richtet. 

Auch im Bereich der chemischen Industrie lassen sich deut- 
sche Firmeninhaber von amerikanischen Investoren mit Mil- 
lionenbeträgen abfinden - ohne Rücksicht auf die eigene 
nationale Wirtschaft, ohne Rücksicht auf die Arbeiter im 
eigenen Betrieb. Kriminelle US-Industriegiganten (Allied 
Chemical, Reynolds u.a.), die mit Beihilfe des deutschen 
Steuerzahlers Fabriken ankaufen und ihren Giftmüll abla- 
gern, sind die passenden „Partner“ für deutsche Konzerne 
und Behörden. 

Die BRD ist amerikanische Giftmülldeponie, weil sie Ko- 
lonie ist, das Gift ist Teil derkolonialen Wirklichkeit in 
Deutschland. Im Interesse multinationaler Konzerne das 
eigene Volk über die Lagerung von Giftmüll zu belügen (wie 
es die hessische Landesregierung jahrelang tat), ist offenbar 
eine der wenigen politischen Aufgaben, die den etablierten 
Politikern im westdeutschen Provisorium unter den Bedin- 
gungen des multinationalen Hochkapitalismus und der ko- 
lonialen Abhängigkeit verblieben sind. 

Natürlich ist auch die Aufrüstung und der damit geradezu 
heraufbeschworene Krieg ein Riesengeschäft. In einer Welt, 
in der die multinationalen Konzerne ihre Normen der Pro- 
fitorientierung, des Marktinteresses und der Kommerziali- 
sierung zu den allgemeinen gemacht haben, sind auch die 
Armeen Konzerne geworden, in denen das Volk nichts zu 
sagen hat, sondern nur das zentrale Management in den Me- 
tropolen. Eine entfremdete Struktur, die nicht für die Sache 
der Völker arbeitet, sondern für die Marktstrategien anderer 
mit ihr verflochtener Gesellschaften, z.B. Lockheed oder 
Hispano-Suiza. So auch die deutsche Bundeswehr, deren 
einzige Funktion es ist, den Konzernen Technologien abzu- 
nehmen und dafür das Geld der Steuerzahler auszugeben. 

Schließlich muß noch erwähnt werden, daß es die Strategie 
und zugleich die Gesetzmäßigkeit des multinationalen Kapi- 
tals ist, das deutsche Volk (wie auch alle anderen Völker) in 
seiner ethnischen Substanz zu zerstören. Durch den Import 
von „Arbeitsemigranten“ soll auf dem Territorium Deutsch- 
lands ein Konglomerat aus Ghettos nach dem Modell der 



USA entstehen - proletarische Ghettos ohne nationale 
Identität, die sich vom Kapital beliebig hin- und her- 
schieben und gegeneinander ausspielen lassen und genossen- 
schaftliche Selbstorganisation der Arbeitenden ebenso wie 
nationale Befreiung unmöglich machen sollen. 

Die starke Präsenz insbesondere amerikanischer Multis, die 
sich vorwiegend in der Energieversorgung, in Kaufhausket- 
ten und in wichtigen Industriezweigen bemerkbar macht, 
wirkt als Abhängigkeitsfaktor, denn wirtschaftliche Vor- 
herrschaft läßt sich jederzeit in politische Kontrollmöglich- 
keiten umsetzen. Wie funktioniert nun das „Modell 
Deutschland“ der Multis? 

Der Macht der großen Konzerne wurde unter Verzicht auf 
die deutsche Souveränität unter CDU/CSU -Herrschaft der 
Weg geebnet, da diese den schrankenlosen Liberalismus in 
der Wirtschaftspolitik predigte und so die Übernahme wich- 
tiger Industriezweige durch US-Konzerne ermöglichte. Be- 
sonders die „atlantische“ Gruppe war und ist mit Rücksicht 
auf ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen geneigt, natio- 
nale deutsche Belange den Bedürfnissen der amerikanischen 
Außenpolitik unterzuordnen. Die „Christliche Demokratie“ 
die vorgegeben hatte, auf dem klassischen Weg der Reform 
eine wirklich freiheitliche Ordnung herbeiführen zu wollen, 
ist dazu gar nicht imstande, weil sie ein politisches Hilfsin- 
strument der Finanzoligarchie in der Wallstreet ist; die 
christlichen Ideale sind ihr ein Lippenbekenntnis. 

Auch von der deutschen Sozialdemokratie, die nach dem 
Tode Kurt Schuhmachers und Emst Reuters vollends in 
das von der Wallstreet gesteuerte bundesrepublikanische 
Herrschaftssystem Integriert wurde (und deren Funktionäre 
dabei gar nicht schlecht leben), kann man nicht erwarten, 
daß sie sich im Kampf gegen die nationalen und interna- 
tionalen Ausbeuter für das Prinzip der Volkssouveränität 
engagieren würde. Folglich änderte auch die SPD/FDP-Herr- 
schaft nichts an der spätkapitalistischen Wirtschaftssteue- 
rung des westdeutschen Teilstaates. Den Ausverkauf der 
deutschen Industrie hat die stablierte Sozialdemokratie 
durch ihre Zustimmung zum Finanzvertrag von Bretton 
Woods und zum Bundesbankgesetz von 1957 erst ermög- 
licht. 

Die Geschäfte der Multis auf dem Rücken der Völker schei- 
nen - abgesehen vom Aufstand der Völker - die einzige 
Politik zu sein, die heute noch relevant ist. Dies ist die Re- 
alität der basisfeindlichen „Scheindemokratie“ im Hoch- 
kapitalismus: Wer gewählt wird, ist ziemlich egal. Sobald 
nämlich ausländische Kapitalinteressen den Vorrang 
genießen oder auch nur mitbestimmend sind, ist es mit 
realer Demokratie vorbei; diese setzt immer die Mitbe- 
stimmung und Selbstverantwortung des eigenen Volkes 
voraus. 

Obwohl der westdeutsche Tcilstaat äußerlich — in juristi- 
scher Form und institutionellem Aufbau - das Gepräge ei- 
ner parlamentarischen Demokratie hat, geht in ihm die 
Staatsgewalt nicht etwa vom Volks aus, sondern von den 
Konzernen (vor allem von den multinationalen). An ihrer 
Machtstellung im Staat kann keine Wahl etwas ändern: da 
sie keiner gewählt hat, kann sie auch keiner abwählen. Die 
herrschenden Parteien sind ihnen gleichermaßen verpflich- 
tet - die einen wie die anderen Marionetten des multina- 
tionalen Kapitals: 

Diese Scheindemokratie drückt sich auch in der Beteiligung 
liberaler intellektueller Eliten und der Gewerkschaften an 
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der indirekten Machtausübung aus, während die Machtha- 
ber im internen Kreis Entscheidungen treffen. Die unge- 
heure wirtschaftliche Konzentration hat zur Bildung immer 
größerer Unternehmenseinheiten geführt. Eine von Streiks 
ungestörte Wirtschaft aber und damit die Sicherstellung von 
Höchstprofiten ließen sich nur durch Kungelei der Unter- 
nehmenseigentümer bzw. -beherrscher mit den Gewerk- 
schaftsbonzen auf höchster Ebene erreichen (in Österreich 
nennt man das „Sozialpartnerschaft“). Der hauptsächlich 
von SPD-Funktionären beherrschte Deutsche Gewerk- 
schaftsbund (DGB) bzw. seine Einzelgewerkschaften sind 
damit neben dem Bundesverband der deutschen Industrie 
zum unverzichtbaren politischen Mitregenten des Systems 
geworden. Zwar möchte sich neuerdings der DGB als War- 
ner vor den Multis aufspielen - aber nur deshalb, um seine 
eigenen Multis (z.B. die „Neue Heimat“) als „Gegenmacht“ 
zu etablieren. Der DGB, der die Gelder der Arbeiter in Ge- 
werkschaftsbanken oder in andere Renditeobjekte anlegt, 
ist in Wahrheit weit davon entfernt, die Zerschlagung der 
Multis zu wollen; er fordert nur deren „Kontrolle“, d.h. die 
Herrschaft einer multinationalen Gewerkschaftbürokratie 
über die Konzerne. Also interner Machtkampf innerhalb des 
Systems. 

Tatsache ist jedenfalls, daß die Vertreter der feinen west- 
deutschen Gesellschaft z.B. der Rockefellers in Spitzen- 
gesprächen (von denen kein Wörtchen in die Öffentlichkeit 
dringt) de facto die gesamte volkswirtschaftliche und damit 
auch die politische Entwicklung in der Bundesrepublik 
präjudizieren. Ohne Rücksicht auf die erdrückende Mehr- 
heit des Volkes werden bei diesen Verhandlungen rigoros 
und undemokratisch Entscheidungen getroffen, deren 
Folgen über Steuern und Preiserhöhungen auf die Allge- 
meinheit abgewälzt werden. Der Staat spielt dabei nach 
dem Rezept des Manchester-Liberalismus nur noch die 
Rolle eines Nachtwächters, der für „Ruhe und Ordnung“ zu 
sorgen hat. 

Die Staatsgewalt in der BRD geht neben den Konzernen 
von der Besatzungsmacht USA aus, die diesen provisori- 
schen Staat zusammen mit den anderen westlichen Sieger- 
mächten geschaffen hat und seitdem direkt und indirekt 
unter Kontrolle hält. Da die wirklich relevanten Entschei- 
dungen gefällt werden, indem Vertreter multinationaler 
Konzerne mit dem Establishment des Bonner Systems hin- 
ter verschlossenen Türen Zusammentreffen 1 ), ist der demo- 



kratische Charakter des westdeutschen Teilstaates bloßer 
Schein; seine Realität ist Konzern- und Fremdherrschaft. 



BRD-IMPERIALISMUS 

Es ist somit offensichtlich, daß die BRD in wirtschaftlicher 
und damit auch in politischer Hinsicht in besonderem Maße 
von den USA abhängig ist, daß sie innerhalb der internatio- 
nalen, von den USA bevormundeten Wirtschaftsverflech- 
tung ein fremdgesteuertes Objekt ist. Das ist aber nur die 
eine Seite der Medaille: Die BRD, die einerseits vom Dollar- 
Imperialismus ausgebeutet und unterdrückt wird, beteiligt 
sich andererseits selbst an der Unterjochung der Völker. 
Man kann sie als ein zweitrangiges imperialistisches Land 
ansehen, das im Windschatten der westlichen Supermacht 
segelt. Die deutschen Wirtschaftsbosse wie auch ihre politi- 
schen Sachwalter in Bonn, die sich so gerne als Repräsen- 
tanten des Volkes gebärden, verstanden sich von Anfang an 
als international, als „westintegriert“ - zuerst als Erfül- 
lungsgehilfen, dann als Mitarbeiter; der Spielraum für eigene 
Profite war dabei groß genug. Der Bonner Staat ist ein Sub- 
zentrum des US-Imperialismus und zugleich dessen unter 
Amerikanisierungsdruck stehende Kolonie - ebenso wie die 
DDR zugleich Subzentrum und Kolonie der Sowjetunion 
ist. 

Die Gefahr dieser Politik, ihre Kaltschnäuzigkeit und Igno- 
ranz muß im westdeutschen Teilstaat und überall von den 
werktätigen Massen erkannt werden, damit wir zusammen 
mit den nationalen Befreiungsbewegungen den Kampf 
aufnehmen und die Zerschlagung des multinationalen 
Konzemimperialismus einleiten können. Hier gibt es 
keine falsch verstandene „nationale Solidarität“! Jeder 
Volkskampf ist zugleich Klassenkampf, jede Revolution 
richtet sich zugleich gegen die eigenen Kollaborateure der 
Fremdherrschaft, gegen die Chefetagen der Mutlis. auch 
wenn dort „Deutsche“ sitzen. 



(Fortsetzung folgt) 
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Weltweiter Befreiungskampf 



BRETAGNE 

% 

Herve Kerrain und Bernez Korbei, zwei bretoniche Natio- 
alrevolutionäre, die vor zwei Jahren vor der Einberufung 
in die französische Armee nach Irland geflohen waren, 
kehrten unter dem Eindruck des sozialistischen Wahl- 
erfolges und der versprochenen Amnestie in ihre breto- 
nische Heimat im August zurück. Doch auch die neue 
Regierung in Paris will bretonische Volksangehörige in 
die Armee zwingen. Beide Bretonen wurden für zwei 
Monate in Untersuchungshaft gesteckt. Zur Zeit er- 
wartet die beiden ein Verfahren vor dem Militärtribunal, 
ln ähnlichen Verfahren wurde bereits mehrere Bretonen 
zu hohen Haftstrafen verurteilt. In einer Pressemitteilung 
erklärten die die beiden Bretonen: „ Wir sind Bretonen, 
und wir werden nicht einem Staat dienen, der die Rechte 
unseres Volkes mit Füßen tritt. Die „ Keltische Liga” 
und bretonische Verbände haben zur Solidartität mit 
den bretonischen Nationalrevolutionären und zu Pro- 
testaktionen vor den französischen Botschaften aufge- 
rufen. 



SEYCHELLEN 

Auf den Seychellen — der Inselrepublik zwischen Afrika, 
Arabien und Indien — ist Ende November der dritte An- 
schlag weißer Söldner gegen die Regierung des Präsidenten 
France-Albert Rene gescheitert. Hinter dem Putschversuch 
stecken Kräfte, die der blockfreien, sozialistischen Regie- 
rung der Seychellen übelnehmen, daß sie Steuerflüchtlingen 
und Großinvestoren das Handwerk gelegt hat: der 1977 
gestürzte, im Londoner Exü lebende Playboy-Staatschef 
James Mancham z.B., der aber nicht über die Geldmittel 
verfügt, um mehr als 100 internationale Verbrecher anzu- 
heuem, auszurüsten und per Flugzeug auf die Seychellen 
zu schicken, Man spricht von der Finanzierung durch einen 
reichen, konservativen arabischen Staat, und Südafrika hat 
zumindest von den Angriffsvorbereitungen gewußt ; schließ- 
lich sind die bezahlten Killer von Swaziland aufgebrochen 
und mit einer gekaperten indischen Maschine nach Durban 
zurückgekehrt (soweit sie nicht gefangengenommen oder 
aufgerieben wurden). 



UKRAINE 

Ende November haben unbekannte Widerstandskämpfer 
am Sitz der sowjetischen KP in der ukrainischen Stadt 
Dnjepropetrowsk die Fahne der ukrainischen Nationa- 
listenbewegung und ein regimefeindliches Plakat ange- 
bracht. Wie bekannt wurde, trug das Plakat die Aufschrift 
„Wir sind mit allen Feinden der Partei solidarisch”. 
Mittlerweile wurde auch bekannt, daß in Dnjeprope- 
trowsk die Polizei- und Ordnungskräfte erheblich verstärkt 
wurden. Die Stadt ist nach Kiew die zweitgrößte Stadt 
der Ukraine. Hier nahm in den dreißiger Jahren die 
politische Karriere von Partei- und Staatschef Bresch- 
new ihren Anfang. Ebenfalls kommen auch mehrere seiner 
engsten Mitarbeiter aus Dnjepropetrowsk. 



NEU-KALEDONIEN 

Frankreich verweigert — ebenso wie die USA - den Völ- 
kern des Pazifikraumes die Kontrolle über ihr Leben und ihr 
Land und treten in arroganter Weise dem Selbstbestim- 
mungsrecht entgegen. Für Paris gibt es keine Kolonien, son- 
dern nur „französische Territorien in Ubersee“ (z.B. Fran- 
zösisch-Polynesien und Neu-Kaledonien). 

Die jüngste Welle von Widerstandshandlungen im französi- 
schen Pazifik-Departement Neu-Kaledonien hat die Ver- 
waltung des Territoriums zu einem Appell an die Regierung 
in Paris veranlaßt, Maßnahmen zur Wiederherstellung von 
„Frieden und Ordnung” zu ergreifen. Paris zeigt sich über 
den aktiven Widerstand der Neukaledonischen Befreiungs- 
front (die auch in der französischen Hauptstadt selbst 
bombt) „sehr beunruhigt“. - Der Unabhängigkeitskampf 
in den nickelreichen Gebieten von Neu-Kaledonien wird 
noch sehr hart werden, da die französischen Imperialisten 
dort auf wirtschaftlichem und militärischem Gebiet viel zu 
verlieren haben. 




ESTLAND 

ln Estland wurde eine „Demokratische Volksfront” 
gebildet. Die oppositionelle Bewegung, die von bal- 
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tischen Studenten und Arbeitern in$ Leben gerufen 
wurde richtet sich gegen die zunehmende Russifizierung irn 
Baltikum und gegen das imperialistische Herrschaftsstreben 
der Sowjetunion. Anfang Dezember 

rief die ..Demokratische Volksfront 1 '' zu einem halb- 
stündigen Proteststreik auf. Wörtlich heißt es: „Von 
nun an wird es an jedem ersten Arbeitstag eines Mo- 
nats zu einer halben Stunde des Schweigens kommen. 
Während dieser Zeit müssen alle Räder zum Still- 
stand kommen. Die halbstündigen Arbeitsnieder- 
legungen werden zugleich zum Abspielen revolutio- 
närer Gesänge genutzt Wir geben nicht auf, ehe 

das Volk eine Regierung hat und nicht umgekehrt* 1 . 



VIERTE WELT 

Mehrere tausend Indianer, Eskimos und Mischlinge demon- 
strierten Ende November vor dem kanadischen Parlament 
in Ottawa gegen den Entwurf einer neuen kanadischen Ver- 
fassung. Der Entwurf, der ein 1 14 Jahre altes britisches 
Grundgesetz ablösen soll, wurde dem Parlament zur ab- 
schließenden Billigung vorgelegt. Die Außerachtlassung 
spezieller Rechte der Ureinwohner Kanadas war einer der 
Kompromisse, denen Ministerpräsident Pierre Trudeau als 
Preis für die vor einigen Wochen erfolgte Einigung der 
kanadischen Bundesregierung mit Kanadas Provinzen zu- 
stimmen mußte. Die Provinzen sträubten sich gegen die 
Anerkennung der speziellen Rechte der Indianer, weil 
sie Schwierigkeiten in ihrem eigenen Legislaturbereich 
befürchteten. 




SAMENLAND 

Eine neue Konfrontation im Altagebiet steht bevor. Seit 
1970 setzen sich die Samen Norwegens gegen den Plan der 
Regierung zur Wehr, im Gebiet der Flüsse Alta-Kautokeino 
einen riesigen Staudamm und Elektrizitätskraftwerke anzu- 
legen. Die Anlagen würden nicht nur schwerwiegend in die 
Ökologie des Altagebietes eingreifen, sondern auch insbe- 
sondere die dort hindurchführenden Rentierwege zerstören. 
Damit würde den samischen Rentierzüchtern die öko- 
nomische Basis entzogen. Das Angebot der Elektrowirt- 
schaft an die Samen, stattdessen neuzuschaffende Arbeits- 
plätze in den Kraftwerken zu übernehmen, beurteilen die 
Samen als einen weiteren Schritt zur Zerstörung ihrer sa- 
mischen Identität. Durch spektakuläre Hungerstreiks und 
andere Kampfmaßnahmen hat die Samenbewegung den Fall 
Alta als zentralen Konflikt um die Kolonisierung der Samen 
hc rausgestellt. Der jüngste Wahlsieg der Konservativen in 
Norwegen wird von samischcr Seite als Vorspiel für die Ver- 



schärfung des Konflikts angesehen. Man rechnet jetzt mit 
dem Baubeginn in Alta Ende Oktober oder im November 
1981. 

Die Samenbewegung beabsichtigt zur Abwehr dieses An- 
griffs neue Aktionen in Alta, Oslo und anderen Orten. 

AFGHANISTAN 

Seil Monaten wiederholen sich die Nachrichten über Afgha- 
nistan in monotoner Regelmäßigkeit. Guerillaübcrfalle auf 
Fabriken in Kabul Detonationen von Bomben in Kinos 
Angriffe auf Militärkonvois - Strafaktionen sowjetischer 
und afghanischer Militärs Hohe Verluste bei der Zivil- 
bevölkerung. 

Bericht über Mord, Totschlag, Brandschatzung und immer 
wieder pathetisch formulierte Siegesmeldungen des von den 
Sowjets gestützten Regimes in Kabul, oder aber Erfolgs- 
meldungen der Mudschaheddin geben den Ton an. Sie 
zeichnen ein düsteres Bild des „vergessenen Krieges 1 ' in 
dem asiatischen Land, das seit dem 27. Dezember 1979 
von sowjetimperialistischen Truppen besetzt ist. 

Auch nach zwei Jahren hat die Intensität der bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwischen Rebellen und sowjetischen 
bzw. afghanischen Regierungstruppen nicht nachgelassen. 
Im Gegenteil: Zunehmend ist die Rede davon, daß die auf 
1 10 000 Mann geschätzte sowjetische Militärmacht zahlen- 
mäßig für eine angeblich geplante Frühjahrsoffensive gegen 
die Aufständischen verstärkt wird. 

Die regulären afghanischen Streitkräfte sind, wie es scheint, 
durch Verluste und Desertionen auf etwa 35 000 Mann ge- 
schrumpft. Auch die Bevölkerung Afghanistans verringerte 
sich. Etwa drei Millionen Flüchiinge leben in pakistanischen 
und iranischen Lagern. 

Nach zweijährigem Guerillakrieg haben beide Seiten ihre 
Taktik verbessert. Die Mudschaheddin sind besser ausge- 
rüstet als je zuvor. Sie verfügen über reichlich finanzielle 
Mittel, von denen ein großer Teil aus den arabischen Öl- 
staaten kommt. Die Widerstandskämpfer, deren Zahl 
schwer zu schätzen ist, haben es jedoch noch nicht ver- 
mocht, gemeinsam gegen die Besatzer zu kämpfen. 

Die sowjetische Präsenz ist sichtbarer geworden. In der 
Hauptstadt Kabul und an strategisch wichtigen Punkten 
in der Provinz verschanzen sich die „Muschiks“ nicht mehr 
in ihren gepanzerten Fahrzeugen. Sie sind in kleinen Grup- 
pen zu Fuß auf Streife zu sehen. Nach spektakulären 
Guerillaaktionen schlagen die Sowjets immer häufiger mit 
massiven und unerbittlich harten Strafaktionen zurück. Oft 
werden dabei ganze Häuserreihen dem Erdboden gleichge- 
macht. 

Die Mudschaheddin sind nach übereinstimmender Meinung 
der Diplomaten das Hauptproblem der Besatzungsmacht in 
Afghanistan. „Es ist die Unfähigkeit der von Moskau ge- 
tragenen Regierung, sich zu konsolidieren, ein Programm 
aufzustellen und dieses durchzusetzen 11 , meinte ein briti- 
scher Diplomat. Würden die sowjetischen Soldaten aus 
der Umgebung von Regierungschef Babrak Karmal abge- 
zogen, „würden sich die Mitglieder seiner (Karmals) Re- 
gierung sofort gegenseitig an die Kehle springen“, faßte 
ein Franzose die Situation zusammen, 
ln der regierenden Volksdemokratischen Partei Afghani- 
stans (PDPA) befehden sich Anhänger des ,,Khalq“-Flügel$ 
und der „Partscham“-Fraktion von Babrak Karmal bis 
aufs Blut. Berichte über nächtliche Morde rivalisierender 
Fraktionen im Regie rungslager sind nicht selten. Auch der 
Versuch, eine „Nationale Vaterlandsfront“ (NFF) zu grün- 
den, um der Regierung eine breitere Basis zu geben, ist 
offenbar fehlgeschlagen. 
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Nationalrevolutionäre 

Tradition 



Karl 0. Paetel 



KARL O. PAETEL wurde am 23. November 1906 in Ber- 
lin geboren, - wie er selbstironisch manchmal bemerkte - 
der erste und letzte großstädtisch-dekadente Sproß einer 
Vorfahrenreihe von märkischen Fischern, Schiffern und 
Kleinbauern. 

Dorfschule, Volksschule, Realschule, Oberrealschule, Fried- 
rich-Wilhelm-Universität Berlin, Deutsche Hochschule für 
Politik. 

Der Traum seines Vaters, daß er ein Studienrat werden 
würde (K.O.P. studierte Germanistik, Geschichte und Philo- 
sophie), wurde zuschanden, als der junge Mann in Zusam- 
menhang mit einer Anti-Versailles-Demonstration der Ber- 
liner Studentenschaft von der Polizei festgenommen, mit 
anderen zusammen dem Schnellrichter vorgeführt und we- 
gen Verletzung des „Bannmeilengesetzes“ zu einer Geld- 
strafe (oder Haft) verurteilt wurde. Als „vorbestraft“ wur- 
de ihm daraufhin von der Universität das Stipendium ent- 
zogen, das ihm das Studium ermöglichte. 

Kurzentschlossen brach K.O.P. daraufhin sein Studium 
ab und wandte sich dem zu, was ihn von jeher fasziniert 
hatte: dem Schreiben. Er wurde Journalist, Redakteur, 
Schriftsteller. Zwischen Schule und Studium hatte er 
seinem Vater bereits eine ca. 1 1/2 Jahre dauernde Volon- 
tär- bzw. Hilfsredakteur-Tätigkeit abgerungen. 

Jetzt versuchte er selbständige Publizistik: zuerst mehr oder 
minder im Rahmen oder am Rande der Jugendbewegung, 
später als einer der Wortführer der nationalrevolutionären 
Bewegung, hat er als Redakteur einer Monatszeitschrift der 
Jugendbewegung, als Hauptschriftleiter einer von Ernst 
Jünger herausgegebenen Wochenschrift, als Herausgeber 
und Schriftleiter einer politischen Zeitschriftenschau, einer 
eigenen Monatsschrift und einer antinationalsozialistischen 
Pressekorrespondenz „nationale und sozialistische“ Impulse 
auszuwerten versucht, die er in der Bündischen Jugend er- 
fahren hatte. 

Die für ihn entscheidenden geistig-seelischen Anstöße hat 
K.O.P. in der Jugendbewegung empfangen. Er hat dort ge- 
lernt, was ihm als „Haltung“, als jenseits der Ansichten ste- 
hende Gesinnung verbindlich ewurde. 

Als einer der Repräsentanten dessen, was damals insbeson- 
dere von den Nazis mit verächtlichem Unterton als „Natio- 
nalbolschewismus“ bezeichnet wurde - K.O.P. übernahm 
später diese Benennung aus einer mehr trotzigen Position 
den Braunen gegenüber — , verbot man ihm seine Zeit- 
schrift, als Hitler zur Macht kam: „Wegen Gefährdung der 



Ruhe und Ordnung und in Erwartung weiterer staatsge- 
fährlicher Umtriebe“, eine Formulierung, auf die K.O.P. 
stets ein wenig stolz war. Sein Kreis arbeitete weiter - il- 
legal. 

Mehrfach in Haft genommen, ging er im Januar 1935 in 
Erwartung eines Prozesses - ein ehemaliger SPD-Kriminal- 
kommissar ließ ihn „vorübergehend“ frei — ins Exil, nach 
Prag. Ein halbes Jahr antinazistischer Journalismus folgte - 
Hunger, Bleibelosigkeit und - ein wenig Verzweiflung. Von 
schwedischen und deutschen Freunden schließlich versorgt, 
ging er mit falschen Papieren nach Deutschland, die zerris- 
senen Fäden seiner Gruppenarbeit wieder zu knüpfen und 
- unzwischen steckbrieflich gesucht - von dort nach Ko- 
penhagen, wo er drei Monate lang völlig mittellos illegal 
lebte, bis es gelang, ihn nach Schweden zu bringen. Hier, 
in Stockholm, nach seiner „Legalisierung“, hat er wohl die 
glücklichsten Jahre seiner Emigration erlebt: nach anfäng- 
lichem Mißtrauen von den „linken“ Exilierten als Kame- 
rad akzeptiert, hat er sich am politischen Leben der Emi- 
granten beteiligt und bald begonnen, illegale - auf Seiden- 
papier gedruckte - Schriften für die deutsche „Under- 
ground“ herzustellen. Das ging schief. Der deutsche Ge- 
sandte protestierte. Die schwedische Polizei nahm ihn in 
„Schutzhaft“ und erklärte ihm freundlich, aber bestimmt, 
daß jedwede politische Tätigkeit dieser Art unerwünscht sei. 
„Wir wollen keinen neuen Fall Trotzki!“, formulierte man 
(kurz vorher hatte der norwegische Aufenthalt Trotzkis 
fast zu einem internationalen Zwischenfall geführt). So fuhr 
denn K.O.P., von den schwedischen Behörden in jeder Be- 
ziehung vorbildlich behandelt, über Polen mit seinem 
Staatenlosenpaß in die CSR. Nach vier Monaten gelang es 
ihm, einen journalistischen Auftrag einer Prager deutsch- 
sprachigen Zeitung für Interviews mit Degrelle und den da- 
mals ständig in der Presse auftauchenden Flamenführer in 
Belgien zu bekommen. Uber Österreich und die Schweiz 
kam er nach Frankreich, von dort nach Brüssel, jedesmal 
einige Zeit Station machend, wobei stets binnen 24 Stun- 
den die politische Polizei ihn höflich nach seinen Plänen 
fragte. Wie durch ein Wunder gelang es ihm, ein unbe- 
fristetes Einreisevisum nach Frankreich zu bekommen - 
die Volksfrontregierung herrschte zu dieser Zeit. 

Er hat dann in Paris bis Kriegsausbruch gelebt. Geschrie- 
ben, unter Exilierten Diskussionsgruppen organisiert, von 
dort und von Basel aus Kontakte zu seinen deutschen 
Freunden ausgebaut - u.a. auf einer langen Reise durch 
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Südfrankreich, wo er sich mit deutschen Oppositionellen 
traf, — Bei Kriegsausbruch mit allen Ausländern deutscher 
Herkunft interniert, nach kurzer Zeit als „nationalite inde- 
termine“ freigelassen, hat er, ganz auf sich gestellt — alle 
Verbindungen waren abgebrochen - fünf Monate des 
„drole guerre“ in Paris gelebt, er wurde auf Veranlassung 
des II Bureaus erneut festgenonimen, machte drei Lager 
durch, bis in einer fackelbeleuchteten Nacht in der Nähe 
von Bordeaux ein Lagerkommandant seinen Schutzbefoh- 
lenen den Rat gab „Debrouillez vous!“. Als „tschechischer 
Legionär“ gesellte sich K.O.P.. mit Freunden zusammen, 
dem endlosen Heer der Flüchlinge auf den französischen 
Landstraßen zu. 

Einige Kilometer von der Demarkationslinie verbrachte er 
mit anderen deutschen Exilierten - von der französischen 
Resistance geschützt — unter falschem Namen einige Wo- 
chen, Dann ging er nach Marseille, wo man ihm prompt auf 
dem Bahnhof alle Papiere konfiszierte. Papierlos wartete er 
auf einen Tschechenpaß und die Visen, die ihn aus Frank- 
reich herausführen könnten: mit etwas Gespanntheit, als 
ihm mitgeteilt wurde, daß er als Nr. 5 auf einer Liste von 
deutschen „Ariern“ stände, die, 101 Namen umfassend, die 
deutsche Regierung Vichy überreicht hatte, mit der Forde- 
rung auf Auslieferung. Es kam der tschechische Paß, es ge- 
lang, ein Visum nach China und die Durchgangs Visen durch 
Spanien und Portugal zu bekommen. Mit zwei Freunden 
überquerte K.O.P. auf einer 34stündigen Irrfahrt die Pyre- 
näen. Sie wurden in Spanien verhaftet, zur Grenze zurück- 
gebracht, erhielten schließlich den Stempel, gelangten über 
Madrid und Barcelona nach Lissabon, von wo K.O.P. nach 
viermonatigem Warten ein USA-Visum erhielt. Seit 1941 
lebte er in Amerika. Har „Research“ gemacht, „Neger“- 
Arbeit für andere Schriftsteller geleistet, als „Berater“ 
in „Büros“ gearbeitet und wurde dann Ausländskorrespon- 
dent für deutsche und europäische Blätter und freier 
Schriftsteller und versuchte - nach mehrmaligen längeren 
Deutschlandreisen deutsche Probleme in den USA und 
amerikanische Realitäten in deutschen Zeitschriften, Radio- 
sendungen usw. zu verdeutlichen. 

K.O.P. starb 1975 in den USA. 

Im folgenden bringen wir die Schilderung seiner Flucht vor 
den Nazis. 



Obdachlos in vielen Ländern 



Ich bin nicht freiwillig herausgegangen. Erst als sich alles 
auf die Alternative „Zuchthaus oder Flucht“ zugespitzt 
hatte, bin ich emigriert. Aber als dieser Entschluß feststand, 
schien mir auch die neue Aufgabe festzustehen: draußen 
die Kader zu bilden, die den Illegalen drinnen mit Rat und 
Tat zur Hand gehen würden. 

Ich weiß noch seht gut : Die ersten Wochen in Prag habe ich 
alles irgendwie erreichbare bedruckte Papier aus der Emi- 
gration verschlungen, Zeitungen und Zeitschriften. Resolu- 
tionen, Pamphlete und Bücher; um zu sehen, was hier in der 
Zeit, in der drinnen mit verbissener Zähigkeit weiterge- 
kämpft wurde, für neue Waffen geschmiedet wurden. Und 
ich habe anspruchsvolle Deklarationen und Zukunftspro- 
gramme gefunden, ausgehend alle von der Feststellung, daß 
man ja im Grunde gar nicht besiegt sei, daß die anderen - 



die Nachbargruppe, die Nachbarpartei - verantwortlich 
seien für den Zusammenbruch. Ich habe gesehen, wie die 
Fraktionen und Griippchen sich gegenseitig denunzierten, 
entlarvten, bekämpften - wie man nichts aus dem großen 
Debacle gerettet hatte als die trügerische Selbstsicherheit 
der Volksvertreter von einst. 

Rundschreiben und Erklärungen kamen, die Ausschlüsse 
verfügten, irgendein Mitglied irgendeiner Partei als „von der 
Gegenfraktion hineingeschickt“ enthüllten, von gestohlenen 
Geheimrundschreiben erzählten, von Vorwürfen der Kor- 
ruption wimmelten, sich gegenseitig falsche und hoch- 
staple rische Angaben über die Inlandsarbeit vorwarfen. Und 
ich hatte gemeint, hier draußen säßen die Führerzirkel des 
deutschen Antifaschismus und arbeiteten Tag und Nacht 
unter Zurückstellung alles Trennenden an der neuen Klar- 
heit und Einheit der Anti-Hitler-Kräfte! 

Das Prager Cafehaus war für Hunderte von deutschen Emi- 
granten eine einzige Heimat, geworden. In billigen Wohn- 
löchem, oft zu mehreren in einem Zimmer wohnend, viele 
in dem vom Hilfskomitee erhaltenen Kollektiv von Stras- 
nice, fanden sie im Cafehaus so etwas wie einen Ersatz für 
alles Verlorengegangene. Man saß und diskutierte, spielte 
Schach, las Zeitung, machte für oder öfter gegen irgend 
etwas eine Fraktionssitzung - es hatten sich ganz feste 
Stammtischecken für die verschiedenen politischen Fär- 
bungen hcrausgebildet — . kurzum, man war zu Hause - 
wenn auch nur im Reich der Fiktionen. 

Hier hing man den Träumen nach: von der Vergangenheit, 
in der man gekämpft hatte oder in der es einem einfach gut- 
gegangen war: von der Zukunft, die eines Tages, wenn die 
braune Gewaltherrschaft zusammengebrochen sein würde, 
wieder Raum bieten würde für die, die jetzt hier sehnsüch- 
tig, zerbrochen oder bereit zu neuem Einsatz, sich die 
Köpfe heißredeten - um im Grunde vor allem sich selber zu 

beweisen, daß es ja nicht mehr lange dauern könne 

Hier saßen Spitzel und Märtyrer. Dummköpfe und Persön- 
lichkeiten, Feiglinge und Männer, die aus der Hölle einer 
KZ -Marterkammer gekommen waren, im gleichen Elend. 
Sie alle Strandgut aus dem anderen Deutschland, das die 
Kaffeehäuser der alten Kaiserstadt überschwemmte... 

War das die neue Front, die es unternahm, den Faschis- 
mus vor das Gericht der Geschichte zu fordern 4 Von liier 
sollten Kraftströme ausgehen fiir die unbekannten Jungen, 
die drüben irgendwo im Dunkel der Illegalität kämpften 4 
Hier sollte sich die Repräsentanz des neuen Reiches bilden, 
die eines Tages im Chor der europäischen Völker das an- 
dere, das freiheitliche Deutschland vertreten sollte? 

Ich zahlte und verließ das Cafehaus. 

Als ich eines Abends mein Zimmer im Prager „Weinberge- 
Viertel“ betreten wollte, war es abgeschlossen. Meine Wirtin 
erklärt mir, daß sie mich nicht wieder hereinließe, bevor 
nicht die zwei Monate rückständige Miete bezahlt wäre. Die 
Sachen behielte sie solange in Gewahrsam. Drei Tage und 
drei Nächte blieb ich ohne Quartier. Ich ging an den Ufern 
der Moldau spazieren und schlief auf den Grasrändern des 
Flusses, bis die Morgenkühle mich weckte. Nacht für Nacht 
waren die Stufen der Prager Bahnhöfe, die Bänke oder Park- 
anlagen mit Schlafenden bedeckt, die kein Heini hatten. 

Drei Tage nichts zu essen, nichts zu rauchen, keinen Kaffee. 
Ich glaubte* ich würde langsam verrückt. Endlich traf ich ei- 
nen Bekannten, der mir fünf Kronen gab. Die Schale 
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Gulaschsuppe, die ersten Züge einer Zigarette, der Kaffee, 
den ich genießerisch auf eine halbe Stunde ausdehnte, wa- 
ren Botschaften des Himmels... 

Dann gelang es mir, einen Mann aus der Flüchtlingsorgani- 
sation zu erreichen, der mir einen „Bon“ Für drei Nächte bei 
Herrn Sperling gab. Das bedeutete ein Dach über dem 
Kopf, bedeutete ein Bett. 

Herr Sperling war am Kurfürstendamm in Berlin Bordeilwirt 
gewesen. Er hatte nach seiner Flucht aus Nazideutschland 
mit sichererem Blick in Prag eine neue Verdientsquelle 
entdeckt. Er möblierte eine große, aus mehreren Zimmern 
bestehende Wohnung mit Bettstellen und vermietete pro 
Nacht einen Schlafplatz für fünf Kronen; das Flüchtlings- 
iomitee hatte für dringende Fälle Sonderpreise, so daß er 
sich fast als „offizielle“ Hilfsstelle betrachten konnte. Er 
hatte vierzig Betten zur Verfügung: Man kann sich ausrech- 
nen, daß sein Verdienst nicht klein war. Aber da sehr viele 
Emigranten eher fünf Kronen täglich für eine Schlafstelle 
auftreiben konnten, als auf einmal 1 50 Kronen als Monats- 
miete auf den Tisch zu legen, waren fast immer alle Betten 
besetzt. Ich hatte also einen „Bon“ für drei Gratisübernach- 
tungen bei ihm. 

Danach landete ich im Flüchtlingsheim. In einem achtbet- 
tigen Schlafsaal war ich der einzige Nichtjude — und an- 
scheinend der einzige, der nicht einem Beruf nachging. Die 
„Berufe“ meiner Stubengenossen waren allerdings sehr selt- 
samer Natur. Da gab es einen Sachsen — er hatte, wie er be- 
hauptete, früher einmal einen großen Rennstall besessen — , 
der ständig vor den Prager Wettbüros stand, an Wettlustige 
herantrat und ihnen Tips anbot, gegen die Zusicherung ei- 
ner Gewinnbeteiligung. Da er systematisch so ziemlich alle 
Pferde irgendwo vorschlug, kam oft ein Verdienst für ihn 
dabei heraus. 

Ein andererer ernährte sich damit, daß er mit einigen „In- 
ternationalen Antwortscheinen“ von Laden zu Laden, von 
Büro zu Büro jüdischer Firmen lief und den Inhabern trän- 
enden Auges die Einwechselung seines letzten Geldwertes, 
bestehend aus diesen Scheinen, vorschlug. Fast alle wiesen 
die Antwortscheine zurück, gaben ihm aber einige Kronen. 
Ein dritter lebte ca. fünf Wochen davon, daß er von Zahn- 
arzt zu Zahnarzt ging, jedem seinen einzigen Goldzahn zum 
Ausziehen gegen Zahlung von zwanzig Kronen anbot. Bevor 
die Sache bei einem Treffen mehrerer Zahnärzte erwähnt 
worden war, hatten alle die Ausnutzung einer solchen Not- 
lage abgelehnt und ihm statt dessen ohne jede Gegenlei- 
stung stets einige Kronen gegeben. Der nächste allerdings 
zog den Zahn, zahlte freundlich lächelnd und legte damit 
das Geschäft brach. 

Ich beschloß weiterzu wandern. Vorher aber ging ich noch 
einmal zu dem für mich zuständigen Flüchtlingskomitee. 
Sekretär dieser Flüchtlingsstelle war Herr Hugo, ehemals 
Generalsekretär einer humanitären Organisation in Berlin, 
der mich persönlich schon aus Berliner politischen Ver- 
sammlungen kannte. Er hatte mich bei meiner Ankunft in 
Prag stürmisch begrüßt und mir ohne weiteres das für die 
Behörden notwendige Anerkennungszertifikat als politi- 
scher Flüchtling ausgestellt; um so lieber, als ich für die er- 
sten zwei Monate genügend Geld hatte und zunächst keiner- 
lei Unterstützung erbat. Er hatte mir dann in einem Cafe- 
haus von sich aus angeboten, bei meiner etwaigen Abreise 
einige hundert Kronen Fahrtunterstützung zuzuschießen. 

Herr Hugo war in der politischen Emigration alles andere als 



beliebt. Er war die personifizierte Bonzenfigur, grüßte 
grundsätzlich nie, wenn er durch die mit Antragstellern ge- 
füllten Vorzimmer des Komitees in sein Chefzimmer rausch- 
te, bot ebenso grundsätzlich nie einem Besucher einen Stuhl 
an, sondern ließ ihn halbstundenlang, selbst in den Sessel 
zurückgelehnt, vor dem Schreibtisch wie einen Angeklagten 
stehen. In der Geldbeschaffung für das Komitee einerseits 
ganz besonders rührig, war er auf der anderen Seite bar je- 
den Funkens von menschlichen Takt. 

Ich erklärte ihm meine Absicht, in den nächsten Tagen ab- 
zufahren, und erinnerte ihn an sein Anerbieten. „Ja“, mein- 
te er nach kurzer Überlegung, „ich kann Ihnen 100 Kronen 
zu Ihrer Fahrkarte hinzugeben. Bitte, kommen Sie morgen 
mit dem Geld, was Sie haben, zu mir und zeigen Sie es mir. 
Dann können Sie mit einem meiner jungen Leute zum Rei- 
sebüro gehen. Sie werden dort Ihren Anteil bezahlen, und 
mein Antragsteller wird gegen Ausstellung einer Bescheini- 
gung des Reisebüros, daß die Fahrkarte nicht verkäuflich 
ist, die restlichen 100 Kronen hinzufiigen.“ 

Ich war bleich geworden. Dann stand ich auf, langsam und 
mit Anstrengung, mich im Zaum haltend: „Sie schienen 
sich etwas in der Adresse zu irren. Herr Hugo. Sie kennen 
meine politische Tätigkeit seit Jahren, und Sie belieben, 
mich wie einen Schnorrer zu behandeln“* Gegen meinen 
Willen war ich ins Brüllen gekommen: „Ich verzichte auf 
Ihre 100 Kronen!** Damit warf ich die bereits unterschrie 
bene Empfangsbestätigungen zerrissen auf den Tisch. „Aber 
ich werde dafür sorgen, daß Ihre Behandlung von Antifa- 
schisten etwas allgemeiner bekannt wird!“ Gelassen schob 
der Herr Sekretär den Stuhl hinter seinem Schreibtsich zu- 
rück und sagte drohend: „Sie verlassen sofort mein Büro, 
sonst lasse ich Sie wegen Erpressung festnehmen.“ Als 
ich mich umdrehte, hörte ich ihn noch halblaut zu einem 
seiner feixenden Jungen am Neben risch sagen: „100 Kro- 
nen gespart!“ 

Drei Monate verbrachte ich in Kopenhagen. Ich meldete 
mich aber nicht bei der Polizei. Ich „wohnte** im Büro des 
Psychologen Wilhelm Reich - ohne ihn selbst je kennenzu- 
lemen. Kopenhagen hatte für mich nur Durchgangsort sein 
sollen. Ich wollte von dort nach Schweden gelangen. Aber 
der „Wirt** des Reichschen Büros, der mich als Haussklaven 
fürs Reinmachen benutzte, um die kärgliche Leberpaste ab- 
zuverdienen, suchte meine Abreise immer hinauszuzögem. 
Endlich gelang es mir, einen dänischen Parteigänger von 
Wilhelm Reich aufzutreiben, der mich ohne Papiere nach 
Schweden einzuschleusen bereit war 

Der Grenzübergang war, wenn man Bescheid wußte, ein- 
fach. Im Grenzgebäude mußte man durch eine von zwei Tü- 
ren hindurchgehen. Die eine Tür trug die Aufschrift „Für 
Damen“ - die durften ohne Ausweis passieren. Auf der an- 
deren Tür stand „Für Ausländer**, und dort mußte man sich 
ausweisen. Mein Begleiter - der übrigens alles andere als 
nordisch aussah - ging schnurstracks, mit mir redend, 
durch die „Dänen“-Tür - und ich war in Schweden. 

In Stockholm meldete ich mich bei einem Hilfskomitee für 
Intellektuelle. Es gab noch ein Mateotti-Komitee der Sozial- 
demokraten und ein jüdisches. Wir bekamen eine monat- 
liche Geldunterstützung, eine Zeit lang auch Essensmarken 
für das Smärgosbrod - bis man uns höflich hinauskompli- 
mentierte. Weil nämlich die hungrigen Emigranten dort 
nicht nur gegessen, sondern sich gleich ihre Mantel- und 
Aktentaschen vollgestopft hatten. 
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Langsam bekam ich Fühlung mit schwedischen Intellektuel- 
klen. Die wichtigsten Leute waren von der Clarte, einer Art 
Tochtergruppe der französischen Bewegung gleichen Na- 
mens. Diesen verdankte ich auch meine erste Begegnung mit 
Manes Sperber, einem deutsch-polnisch-jüdischen Schrift- 
steller* der später Franzose wurde. Ich kann nicht sagen, 
daß sie mich sehr erfreut hat. Willi Münzenberg hatte ihn 
nach Stockholm geschickt. Ich traf ihn morgens im Rats- 
keller, wo er gerade ein opulentes Frühstück verzehrte. An- 
statt mich zu fragen, ob ich überhaupt schon etwas geges- 
sen hätte, winkte er einem Kellner und ließ lediglich eine 
zweite Tasse bringen, damit ich mich aus seinem Silbcr- 
kannchen bedienen könnte. 

Als ich später in Paris Münzenberg das Intermezzo erzähl- 
te, schlug er lachend mit der Faust auf den Tisch und mein- 
te: „Und dabei hat er recht viel Geld gehabt. Von mir näm- 
lich r 

Als Münzenberg mit der KP brach, arbeitete ich in Paris an 
seiner Wochenzeitung Die Zukunft mit. Ich hatte sogar, 
wenn ich mich recht erinnere, dadurch eine Mitgliedskarte 
seiner antistalinistischen sozialistischen Sammlung besessen. 
Deren Grundlage waren neunhundert Rot-Spanien-Kämpfer 
im französischen Internierungslager Gurs, die sich zu ihm 
bekannten; sein intellektuelles Aushängeschild war neben 
dem Katholiken Thorman Arthur Koestler. 

Es gab ein paar groteske Züge in Münzenbergs persönlichem 
Habitus. Obwolil er täglich im Wagen fuhr, hat er nie selbst 
zu fahren gelernt. Babette Gross, seine langjährige Lebens- 
gefährtin, mußte ihn zu allen Besprechungen führen. 

Dieser „Zyniker" war in gewisser Weise naiv. Auf Lenins 
Schutz und dessen nachwirkendes Prestige vertrauend, hat 
er sich mehr als einmal mit sogenannten russischen Opposi- 
tionellen eingelassen und auf sie gebaut - als alter Freund 
Lenins. Als Bucharin hingerichtet wurde, verlor er die russi- 
sche Basis, bei gleichzeitig steigender Opposition im deut- 
schen Zentralkomitee. Der Stalin-Hitler— Pakt führte zur 
endgültigen Trennung. Unabhängig geworden, konnte Mün- 
zenberg, damals selber von den Internierungsmaßnahmen 
der französischen Behörden verschont, führende deutsche 
Exilpolitiker zeitweise in Freiheit halten. Er hatte gute Ver- 
bindungen zur sozialistischen Regierungspartei. 

Aber schließlich landeten wir alle, auch Münzenberg, In 
einem Camp. Als die Wehrmacht sich Paris näherte, wurden 
in den meisten Lagern die Schutzhäftlinge freigelassen. 
Münzenberg wurde später in der Nähe seines Lagers tot auf- 
gefunden. Bis heute weiß niemand sicher, ob ihn die GPU 
oder die Gestapo umgebracht hat oder ein paar geldgierige 
junge Kommunisten, die mit ihm das Lager verließen. 
Man weiß nur, daß er relativ viel Geld bei sich gehabt hatte. 
Von seinen Begleitern hat man nie mehr gehört. 

Willi Münzenberg war ein seltsames Gemisch aus Romantik 
und Realismus. Bei der Einrichtung der Internationalen Ar- 
beiterhilfe hat er gezeigt, daß er in grandiosem Maßstab 
organisieren konnte, ebenso wie der bei späteren interna- 
tionalen antinationalsozialistischen Veranstaltungen bewies, 
daß er als propagandistisches Genie Goebbels ebenbürtig 
war. Er gehörte zu den alten „Bolschewiki", die geglaubt 
haben, was sie sagten; und er hat lange Zeit nicht wahrha- 
ben wollen, daß die Wirklichkeit diesen Glauben Lügen 
strafte. 

Die deutsche Emigration hat viele Männer umfaßt, die zum 




Münzenberg, Willi 

Ausdruck gebracht haben, wie sehr sie das Hitler-System 
haßten, aber auch, wie sehr sie Deutschland liebten. Das 
linke Exil hat wohl nur drei Männer herauszustellen ver- 
mocht, die wirkliche Führerqualitäten aufwiesen: den 
„Neubeginnen'" Führer Karl Frank, den Führer der öster- 
reichischen „Revolutionären Sozialisten" Josef Buttinger 
und den KP-Dissidenten Willi Münzenberg. 

Münzenberg ist tot. Frank und Buttinger sind nicht in ihre 
Heimatzurückgekehrt. Das deutsche Exil ist in der Bundes- 
republik heute nur durch Willy Brandt vertreten. 

Mit all unserem Charme und schlechtem Französisch war 
es uns an der spanischen Demarkationslinie gelungen, den 
Gardisten klarzumachen, daß wir zwar noch keine Einreise- 
erlaubnis besäßen, aber jetzt nur eins wünschten, der Grenz- 
stelle vorgeführt zu werden, um dort das fehlende Visum zu 
erwerben. Wir erhielten schließlich die Stempel. So kamen 
wir nach Madrid und Barcelona: freie Reisende, abge- 
musterte „tschechische Legionäre", auf dem Wege nach 
China. 

Und in Madrid geschah es: Wir saßen in einer Straßenbahn, 
als der Wagen plötzlich mit einem Ruck stoppte. Eviva-Rufe 
ertönten. Gerade vor uns sprengte der Caudillo mit seiner 
marokkanischen Garde vorbei. Jedermann im Straßenbahn- 
abteil stand, mit dem Faschistengruß. Wir drei auch! Ohne 
mit der Wimper zu zucken. Herr „Otto Meyer" aus einem 
sudetendeutschen Bergdorf und seine Genossen hatten kei- 
ne Lust, der Seguridad vorgeführt zu werden. 

Madrid hat damals zuallererst einen großen Eindruck ge- 
macht. Doch gerade hatten wir uns auf der Terrasse eines 
Cafehauses niedergelassen, wurden wir schon von zerlump- 
ten Jugendlichen umringt, die mit einem Gemisch aus Angst 
und Frechheit um einen Peso bettelten. An jedem Wagen 
der stets überfüllten Straßenbahnen hingen kleine Kinder 
wie die Trauben, die auf diese Weise ihre Bettelfahrten 
durch die „City" etwas beschleunigten. Kaum waren wir 
ein paar Minuten von den Hauptstraßen entfernt ins Innere 
der Stadt gekommen, als uns verelendete Gestalten, zerstör- 
te Kirchen und Straßenteile ins Auge fielen. Stumpf gingen 
die Leute hindurch. Die Behörden hatten anderes zu tun, 
als die anklagenden Zeugen des Bürgerkrieges zu liquidieren. 
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Am nächsten Morgen stürmten wir mit vielen anderen den 
Zug nach der portugiesischen Grenze. Als wir unser Gepäck 
verstaut hatten, stellten wir zu unserem Unbehagen fest, 
daß im Durchgang zum nächsten Abteil mehrere spanische 
Nationalgarden mit ihren leicht komisch wirkenden Drei- 
spitzen standen und uns anstarten. Bald zeigte sich jedoch, 
daß das nichts mit uns zu tun hatte. In den beiden anschlie- 
ßenden Abteilen befanden sich — gefesselt — über ein Dut- 
zend Sträflinge, deren Eskorte aus purer Langeweile gele- 
gentlich auch den anderen Wagen einen Besuch abstattete. 

Uns gegenüber saßen spanische Landarbeiter, die geräusch- 
voll ihr kärgliches Mahl verzehrten und uns immer wieder 
freundlich lächelnd davon anboten. 

Schließlich war die spanische Grenzstation Badajos erreicht. 
Wir kletterten heraus, gaben unsere Fahrkarten ab, erfuhren 
zu unserer Enttäuschung, daß der Anschlußzug nach Portu- 
gal erst sechs Stunden später fuhr und mußten unsere Pässe 
bei der Grenzpolizei deponieren. 

Über eine große Brücke begaben wir uns in den Ort. Wenige 
Leute begegneten uns, und unter den wenigen kein einziger 
Mann. Zuerst achteten wir kaum darauf. Auch in den klei- 
nen cafeähnlichen Bistros saßen nur verhärmte Frauen und 
ganz junge Burschen und verzehrten schweigend Brot und 
Käse bei einer Karaffe Rotwein. Schließlich fragten wir in 
dem größten Cafe einen städtisch angezogenen Herrn, ob es 
irgendeine Sehenswürdigkeit in Badajos gäbe, die anzusehen 
sich lohnen würde. Der Angeredete stellte sich als portugie- 
sischer Ingenieur vor, der aus Frankreich in seine Heimat 
zurückfuhr, und sagte mit leisem Lächeln: „Sehenswürdig- 
keiten' - Armeleutewohnungen und Ruinen aus dem Bür- 
gerkrieg - e es tout!" — 

Dann neigte er sich zu uns herüber: „Vous etes Francais?" 
— „Non, monsieur, nous sommes des Tcheques", gaben wir 
zurück. Er schwieg einen Augenblick: „Ist Ihnen nicht auf- 
gefallen, daß es hier keine Männer in der Ortschaft gibt' 
Das ist eine Folge des Bürgerkrieges. Als die Nationalisten 
sich der Stadt näherten, sind einige Falangisten erschossen 
Zur Vergeltung hat der befehlsführende Franco-Offizier alle 
Männer des Ortes an die Wand stellen lassen — alle' 

Badajos ist bis heute die „Stadt ohne Männer" geblieben. 
Interessanteres gibt es kaum von hier zu erzählen, vous 
comprenez?" 

Wir schwiegen. 

(Diese Auszüge aus den unveröffentlichten Lebenserinne- 
rungen „Reise ohne Uhrzeit"' des antifaschistischen Schrift- 
stellers und Begründers des „National-Bolschewismus" wur- 
den mit freundlicher Genehmigung des dipa-Verlages dem 
Typoscript entnommen.) 



Komitees 

überall 



1918/19 

Eine deutsche 
Revolution 

von Walter Hohenstein 

Die rätedemokratische Erhebung der Arbeiter und Sol- 
daten gehört zu den nationalrevolutionären, positiven 
Traditionen des deutschen Volkes, handelt es sich doch 
hierbei um eine antimonarchistische und antimilita- 
ristische Erhebung der werktätigen Massen gegen die 
alte autoritäre und kapitalistische Gesellschaftsordnung in 
Deutschland. In der Gestalt der Rätebewegung entwickelte 
sich eine machtvolle, aber demokratische Bewegung, die 
in der Revolution eine Alternative, in neudeutsch etwa 
einen , »Dritten Weg’' dargestellt hat. 

Die deutsche Chance ein demokratisches und zugleich 
sozialistisches Land aufzubaun wurde vertan und ver- 
raten. Moeller von den Bruck schrieb 1919, die deutsche 
Arbeiterschaft habe den großen Augenblick ihrer Re- 
volution verpaßt. Woran lag es, daß die bürgerlichen Kräfte 
nach dem Zerfall ihrer Monarchie wieder über die Inter- 
essen der arbeitenden Bevölkerung triumphieren konnten. 
Emst Niekisch, der große deutsche Nationalrevolutionär 
der Weimarer Zeit und führender Kopf der bayrischen 
Rätebewegung schreibt hierzu in seinen „Erinnerungen' 1 : 
„Die deutsche sozialistische Revolution wäre zugleich auch 
eine Auflehnung gegen die imperialistische Vergewaltigung 
gewesen, die nunmehr nach Deutschlands militärischer 
Niederlage diesem zugefügt werden sollte. Impulsiv waren 
im November 1918, wohl unter dem Einfluß des russischen 
Beispiels, Arbeiterräte entstanden, sie hätten Organe der 
proletarischen Revolution werden können. Da ein prole- 
tarischer Bürgerkriegswille nicht vorhanden war, wurden die 
Arbeiterräte alsbald Anlaß vielfacher Verlegenheiten. Die 
„Doppelherrschaft”, in die sich anfänglich die Räte und 
die nach parlamentarischen Institutionen schielende sozial- 
demokratisch-bürgerliche Regierung teilten, wurde alsbald 
abgebaut; die Räte wurden abgewürgt. Die Sozialdemokra- 
tie drängte ungeduldig, die Räte welche ihr politische Ge- 
wissensbisse verursachten, loszuwerden; sie wollte in vol- 
ler bürgerlicher Zuverlässigkeit und klassen friedlicher Un- 
schuld erstrahlen. Die Sozialdemokratie entwand den Ar- 
beitern die Waffen, ihr schwindelte bei dem Gedanken, 
welchen Gebrauch ihre Gefolgschaft davon hätte machen 
können. Schon am 13. November 1918 beschloß der unter 
sozialdemokratischem Einfluß stehende Vollzugsrat der Ar- 
beiter und Soldatenräte: ,Die Bildung einer roten Garde ist 
vorläufig einzustellen.' Das deutsche Bürgertum nehm die- 
sen proletarischen Klassenpazifismus zur Kenntnis und zö- 
gerte nicht. Kapital daraus zu schlagen". 
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Sebastian Haffner: Für ein sozialistisches Deutschland 



Über die „Deutsche Revolution ’von 1918/19” wurde viel 
geschrieben, von der rechten Reaktion wurden Legenden 
aufgebaut, die Revolution wäre der kämpfenden Truppe in 
den Rücken gefallen, die Sozialdemokratie diffamiert 
gleiche rmassen die deutsche Revolution, und sie freut sich, 
unter der Führung von Ebert und Noske Deutschland vor 
dem bolschewistischen Chaos gerettet zu haben. Sebastian 
Haffner,einer der profunden Kenner deutscher Geschichte, 
schreibt zur Rolle der SPD in seinem Buch „1918/19”: 
„Die Legende vom bolschewistischen Chaos, von den 
Sozialdemokraten erfunden, wird von den Kommunisten, 
gewollt oder ungewollt, gestützt: Denn sie nehmen das gan- 
ze Verdienst an der Revolution für die KPD oder ihre Vor- 
gängerin die Spartakusgruppe, in Anspruch, also ruhmre- 
dig, was sie Sozialdemokraten als Rechtfertigung für sich 
sel6st und Anklage gegen die Revolution Vorbringen: daß 
die Revolution des November 1918 eine kommunistische 
Revolution gewesen sei. Aber auch wenn Sozialdemokra- 
ten und Kommunisten ausnahmsweise einmal das gleiche 
sagen, wird es dadurch noch nicht wahr. Die Revolution 
von 1918 war kein russischer Importartikel, sie war deut- 
sches Eigengewächs, und sie war keine kommunistische, sie 
war eine sozialdemokratische Revolution - genau die Re- 
volution, die die SPD 50 Jahre lang vorausgesagt und ge- 
fordert, auf die sie ihre Millionen Anhänger vorbereitet 
und als deren Organ sie sich ihnen ihr Leben lang ange- 
boten hattte. Das ist leicht zu beweisen. Nicht die zah- 
lenmäßig und organisatorisch ganz unzulängliche Spartakus- 



gruppe machte die Revolution, sondern Millionen sozial- 
demokratisch wählender Arbeiter und Soldaten. Die Re- 
gierung, die diese Millionen forderten - auch noch im Januar 
1919 wie vorher schon im November 1918 - war nicht ei- 
ne spartakistische oder kommunistische Regierung, son- 
dern eine Regierung der wiedervereinigten sozialdemo- 
kratischen Partei. Die Verfassung, die sie erstrebten, war 
keine Diktatur des Proletariats, sondern eine proletarische 
Demokratie. Auch die Methoden der Revolution waren 
nicht einmal marxistisch, sondern lassalleanisch. Die re- 
volutionären Massen griffen, wie es Lassalle in den acht- 
zehnhundertsechziger Jahren gefordert hatte, nach der 
Staatsmacht. Sie besetzten nicht die Fabriken, sondern die 
Ämter und Kasernen. Sie wählten als Volksbeauftragte die 
sozialdemokratischen Führer”. 

Doch eben halt diese sozialdemokratischen Führer ha- 
ben sich selbst von der von ihnen selbst zunächst mit- 
initiierten Revolution distanziert und mit den bürgerlichen 
Kräften einen Pakt gegen die Revolution gebildet. 

So fragt sich Sebastian Haffner im Nachwort zu seinem 
Buch, wurde damals die Chance einer deutschen Revo- 
lution für immer verspielt? Auf die Revolution von 1918/19 
folgte die Weimarer Republik und dann folgte der Hit- 
ler-Staat und schließlich die deutsche Teilung. Eine von 
der SPD geführte BRD-Regierung existiert seit mehr als 12 
Jahren. Eine Chance für eine neue deutsche Revolution? 
Sicher nicht. 

Eine neue Generation wächst heran. Eine Friedensbewe- 
gung ist entstanden. Die Abkehr von der noch bürgerlicher 
gewordenen SPD verstärkt sich. Die ungelöste nationale 
Frage in Deutschland wirkt als Sprengsatz für eine neue 
revolutionäre Initiative für ein unabhängiges basisdemo- 
kratisches und sozialistisches Deutschland. Die Furcht vor 
dem wahnsinnigen Wettrüsten der imperialen Supermächte 
hat eine mächtige Bewegung enstehen lassen. Chancen für 
eine neue deutsche Revolution? 

Sebastian Haffners ,,1918/19 - eine deutsche Revolution ” 
im November 1981 in einer breiteren Auflage im ro-ro-ro 
Taschenbuchverlag erschie nen,ist nicht nur ein Geschichts- 
buch, welches die damaligen Ereignisse chronologisch anein- 
anderreiht. Haffner bezieht klar Stellung. Die deutsche Re- 
volution von Sozialdemokraten betrieben, wurde eben von 
diesen verraten und damit der Boden bereitet für das Hit- 
ler-Reich. Seine schlüssige Beweisführung einer unbequemen 
These ist spannende Geschichtsschreibung, aber auch ein 
Lehrstück über Verhalten und politische Moral sozialdemo- 
kratischer Führer in einer revolutionären Situation. 

Für jeden an nationalrevolutionärer Politik und Tradition 
interessierten Menschen sollte die Lektüre dieses Haffner- 
Buches selbstverständliche Pflicht sein und dies nicht nur 
im historischen Sinne. Für jeden^der sich weitergehend mit 
der deutschen Revolution beschäftigen möchte, ist sicher 
das Buch „Arbeiter, Soldaten- und Volksräte in Baden, 
1918/19” von Peter Brandt und Reinhard Rürüp, erschie- 
nen im Droste Verlag, Düsseldorf interessant. 





Leserbriefe 

Die Redaktion von WIR SELBST behält sich vor, 
Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen. 

Für eine Friedenspolitik revolutionärer Blockfreiheit 

Die Protestbewegung in der BRD gegen die Neutronenbom- 
be ist vornehmlich Ausdruck eines Antiamerikanismus, der 
folgende Hauptursachen hat: 

Nach dem zweiten Weltkrieg wurde in dem von den west- 
lichen Alliierten besetzten Teil Deutschlands der „Ameri- 
can way of life” eingeführt; man meinte, daß Deutschland 
nun „am amerikanischen Wesen genesen” sollte und würde. 
Die damit verbundene Ausrichtung auf rein materielle Wer- 
te bewirkte zwar materiellen Wohlstand, jedoch eine 
„mammonistische Entartung” der Gesellschaft. 

Nach dem Abklingen der Wohlstandseuphorie und mit 
Zunahme des kritischen Bewußtseins hinsichtlich der Ge- 
sellschaftspolitik waren die negativen Seiten des „Wirt- 
schaftswunders” nicht länger zu übersehen, wobei be- 
sonders zwei Aspekte die Kritik herausforderten: 1. das 
Aufzwingen künstlicher Bedürfnisse mittels ausgeklün- 
gelter Werbetechniken, um den Konsum von kurzlebi- 
gen modeabhängigen Produkten herbeizuführen; 2. die 
Zerstörung und Verhäßlichung der Umwelt. 

Man begann zu begreifen, daß durch raffinierte Ausnüt- 
zung und Manipulation von psychologischen und sozio- 
logischen Mechanismen ein regelrechter Konsumterror 
besteht; daß letztlich die Konsum- und Wegwerfideologie 
die meisten negativen gesellschaftlichen Zustände verur- 
sacht. 

War es früher vornehmlich der kritische, durch die Frei- 
zeitindustrie nicht abgestumpfte Teil der Jugend, welcher 
unter anderem durch bewußten Konsumverzicht gegen den 
Konsumfaschismus protestierte und den entscheidenden 
Schritt zur Überwindung der Konsumgesellschaft in einer 
umfassenden Emanzipierung von den USA sah, ist heute 
die „Los von Amerika”-Stimmung in allen Alters- und Be- 
rufsgruppen vorhanden, verstärkt durch die Bewußtwer- 
dung der Festlegung Deutschlands als Hau ptaus tragungs- 
gebiet eines Krieges zwischen den USA und der UdSSR - 
mit Aussicht auf Ausradierung jedenfalls Mitteleuropas. Es 
ist notwendig, sich auch in Österreich - statt weiter der 
Konsum- und Wegwerfideologie zu huldigen - mit dieser 
Thematik kritisch auseinanderzusetzen. 

Dr. Harald Wolfgang Ebner, Wien 



Neues aus Schotten 

Die WIR SELBST wird von mir nicht pauschal als rechts- 
radikal eingeschätzt. Solidaristische und marxistisch-le- 
ninistische (stalinistische) Konzepte sind reaktionär und vor 
dem Hintergrund unserer Geschichte und politischen Kultur 
sehr problematisch. Aber damit muß man sich argumentativ 
auseinandersetzen. Anarchosyndikalistische Vorstellungen 
finde ich sympathisch und dieskussionswürdig. Rudi Supek 
z.B. verehre ich sehr. Ich hoffe, daß sie so fair sind, meinen 
verspäteten Leserbrief abzudrucken. 

Jan Peters, Berlin 



Ich bin beauftragt worden, an Euch zu schreiben mit der 
Bitte um konkrete Informationen über „die Geldgeber von 
Jan Peters”. Die Mehrheit unserer Redaktion ist nämlich ge- 
gen die Mitarbeit dieses Herrn, dem gute Kontakte zum Ber- 
liner VS nachgesagt werden und reichlich umstritten in der 
Szene ist. 

Jörg Littmann, Zeitschrift „Instandbesetzerpost”, Berlin 



Richtigstellung 

In der Zeitschrift „Dokument und Analyse” ist inzwischen 
von mir eine Darstellung der Nationalrevolutionäre ver- 
öffentlicht worden (Dezemberheft). Das geschah jedoch in 
entstellter Form. Diese Entstellung wurde vor allem durch 
Streichungen von Manuskriptstellen hervorgerufen, aber 
auch durch einen Untertitel, von dem kein Wort aus meiner 
Feder stammt. Auf Kosten der Streichungen geht z.B., daß 
man nunmehr aus meinem Artikel herauslesen kann, die 
Zeitschrift WIR SELBST sei ein Organ eines Koordi- 
nierungsausschusses und werbe sogar für eine neue, erst ge- 
plante Organisation. Dabei hatte ich ausdrücklich geschrie- 
ben: „Die nationalrevolutionäre Idee hat sich von ihren Ur- 
hebern gelöst und verselbständigt. Dafür spricht auch die 
Zeitschrift WIR SELBST, welche erstmals 1979 erschien 
und breite Kreise der rebellischen Jugend anzusprechen ver- 
steht”. Damit war Eure Zeitschrift klar abgehoben von der 
erwähnten und dargestellten Gruppe. Da bereits Kritik laut 
wird, möchte ich das klarstellen. 

Günter Bartsch, Freiburg-St. Georgen 

Wir selbst 

Mit Dank erhielt ich vor einiger Zeit Ihre recht interessante 
Zeitschrift. Es scheint mir jedoch, daß einerseits zu sehr 
regionale Aussagen zu Wort kommen oder anderseits all- 
gemein bekannte Themen, wie die Unterdrückung anderer 
Völker (z.B. in Südamerika). Mir erscheint es wichtig stär- 
ker noch zu betonen, daß eben kriegsrechtlich Deutschland 
noch ein Feindstaat zur Sowjetunion ist und der Soldat 
der Bundeswehr ein amerikanischer Söldner ist. Vorrangig 
also wäre zunächst die Forderung nach einem Friedensver- 
trag für ganz Deutschland. 

Franz Starlinger. Traunreut 

Anmerkung der Redaktion 

In unserer Ausgabe Nr. 5/81 wurde in der Reihe NR-Doku- 
mentationen ein Aufruf der „Liga gegen Imperialismus” 
zum Thema „Für den Freiheitskampf des arabischen Vol- 
kes” veröffentlicht. Hierbei wurde bedauerlicherweise die 
Quellenangabe vergessen. Dies sei hiermit nachgeholt. Es 
handelt sich um einen Aufruf der in der Dezemberausgabe 
1929 (Nr. 105) der „Internationalen Presse-Korrepondenz” 
veröffentlicht wurde. 

Gegendarstellung 

Der Herausgeber der solidaristischen BDS-Informationen, 
Werner Schlett, besteht auf der Feststellung, daß entgegen 
der Meldung in WS 3/4-81 keinerlei Kontakte von Schot- 
ten (resp. dem Verlag Ryschkowski) zu den solidaristischen 
BDS-Informationen bestehen. 

Werner Schlett, Aschaffenburg 
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Eichberg, Henning 
Nationale Identität. Entfrem- 
dung und nationale Frage in der 
Industriegesellschaft, 190 S. 
(101/DM 9,80) 




Niekisch, Ernst 

Das Reich der niederen Dämo- 
nen, eine Abrechnung mit dem 
Nationalsozialismus, 320 Seiten 
(100/DM 23.00) 

Drexel, Joseph E. 

Rüchkehr unerwünscht, Joseph 
Drexels „Reise nach Mauthau- 
sen" und der national revolutio- 
näre Widerstandkreis Ernst Nie- 
kisch. Herausgegeben von W.R. 
Beyer, 360 Seiten. 

(102/DM 12.80) 

Dutschke, Rudi 

Mein langer Marsch, Reden, 
Schriften und Tagebücher aus 
zwanzig Jahren. Herausgegeben 
von Gretchen Dutschke-Klotz, 
Helmut Gollwitzer und Jürgen 
Miermeister, 270 Seiten 
(104/DM 8,80) 

Schüddekopf, Otto-Ernst 
Nationalbolschewismus in 
Deutschland 1918 — 1933, eine 
umfassende Darstellung der na- 
tionalrevolutionären Bewegung 
der Weimarer Zeit, 560 Seiten. 
(105/DM 9,80) 

Brandt/Ammon 

Die Linke und die nationale 
Frage, Dokumente zur deut- 
schen Einheit seit 1945 
(122/DM 10,80) 

Zülch, Tilman 

In Auschwitz vergast, bis heute 
verfolgt, zur Situation der Roma 
(Zigeuner) in Deutschland und 
Europa, herausgegeben in Zu- 
sammenarbeit mit „Gesellschaft 
für bedrohte Völker", 340 S, 
(106/DM 8,80) 

Flandern: Autonomismus und 
Regionalismus. Eine Broschüre 
über flämische Autonomiebe- 
strebungen, die von der AG Re- 
gionalismus an der Uni Mainz 
herausgegeben wurde, 74 S. 
(130/DM 4,00) 



Büchermarkt 



Seghers, Freddy 

Integraler Föderalismus, Volks- 
nationalismus, Ökologie, Pazi- 
fismus, Syndikalismus. Emanzi- 
pation, Herausgeber: Volksunie 
jüngeren, in flämischer Sprache, 
160 Seiten 
<11 2/DM 10.00) 

Rathenow, Lutz 

Mit dem schlimmsten muß ge- 
rechnet werden, 42 Erzählungen 
aus dem Alltag der DDR, 199 S. 
(120/DM 25,00) 

Bauernlieder & Lieder der 48er 
Revolution: zwei Liederbücher 
mit progressiven Texten aus der 
positiven Tradition unseres 
Volkes. 200 Seiten. 

(117/DM 10,00) 

Venohr, Wolfgang 
Brennpunkte deutscher Ge- 
schichte, 1450 bis 1850, Mitau- 
tor Friedrich Kabermann, Bild- 
band, 300 Seiten. 

(107/DM 32,00) 

Venohr, Wolfgang 
Dokumente deutschen Daseins, 
500 Jahre deutsche Geschichte 
von 1445 - 1945, 320 Seiten. 
(118/DM 19,80) 
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Syndikat 



Blaschke, Jochen 

Handbuch der westeuropäischen 
Regionalbewegungen, 350 S. 

(119/DM 29,80) 

Alternativen Europäischer Frie- 
denspolitik , Herausgeber AK 
atomwaffenfreies Europa. Ein 
wichtiges Buch zur Friedenspo- 
litik. Autoren u.a.: P. Brandt. H. 
Ammon, E.Eppler, R.Bahro, R. 
Havemann, W. Biermann, E. 
Bahr, E P. Thompson, A. Mech- 
tersheimer, 335 Seiten. 

(129/DM 17,00) 



Alternative Liste Berlin 
Paktfreiheit für beide deutsche 
Staaten, Atomwaffenfreies Eu- 
ropa vom Atlantik zum Ural, 
Einheit für Deutschland, 60 S 
(131/DM 3,80) 



Gallagher, Frank (Hrsg.) 

Sinn Fein, I.R.A. 1981, Erklä- 
rung der IRA zum Hungerstreik, 
Interview mit R. O'Bradaigh, 
die Gewerkschaften und die Iri- 
sche Revolution aus republika- 
nischer Sicht, 40 Seiten 
(132/ DM 5,00) 

Koenen/Koenen/Kuhn 
„Freiheit, Unabhängigkeit und 
Brot", zur Geschichte und den 
Kampfzielen der Arbeiterbewe- 
gung in Polen, 304 Seiten. 
(134/DM 12,00) 




Muammar Al-Kadhafi 
Das Grüne Buch, die dritte 
Universaltheorie. Kapitel 1 — 3, 
120 Seiten. 

(110/DM 2,50) 



Haffner, Sebastian 
1918/19. Eine deutsche Revo- 
lution, über eine verpaßte deut- 
sche Gelegenheit, Demokratie 
zu verwirklichen. 

(135/DM 6,80) 



Das Maueituch 




Das Mauerbuch 



Texte und Bilder aus Deutsch- 
land von 1945 bis heute, per- 
sönliche Erfahrungen, histori- 
sche Erfahrungen und literari- 
sche Impressionen zum 20. 
Jahrestag der Berliner Mauer, 
Autoren: Heinz Brandt, Hein- 
rich Albertz, Martin Walser, 
Henning Eichberg, Wolf Deinert 
u.a., Seiten 
(133/DM 29,80) 

wir selbst 



Ortots 

Die Basken, Vergangenheit und 
Zukunft eines freien Volkes, 
140 Seiten. 

(111 /DM 10,00) 



Zeitschrift für Nationale Identität 
Nr. 3/80 
(123/DM 3,00) 

Nr. 4/80 
(124/DM 3,00) 



Eichberg, Henning 
Minderheit und Mehrheit, am 
Beispiel von Indianer, Iren und 
ausländischen Arbeitnehmern, 
120 Seiten 
(116/DM 11,80) 

WIR SELBST - Jahrgang 1981 

1138/ DM 18,00) 



Nr. 1/81 

(126/DM 3,00) 
Nr. 2/81 
(127/DM 3,00) 
Nr. 3 & 4/81 
(128/DM 6,00) 
Nr. 5/81 
(136/DM 3,00) 
Nr. 6/81 
(137/DM 3,00) 
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Alle Preise inkl. MwSt.+ 3 DM Versand, Mindestbestellung 25 DM. 
Zahlungsweise: 

Olch füge 1 Post/Bank-Scheck bei über DM (+3 DM Versand) 

Ql-ieferung per Nachnahme. NN & Versandkosten will ich tragen. 

Name, Vorname: 

Straße, Nr.: 

PLZ. Ort: 

Datum: Unterschrift: 




Ein Abo kommt 
überall hin ! 



Bestellschein: 



wir selbst 

Zeitschrift für Nationale Identität Gewünschte Zahlungsweise für WIR 

SELBST (bitte ankreuzen): 



Hiermit bestelle ich WIR SELBST 
WIR SELBST erscheint zweimonatlich 
und kostet im Jahresabo DM 27,— 

(6 Hefte a DM 4 + DM 3 für Porto). 



OBEQUEM UND BARGELDLOS 
DURCH BANKEINZUG (DM27) 



Bankleitzahk 



Kontonummer- 



Geldinstitut:. 



Straße/ Nr. 



PLZ/Wohnort: 



OGEGEN RECHNUN' (OM 27) 
OLIEGT ALS SCHECK BEI (DM 27) 



Datum/Unterschrift 



Datum/Unterschrift: 



WIR SELBST, Schützenstr. 44, Postfach 168, 5400 Koblenz 1 



Zeitschrift für Literaturfreunde 



Seil über einem Jahr glhi es 
< inr kleine, über feine Zell- 
>i hnft für Kenner Dut- Senl- 
k<*rn- Wer Lyrik hebt und mo- 
derne PhLiii. snllle sie sich ein* 
mul eiwtt> geoouer nnschaucn 

Uns Senfk"rn ist eine 
freie unabhängige Zeitschrift 
fui Denkanstöße tu einer Le 
bonswcise. die zur Entfaltung 
menschlicher Individualität 
beitrugt So jedenfalls um reißt 
Michael Morgental der Her- 
ausgeber des Senfkorn- , das 
Programm des Heftes, das 
fünfmal jährlich erscheint 
• Das Senfkorn - bringt phan- 
tastische Ei Zahlungen H.n- 
kos. Prosa und Lyrik junger 
Autoren, japanische Literatur 
Buchhinweise. Provokationen 
für die Lebenswelt insge- 
samt Seiten 
Literarisches Schwerge- 
wicht hegt auf der Auseinan- 
dersetzung mit moderner ja- 
panisch 'chinesischer Prosa 

und Lynk ein Bereich, der in 
Deutsehlund bisher viel zu 
sehr vernachlässigt wurde 
So ist denn auch Michael 
Morgental. Herausgeber und 
Schriftleiter, wie er sieh im 
Impressum nennt, leicht fern- 



* 

i 



DAS 

SENFKORN 



östlich angehaucht - Er über- 
setzt aus dem Japanischen und 
schreibt selbst unter anderem 
Gedichte in der strengen Form 
des Haiku die den Lyriker 
dem Zwang unterwirft, sich 
auf drei Zeilen mit insgesamt 
siebzehn Silben zu beschran- 
ken 

Das Senfkorn wendet sich 
an Leser denen der Inhalt 
wichtiger ist als die äußere 
Form, die nicht auf perfekt ge- 
machte. aufwendige Kultur- 
zeitschriften fixiert sind Der 
Name Senfkorn steht sinn- 
bildlich für alles Aufkeimende. 
alles Neue, das Würze ln das 
Alltägliche bringt 

Die Titelseite tragt immer 
den Namen des Blattes, ge- 
schnoben in japanisch chine- 
sischer Kalligraphie, jeweils 
von einer anderen Persönlich- 
keit. in den uns so fremden 
fernöstlichen Schriftzeichen 
kunstvoll mit dem Pinsel 
gemalt 

Wer Das Senfkorn* ken- 
nenlernen mochte, kann für 
vier Mark, möglichst in 40-Pf- 
Bnefmarken ein Probeheft 
bekommen vom Wolkentor- 
Verlag. 2054 Geesthacht, 
Kreuzberger Str 72 



Reihe pogrom 

Die neue 

Taschenbuchreihe 

zur Situation ethnischer Minderheiten 

Bisher Assyrer. Armenier. Indianer. Abo* 
rigines. Sinti und Roma 

Z.B URAN UND ABORIGINES 

Janine Roberts 

Nach Völkermord: Landraub und Uran- 
abbau - Die Schwarzaustralier (Abori- 
gines) kämpfen ums Überleben 

(Hrsg Bundesverband Bürgerinitiativen Um- 
weltschutz' und ‘Gesellschaft für bedrohte 
Volker*) 



uRa n 

Uranabbau bedroht heute weltweit Leben 
und Umwelt. Ein Beispiel von vielen ist der 
Uranabbau in Australien Multinationale Kon- 
zerne greifen nach den letzten Territorien der 
Aborigines. Die Geschichte der Kolonisation 
und Ausrottung durch die Weißen und der 
heutige Widerstand der schwarzaustrali- 
schen Landrechtsbewegung 

Reihe pogrom Nr 66/67. September 1979, 
Göttingen und Wien. 192 S . DM 7,80 

zu bestellen bei: 

Gesellschaft für bedrohte Völker 

Menschenrechtsorganisation für Minderheiten 
Gemeinnütziger Verein 
Postfach 159 3400 Göttingen 

Tel pogrom Versand 0551 /55822 
Redaktion 55823 
Postscheck Hamburg 297792-207 



ALTERNATIV LEBEN 



Die Betriebsgemeinschaft St. Julian Bastian KG ist 

Ein Zusammenschluß mehrerer Betriebe mit über 400 ha Land um 
eine großflächige biologische Bewirtschaftung zu ermöglichen. 

Der größte biologisch geführte Betrieb Deutschlands in vollkommen 
industrieferner Lage (dadurch können wir als einer der wenigen bio- 
logischen Betriebe die vollkommene Naturreinheit unserer Pro- 
dukte garantieren) 

Der Versuch Landwirtschaft dem Verbraucher nahezubringen und 
den Kunden als mündigem Partner des Bauern über Beteiligungen am 
landw. Betrieb einen Einfluß zu sichern. 

Die Betriebsgemeinschaft St.Julian Bastian KG will 

Eine naturgemäße, ökologische Landwirtschaft betreiben, in der 
sich die Mitarbeiter und Kunden der Betnebsgemeinschaft a) als 
Sachwalter des lebendigen Organismus Bauernhof begreifen, b) um 
sich mit dieser Aufgabe ganz identifizieren zu können c) an Grund 
und Boden beteiligen können. 

Die erzeugten Produkte unter eigener Kontrolle verarbeiten und ver- 
treiben. 

Einen autarken Betrieb schaffen (Biogas, Sonnenenergie, Hand- 
werk). 

Die Betriebsgemeinschaft St.Julian Bastian KG soll 

Eine Großzahl von Außenstehenden an den landw. Betrieb heran- 
führen: Mitarbeiter mit landwirtschaftlichen und pädagogischen 
Kenntnissen; Geldgeber gegen erstrangige Grundschuldsicherheit 
und gute Verzinsung; Altenteiler (=Senioren die voll in die be- 
stehenden Großfamilien integriert werden); Feriengäste (Einzel- 
personen ab 28,- DM VP, Familien ab 24.- DM VP, Kinder die 
Hälfte, Kinder ab 7 Jahre ohne Begleitung ab 18,- DM VP). 

Allen die sich eine naturgemäße Existenzgiundlage oder Frei- 
zeitbeschäfngung schaffen wollen helfen: 
durch Lehre und Praktikum 
- durch Kurse und Seminare 

durch ein Berufsfindungsjahr für Schulabgänger ab 1.10.82 in 
Landwirtschaft, Handwerk, Kleinindustrie, Hauswirtschaft, Er- 
nährungswirtschaft und Sozialpädagogik 

durch Herausgabe des Bioblättchen St. Julian, welches monatlich 
auf 48 Seiten über Ökologie, Umweltschutz, einfaches und ge- 
sundes Leben berichtet. Einzelheft 4.- DM. Jahresabo 40,- DM 



Ich bitte um Zusendung von; 

O Preisliste Bioprodukte St. Julian 
O Mitarbeiter- und Beteiligungsmfo St. Julian 
O Lehrinfo St. Julian 
O Gästeinfo St. Julian 
O Handwerksgemeinschaft St. Julian e.V 
O Fördergemeinschaft St. Julian e.V 

O Ich werde Mitglied der Fördergemeinschaft St. Julian, Monatsbei- 
trag mmd. 5,- DM, emschl Bezug des Bioblättchens. 



Straße.. Wohnort 



Betriebsgemeinschaft St. Julian Basian KG 
Schloßstr. 3 
6799 St. Julian 2 






Zur Unterstützung der algerischen Kinder — I960 
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